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Auf  dem Deckblatt

1. Eine Krankenschwester arbeitet 
während der Coronavirus-
Pandemie auf der COVID-19-
Station eines Krankenhauses, 
Brüssel (Belgien), 28. April 2020.

2. Ein Offshore-Windpark in der 
Nordsee, etwa 23 km vom 
belgischen Hafen Ostende 
entfernt. 

3. Medizinisches Personal aus 
Rumänien trifft in Lecco 
(Italien) ein, um das italienische 
Gesundheitspersonal bei der 
Bekämpfung der COVID-19-
Pandemie zu unterstützen, 
7. April 2020.

4. Von links nach rechts: Ursula 
von der Leyen, Präsidentin der 
Europäischen Kommission, 
Charles Michel, Präsident 
des Europäischen Rates, und 
David Sassoli, Präsident des 
Europäischen Parlaments, im 
Europäischen Parlament, Brüssel 
(Belgien), 23. Juli 2020.

5. Schutzmasken aus der rescEU-
Reserve werden aus einem 
Flugzeug entladen; die Masken 
sind bestimmt für in der COVID-
19-Bekämpfung eingesetzte 
medizinische Fachkräfte in 
Mailand (Italien), 25. April 2020. 

6. Dank digitaler Technologien 
können sich die Menschen 
während der Pandemie ständig 
auf dem Laufenden halten. Die 
EU kämpft gegen Desinformation, 
damit die Bürgerinnen und 
Bürger Vertrauen in die 
Informationen über COVID-19 
haben können.

7. Zwei Personen mit der EU-Flagge 
und der LGBTIQ-Flagge.

8. Ein Fläschchen mit dem COVID-
19-Impfstoff im Coronavirus-
Impfzentrum im Robert-
Bosch-Krankenhaus, Stuttgart 
(Deutschland), 27. Dezember 
2020. 

9. Christine Lagarde, Präsidentin 
der Europäischen Zentralbank 
(links), und Ursula von der Leyen, 
Präsidentin der Europäischen 
Kommission, Brüssel (Belgien), 
11. Dezember 2020.
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Vorwort

Ursula von der Leyen
PRÄSIDENTIN DER 

EUROPÄISCHEN KOMMISSION

2020 war ein Jahr, das wir am liebsten sofort vergessen 
würden, zugleich aber auch eines, an das wir uns immer 
 erinnern sollten – ich glaube, so denken viele von uns.

Sofort vergessen wollen wir das Jahr natürlich wegen der 
Pandemie.

Die Auswirkungen der Coronavirus-Krise waren in jeder Fa-
milie, in jedem Land, in jedem Winkel unserer Union zu spü-
ren. Ich fühle von ganzem Herzen mit all jenen, die geliebte 
Menschen verloren haben oder die krank geworden sind.

Aber 2020 war auch ein denkwürdiges Jahr.

Da sind die Heldinnen und Helden im Gesundheitswesen, die 
den Kampf gegen diesen unsichtbaren Feind führen und ihr 
Leben riskieren, um andere zu retten. Ich bedanke mich bei 
jeder und jedem Einzelnen von ihnen, genauso wie bei allen 
anderen Arbeitskräften, die an vorderster Front stehen, um 
uns und unsere Wirtschaft durch diese schwierigen Zeiten zu 
bringen.

Nicht vergessen sollten wir auch, dass Europa angesichts 
der menschlichen Tragödie seine Kräfte vereint hat. Diese 
Mobilisierung war in der Geschichte der Union beispiellos: 
Länder, Städte und Regionen setzten sich dafür ein, dass 
medizinische Geräte dorthin gelangten, wo sie benötigt wur-
den. Europäische Flugzeuge brachten Tausende von Tonnen 
lebensrettendes Material zu den am stärksten gefährdeten 
Gemeinschaften weltweit, und über 600 000 gestrandete 
Bürgerinnen und Bürger wurden nach Hause geholt.
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Unternehmen stellten ihre Produktion um, um die Nachfrage 
nach Desinfektionsmitteln, Gesichtsmasken und medizini-
schen Geräten zu decken. Und im Rahmen einer beispiel losen 
globalen Geberkonferenz wurden fast 16 Milliarden Euro 
zusammengetragen, um allen Menschen Zugang zu sicheren 
und wirksamen Impfstoffen zu verschaffen – denn wir wissen: 
Niemand ist sicher, solange nicht alle sicher sind.

Die Impfstoffe werden uns helfen, schrittweise zu unserem 
normalen Leben zurückzukehren. Sie können uns jedoch nicht 
bei der Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen von COVID-19 
helfen oder den Klimawandel aufhalten, der unseren Planeten 
nach wie vor bedroht. Deshalb haben wir parallel zur Bekämp-
fung des Coronavirus weiter entschiedene Maßnahmen ergrif-
fen, um Klimaneutralität zu erreichen. Wir werden die Emission 
von Treibhausgasen weiter senken, massiv in grüne Techno-
logien investieren und das volle digitale Potenzial Europas 
freisetzen können.

Ich bin zuversichtlich, dass uns dies gelingen wird, auch dank 
unseres mit 750 Milliarden Euro ausgestatteten Aufbauinstru-
ments NextGenerationEU. Er bildet das Herzstück des neuen 
langfristigen EU-Haushalts, der mit einer finanziellen Schlag-
kraft von 1,8 Billionen Euro der größte Haushalt in der Ge-
schichte der EU ist. Wir haben nun die einzigartige Möglichkeit, 
in eine bessere Zukunft für unsere Kinder und Enkel zu inves-
tieren – in ein gesundes, grünes und intelligentes Europa mit 
guten Beschäftigungsmöglichkeiten, in dem die Menschen gut 
leben und sich entfalten können und in dem niemand zurück-
bleibt.
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Es war ein schwieriges Jahr, aber dank unserer Reaktion auf 
die Pandemie werden wir stärker, widerstandsfähiger und 
geschlossener daraus hervorgehen. Ich war noch nie so stolz 
darauf, Europäerin zu sein, und noch nie so stark davon 
überzeugt, wie wichtig gemeinsames Handeln ist, um große 
Herausforderungen zu meistern.

2020 war auch das Jahr des Brexits. Ich respektiere die 
Entscheidung der Menschen im Vereinigten Königreich, die 
Europäische Union zu verlassen; in der Familie der europäi-
schen Nationen werden sie immer willkommen sein. Aber 
für uns ist es an der Zeit, den Brexit hinter uns zu lassen. 
Die Zukunft gehört Europa.

Die Menschheit hat sich 2020 von ihrer besten Seite gezeigt. 
Darauf sollten wir jetzt aufbauen. Wir haben verschiede-
ne Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus, Hass und 
Diskriminierung in allen ihren Ausprägungen vorgeschlagen. 
Diese Initiativen und die gesamte Arbeit, die die EU wäh-
rend der Pandemie geleistet hat, werden auf den folgenden 
Seiten beschrieben.

Jetzt unternehmen wir voller Hoffnung und Entschlossenheit 
die ersten Schritte in Richtung Erholung. Europa verfügt über 
die Menschen, die Vision, den Plan und die Ressourcen, um 
diesen Prozess zum Erfolg zu führen.

Lang lebe Europa!

Ursula von der Leyen
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Die Mitglieder der Europäischen Kommission

 
Von links nach rechts: 
Erste Reihe: Ursula von der Leyen, Präsidentin der Europäischen Kommission. 
Zweite Reihe: Exekutiv-Vizepräsident Valdis Dombrovskis, Eine Wirtschaft im Dienste der Menschen, Exekutiv-Vizepräsident Frans 
Timmermans, Ein europäischer Grüner Deal, Exekutiv-Vizepräsidentin Margrethe Vestager, Ein Europa für das digitale Zeitalter, und Hoher 
Vertreter/Vizepräsident Josep Borrell, Ein stärkeres Europa in der Welt. 
Dritte Reihe: Vizepräsident Margaritis Schinas, Förderung unserer europäischen Lebensweise, Vizepräsidentin Věra Jourová, Werte und 
Transparenz, Vizepräsident Maroš Šefčovič, Interinstitutionelle Beziehungen und Vorausschau, Vizepräsidentin Dubravka Šuica, Demokratie 
und Demografie, und Kommissar Johannes Hahn, Haushalt und Verwaltung. 
Vierte Reihe: Kommissar Janusz Wojciechowski, Landwirtschaft, Kommissar Nicolas Schmit, Beschäftigung und soziale Rechte, 
Kommissarin Elisa Ferreira, Kohäsion und Reformen, Kommissarin Mariya Gabriel, Innovation, Forschung, Kultur, Bildung und Jugend, 
Kommissar Paolo Gentiloni, Wirtschaft, Kommissarin Ylva Johansson, Inneres, und Kommissar Thierry Breton, Binnenmarkt. 
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Fünfte Reihe: Kommissarin Helena Dalli, Gleichheitspolitik, Kommissarin Stella Kyriakides, Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, 
Kommissarin Adina Vălean, Verkehr, Kommissar Janez Lenarčič, Krisenmanagement, Kommissar Didier Reynders, Justiz, und Kommissar 
Olivér Várhelyi, Nachbarschaft und Erweiterung. 
Sechste Reihe: Kommissarin Jutta Urpilainen, Internationale Partnerschaften, Kommissar Virginijus Sinkevičius, Umwelt, Meere und 
Fischerei, Kommissarin Kadri Simson, Energie, und Kommissarin Mairead McGuinness, Finanzstabilität, Finanzdienstleistungen und die 
Kapitalmarktunion.
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In Mailand werden Kisten mit Masken 
aus einem rumänischen Militärflugzeug 
ausgeladen. Mailand (Italien), 25. April 
2020.

Im Verbund 
gegen Corona
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Vorbemerkung

Der Ausbruch der Corona-Pandemie in Europa hat 
menschliche Tragödien, Lockdowns und einen bei-
spiellosen Konjunkturabschwung herbeigeführt. 
In dieser Situation hat sich die Europäische Union 
umgehend solidarisch gezeigt. Mit ihrem sofortigen 
und wirksamen Gegensteuern in der Krise hat sie 
Menschenleben und Existenzen gerettet. Im Laufe 
des Jahres 2020 wurden über 1 350 Maßnahmen 
zur Abfederung der Krise ergriffen, darunter fast 
400 Beihilfe-Entscheidungen zur Rettung europäi-
scher Unternehmen.

In den ersten Tagen und Wochen nach Ausbruch der 
Pandemie in Europa wurde den Gesundheitssyste-
men auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene der 
Rücken gestärkt. EU-weit nahmen Krankenhäuser 

Patienten aus anderen Ländern auf. Mobile Gesund-
heitsteams wurden entsandt, um den dringendsten 
Bedarf zu decken. Über 600 000 im Ausland festsit-
zende EU-Bürger/-innen wurden zurückgeholt. Öffent-
liche und private Investitionen wurden mobilisiert, um 
sichere und wirksame Impfstoffe für alle Menschen 
weltweit zu entwickeln.

Die „Clearingstelle“ der Kommission für medizinische 
Ausrüstung half den Mitgliedstaaten, Engpässe ge-
meinsam zu überwinden.

4,2 Billionen EUR bzw. mehr als 30 % des Brutto-
inlandsprodukts der EU wurden von der EU und den 
Mitgliedstaaten mobilisiert, um die Folgen der Krise 
abzufedern.
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14 Der EU-Haushalt wurde auch in vollem Umfang mo-
bilisiert, um Mitgliedstaaten in Not direkt finanziell zu 
unterstützen. Gleich zu Beginn der Krise präsentierte 
die Kommission die Investitionsinitiativen zur Bewäl-
tigung der Corona-Krise, die es den Mitgliedstaaten 
ermöglichen, Kohäsionsmittel zur Unterstützung der 
am stärksten getroffenen Wirtschaftszweige zu ver-
wenden. Das Soforthilfeinstrument wurde aktiviert, 
um direkte finanzielle Unterstützung für den strategi-
schen Bedarf auf europäischer Ebene bereitzustellen. 
Die Kommission rief die Initiative zur Unterstützung 
bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in 
einer Notlage (SURE) ins Leben, um Arbeitsplätze zu 
erhalten und Familien zu unterstützen.

Corona hat die Volkswirtschaften weltweit schwer er-
schüttert. Die Folgen für Wirtschaft und Gesellschaft 
sind beträchtlich. Trotz des raschen und beherzten 
Gegensteuerns sowohl auf EU- als auch auf natio-
naler Ebene wurde rasch deutlich, dass die EU-Wirt-
schaft im Jahr 2020 eine Rezession historischen 
Ausmaßes erleben würde.

Daher waren weitere Maßnahmen erforderlich, um 
die coronabedingten wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Schäden zu beheben. Der aufgestock-
te langfristige Haushalt für 2021-2027 und der 
befristete Aufbauplan NextGenerationEU bilden mit 
insgesamt 1,8 Billionen EUR das größte Konjunktur-
paket, das jemals aus dem EU-Haushalt finanziert 

wurde. Hiermit kann die EU Menschen, Unternehmen 
und Regionen unterstützen, insbesondere diejenigen, 
die am stärksten unter der Krise leiden. Wenn Corona 
vorüber ist, soll ein grüneres, digitaleres und krisen-
festeres Europa entstehen.

Im Rahmen der EU-Impfstrategie schloss die Kom-
mission Vereinbarungen mit sechs Unternehmen 
(AstraZeneca, BioNTech/Pfizer, CureVac, Johnson & 
Johnson, Moderna und Sanofi/GlaxoSmithKline), um 
ein breites Spektrum sicherer und wirksamer Corona- 
Impfstoffe für die Menschen in der EU zu sichern.

Ohne Abstriche in puncto Sicherheit und Wirksam-
keit wurde der erste Impfstoff vor Jahresende in 
der EU eingesetzt. Am 21. Dezember erteilte die 
EU-Kommission eine bedingte Zulassung für das In-
verkehrbringen des von BioNTech/Pfizer entwickelten 
COVID-19-Impfstoffs, des Ersten seiner in der EU 
zugelassenen Art. Bei den Europäischen Impftagen 
vom 27.-29. Dezember wurden die ersten Impfungen 
in den Mitgliedstaaten durchgeführt.

Schaut man auf das Jahr 2020 zurück, wird die 
immense Belastung durch Corona deutlich. 15 Millio-
nen Menschen in der Europäischen Union waren mit 
Corona infiziert. Über 350 000 verloren ihr Leben. 
Der Kampf gegen Corona geht 2021 weiter.

https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/financial-assistance-eu/funding-mechanisms-and-facilities/sure_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/financial-assistance-eu/funding-mechanisms-and-facilities/sure_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/financial-assistance-eu/funding-mechanisms-and-facilities/sure_de
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Beispielloses Handeln angesichts dringenden Bedarfs

Im Auftrag des Europäischen Rates koordinierte die 
EU-Kommission eine gemeinsame europäische Coro-
na-Krisenreaktion und traf Maßnahmen zur Stärkung 
des öffentlichen Gesundheitswesens sowie zur Abmil-
derung der sozioökonomischen Folgen der Pandemie. 
Die EU setzte alles daran, die Mitgliedstaaten ko-
ordinierend zu unterstützen, und informierte objektiv 
über die Ausbreitung des Virus und entsprechende 
Gegenmaßnahmen.

Die EU hat rasch gehandelt, um den Herausforde-
rungen der Pandemie zu begegnen. Am 28. Januar 
wurde das EU-Katastrophenschutzverfahren aktiviert, 
um mit der Rückführung gestrandeter EU-Bürger/-in-
nen zu beginnen (mit rund 408 Flügen wurden bis 
Ende des Jahres 90 000 Menschen zurückgeholt).

Am 13. März rief die Kommission zu einem koordi-
nierten wirtschaftspolitischen Gegensteuern auf. Am 
16. März setzte sie einen Beraterstab unter Vorsitz 
von Präsidentin Ursula von der Leyen und Gesund-
heitskommissarin Stella Kyriakides ein. Die Arbeit 
dieses Gremiums und des Europäischen Zentrums 
für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten 
wurde später um die neue EU-Plattform für wis-
senschaftliche Beratung zu COVID-19 ergänzt. Sie 
umfasst Corona-Experten aus den Mitgliedstaaten 
und zielt darauf ab, die wissenschaftliche Beratung 
besser zu koordinieren und bewährte Verfahren bei 
nationalen Corona-Maßnahmen auszutauschen.

 
In Msida nahe Valletta stellte eine Gruppe 
von Freiwilligen der „Grandparents Malta 
Foundation“ Gesichtsmasken her und 
brachte sie älteren und gebrechlichen 
Menschen kostenlos nach Hause. Msida 
(Malta), 19. November 2020.

https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/overview-commissions-response_de
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/overview-commissions-response_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_142
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-coordinated-economic-response-covid19-march-2020_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-coordinated-economic-response-covid19-march-2020_en.pdf
https://ec.europa.eu/health/adviceplatform_covid19_en
https://ec.europa.eu/health/adviceplatform_covid19_en
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Unterstützung in Notlagen

Die Kommission hat alle Ressourcen innerhalb des 
EU-Haushalts mobilisiert, um strategisch und 
EU-weit koordiniert dringenden Bedarf zu decken. 
Aus dem 2,7 Mrd. EUR schweren Soforthilfeinstru-
ment wurde eine breite Palette von Maßnahmen 
finanziert. Ein großer Teil der Mittel floss in die 
Impfstoff-Initiative, an der sich alle 27 Mitgliedstaa-
ten beteiligen. Die Kommission hat 10 Millionen 
Masken für Beschäftigte im Gesundheitswesen 
angekauft und an die Mitgliedstaaten weitergegeben. 
Darüber hinaus wurden Mittel für Schulungen in 
Testverfahren und Intensivpflege, den Erwerb von 
UV-Robotern zur Desinfektion in Krankenhäusern 
sowie zur Förderung klinischer Studien zu Corona- 
Medikamenten vorgesehen.

Nur mit Tests können wir die Ausbreitung von 
COVID-19 verlangsamen. Am 28. Oktober legte 
die Kommission eine Empfehlung zu COVID-19-
Test strategien vor, die auch Antigen-Schnelltests 
umfasst, und am 18. November eine spezifische 
Empfehlung zu Antigen-Schnelltests. Darüber hinaus 
unterbreitete sie am 18. Dezember einen Vorschlag 
für eine Empfehlung des Rates zu einem gemein-
samen Rahmen für Antigentests und die gegensei-
tige Anerkennung von COVID-19-Testergebnissen. 
Die Kommission hat im Rahmen des Instruments 
100 Mio. EUR mobilisiert, um Antigen-Schnelltests 
direkt anzukaufen und an die Mitgliedstaaten aus-
zuliefern. Am 18. Dezember unterzeichnete sie mit 
Abbott und Roche einen Rahmenvertrag über den 
Erwerb von über 20 Millionen Antigen-Schnelltests, 
die hieraus finanziert werden. Diese Tests sollen 
den Mitgliedstaaten ab Anfang 2021 im Rahmen 
der EU-Förderung für Corona-Tests zur Verfügung 
stehen.

 
UV-Desinfektionsroboter werden in 
Krankenhäusern zur Desinfektion mit 
UV-Licht eingesetzt. Dieser Roboter 
im Universitätskrankenhaus Odense 
kann Standard-Patientenzimmer in nur 
15 Minuten desinfizieren und trägt so 
zur Vorbeugung und Verringerung der 
Ausbreitung von COVID-19 bei. Die 
Europäische Kommission wird im Rahmen 
des EU-Soforthilfeinstruments 200 
solcher Roboter an Krankenhäuser in ganz 
Europa verteilen. Odense (Dänemark), 
18. November 2020.

https://ec.europa.eu/health/sites/health/files/preparedness_response/docs/covid19_testingstrategies_recommendation_en.pdf
https://ec.europa.eu/health/sites/health/files/preparedness_response/docs/covid19_testingstrategies_recommendation_en.pdf
https://ec.europa.eu/health/sites/health/files/preparedness_response/docs/sarscov2_rapidantigentests_recommendation_en.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5451-2021-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5451-2021-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5451-2021-INIT/de/pdf
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rescEU – ein gemeinsamer Vorrat an 

medizinischen Hilfsgütern

Gelebte Solidarität bewies die Kommission am 
19. März mit der Gründung der rescEU-Reserve für 
medizinische Ausrüstung, des ersten gemeinsamen 
Bestands an medizinischer Notfallausrüstung, ein-
schließlich Gesichtsmasken und Beatmungsgeräten, 
um bedürftigen Mitgliedstaaten unter die Arme zu 
greifen. Aus den in den Mitgliedstaaten gelagerten 
rescEU-Beständen wurden rund 3 Millionen hochwer-
tige Schutzmasken für Ersthelfer wie medizinische 
und zivile Schutzkräfte nach Spanien, Kroatien, Ita-
lien, Litauen, Montenegro, Nordmazedonien, Serbien 
und Kosovo (diese Bezeichnung berührt nicht die 
Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit 
der Resolution 1244/1999 des UN-Sicherheitsrates 
und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs 
zur Unabhängigkeitserklärung Kosovos) geliefert.

Im Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens 
wurden Beatmungsgeräte, Schutzkleidung und Des-
infektionsmittel in bedürftige Länder geschickt und 
medizinische Notfallteams eingesetzt. Norwegische, 
polnische und rumänische Ärzte behandelten Pa-
tienten in Italien und Litauen, während medizinische 
Teams aus Deutschland, Italien und Litauen ihren 
Kollegen in Armenien und Aserbaidschan unter die 
Arme griffen. Ein Mobilitätspaket half bei der Finan-
zierung des Transports von Patienten, medizinischen 
Teams und lebensnotwendigen medizinischen Hilfs-
gütern.

Sicherstellung der Verfügbarkeit von 

medizinischem Material und Nahrungs-

mitteln

Von Beginn der Krise an hat die EU Hersteller unter-
stützt, um die Verfügbarkeit unentbehrlicher Arznei-
mittel und unerlässlicher medizinischer Ausrüstung 
sicherzustellen. Die Kommission hat dafür gesorgt, 
dass die Industrie die Produktion vorantreiben oder 
umstellen kann. Dazu zählt auch die Aufforderung an 
die europäischen Normungsorganisationen, allen in-
teressierten Kreisen Normen für Gesichtsmasken und 
andere Schutzausrüstungen kostenlos zur Verfügung 
zu stellen. Viele Unternehmen in ganz Europa haben 
ihre Produktion auf persönliche Schutzausrüstung, 
Desinfektionsmittel und Medizinprodukte umgestellt.

Im April genehmigte die Kommission Anträge aller 
EU-Mitgliedstaaten und des Vereinigten Königreichs, 
vorübergehend auf Zölle und Mehrwertsteuer auf die 
Einfuhr von Medizinprodukten und Schutzausrüstun-
gen aus Drittländern zu verzichten.

Mit Sofortmaßnahmen reagierte die EU-Kommission 
im April auf Bedenken bezüglich einer möglichen 
Nahrungsmittelknappheit. Sie gestaltete den Zu-
gang zu Mitteln aus der gemeinsamen Agrarpolitik 
und dem Europäischen Meeres- und Fischereifonds 
flexibler und ergriff Maßnahmen zur Stabilisierung 
der Agrar- und Lebensmittelmärkte.

 
Lieferung medizinischer Ausrüstung aus 
der rescEU-Reserve in Prag (Tschechien), 
24. Oktober 2020.

https://ec.europa.eu/echo/news/covid-19-commission-creates-first-ever-resceu-stockpile-medical-equipment_en
https://ec.europa.eu/echo/news/covid-19-commission-creates-first-ever-resceu-stockpile-medical-equipment_en
https://ec.europa.eu/growth/single-market/european-standards/key-players_en
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18 Volle Flexibilität bei der Anwendung der 

Steuer- und Beihilfevorschriften 

In beispielloser Manier aktivierte die Kommission im 
März die allgemeine Ausweichklausel des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts als Teil ihrer Strategie, um der 
Pandemie rasch und entschlossen entgegenzuwirken. 
Nach entsprechender Genehmigung durch den Rat 
konnten die Mitgliedstaaten nunmehr die nötigen 
Maßnahmen ergreifen, um die Krise wirtschaftspoli-
tisch in den Griff zu bekommen, und dabei von den 
üblichen EU-Haushaltsregeln abweichen.

Weniger als eine Woche nachdem die Weltgesund-
heitsorganisation Europa zum Zentrum der Corona- 
Pandemie erklärt hatte, hat die Kommission einen 
Befristeten Rahmen für staatliche Beihilfen be-
schlossen, der es den Mitgliedstaaten ermöglicht, 
die vorgesehene Flexibilität voll auszuschöpfen, um 
krisengeschüttelte Unternehmen zu unterstützen. In 
diesem Zusammenhang hat die Kommission Beihilfe-
maßnahmen genehmigt, die von allen EU-Mitglied-
staaten und dem Vereinigten Königreich angemeldet 
wurden. Im Laufe des Jahres 2020 traf die Kommis-
sion knapp 400 Entscheidungen zur Genehmigung 
von 500 nationalen Maßnahmen im Gesamtumfang 
von rund 3 Billionen EUR.

Investitionsinitiativen zur Bewältigung 

der Corona-Krise

Eine der ersten EU-Maßnahmen zur finanziellen 
Unterstützung der Mitgliedstaaten war die Investi-
tionsinitiative zur Bewältigung der Corona-Krise im 
März 2020. Durch die Freigabe nicht verwendeter 
Mittel, die den EU-Mitgliedstaaten bereits zuge-
wiesen wurden, hat die Initiative die Haushalte der 
Mitgliedstaaten und der Regionen unmittelbar liquide 
gemacht und ihnen ermöglicht, kohäsionspolitische 
Mittel zur Finanzierung von Gesundheitsausgaben 

und kurzfristigen Arbeitsprogrammen zu verwenden 
und kleine und mittlere Unternehmen mit Betriebs-
kapital zu versorgen. Der Anwendungsbereich des 
EU-Solidaritätsfonds wurde auch auf Notfälle größe-
ren Ausmaßes im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
ausgeweitet, sodass die Mitgliedstaaten aus diesem 
Fonds Unterstützung im Kampf gegen Corona er-
halten können.

Ab April machte es die Investitionsinitiative Plus zur 
Bewältigung der Corona-Krise einfacher, die be-
stehenden europäischen Struktur- und Investitions-
fonds für krisenbedingte Maßnahmen zu nutzen. Der 
EU-Beitrag zu kohäsionspolitischen Programmen 
wurde bei Zahlungsanträgen, die zwischen dem 
1. Juli 2020 und dem 30. Juni 2021 eingehen, auf 
bis zu 100 % erhöht.

Im Dezember präsentierte die Kommission die Ergeb-
nisse der beiden Initiativen für 2020. Seit Beginn der 
Krise hat die EU beträchtliche Mittel mobilisiert, um 
die Auswirkungen der Pandemie abzufedern. Klei-
ne und mittlere Unternehmen profitierten von dem 
Großteil der verfügbaren Mittel (über 10 Mrd. EUR), 
die den Unternehmen geholfen haben, die Krise zu 
überstehen. 3 Mrd. EUR wurden für Menschen bereit-
gestellt, darunter Sozialdienste für benachteiligte 
Gruppen und befristete Beschäftigungsprogramme 
für Arbeitnehmer. 6,6 Mrd. EUR wurden zur Unter-
stützung des Gesundheitssektors reserviert, zu-
sätzlich zu den 10,2 Mrd. EUR, die bereits für die 
Jahre 2014-2020 vorgesehen waren (zwischen den 
Gruppen von Begünstigten gibt es einige Überschnei-
dungen).

82 % der kohäsionspolitischen Programme in 25 Mit-
gliedstaaten und im Vereinigten Königreich wurden 
angepasst, wobei zusätzliche Mittel in Höhe von 
3,2 Mrd. EUR aufgrund des EU-Kofinanzierungsanteils 
von 100 % in die nationalen Haushalte flossen.

https://www.acceptance.ec.europa.eu/competition/state_aid/what_is_new/covid_19.html
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/4e2z-pw8r
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/4e2z-pw8r
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/newsroom/news/2020/04/04-02-2020-coronavirus-response-investment-initiative-plus-new-actions-to-mobilise-essential-investments-and-resources
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/newsroom/news/2020/04/04-02-2020-coronavirus-response-investment-initiative-plus-new-actions-to-mobilise-essential-investments-and-resources
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2418
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Rettung von Arbeitsplätzen und 

 Existenzen

Im April 2020 beschloss die Kommission SURE, ein 
kurzfristiges Beschäftigungsförderprogramm zum 
Schutz von Arbeitsplätzen und coronagebeutelten 
Arbeitnehmern. Bis Ende 2020 waren insgesamt 
90,3 Mrd. EUR an finanzieller Unterstützung geneh-
migt worden, um 18 Mitgliedstaaten im Rahmen von 
SURE zu helfen. 39,5 Mrd. EUR wurden an 15 Mit-
gliedstaaten ausgezahlt: Belgien, Griechenland, 
Spanien, Kroatien, Italien, Zypern, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Malta, Polen, Portugal, Rumänien, Slowe-
nien und die Slowakei. Die Mitgliedstaaten können 
weiterhin Anträge auf Unterstützung im Rahmen 
des In struments SURE stellen, mit dem bis zu 
100 Mrd. EUR mobilisiert werden können.

Der finanzielle Beistand im Rahmen von SURE wird in 
Form von Darlehen gewährt, die die EU im Namen ih-
rer Mitgliedstaaten an den Finanzmärkten aufnimmt. 
Das ist für die meisten Mitgliedstaaten günstiger, 

als wenn sie selbst einen Kredit aufnehmen würden. 
Diese Darlehen helfen den Mitgliedstaaten dabei, 
den plötzlichen Anstieg der öffentlichen Ausgaben zu 
bewältigen, der mit ihren Beschäftigungserhaltungs-
maßnahmen einhergeht. Sie sollen es den Mitglied-
staaten insbesondere ermöglichen, die Kosten zu 
decken, die ihnen unmittelbar durch die Einführung 
oder Ausweitung nationaler Kurzarbeitsregelungen 
oder vergleichbarer Maßnahmen im Zuge der Coro-
na-Krise entstehen.

Im Namen der EU hat die Kommission im Jahr 2020 
dreimal SURE-Anleihen begeben. Jede Emission war 
mehr als zehnfach überzeichnet, was das Vertrauen 
in die EU als Emittenten und Kreditnehmer sowie als 
ernst zu nehmenden globalen Akteur auf den 
Finanzmärkten verdeutlicht. Die von der Kommission 
im Rahmen von SURE begebenen Anleihen tragen ein 
Sozialanleihen-Gütesiegel. Dadurch können Investo-
ren, die diese Anleihen kaufen, darauf vertrauen, 
dass die Mittel auch tatsächlich für einen sozialen 
Zweck mobilisiert wurden.

Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der 
Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE)

https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/financial-assistance-eu/funding-mechanisms-and-facilities/sure_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2241
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1808
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20 EU-Impfstoffstrategie

Am 17. Juni präsentierte die Kommission eine 
EU-Strategie zur beschleunigten Entwicklung, Her-
stellung und Bereitstellung von Corona-Impfstoffen. 
Demnach sollen alle Menschen in der EU mög-
lichst früh einen fairen und erschwinglichen Zugang 
zu sicheren und wirksamen Impfstoffen erhalten. 
Gleichzeitig wird eine weltweit führende Rolle bei 
diesbezüglichen Solidaritätsmaßnahmen angestrebt. 
Die Strategie soll auch sicherstellen, dass die Mit-
gliedstaaten die Verteilung der Impfstoffe und den 
Transport vorbereiten und darüber hinaus planen, 
wer vorrangig geimpft werden soll.

Die Entwicklung sicherer und wirksamer Coro-
na-Impfstoffe in so kurzer Zeit bedeutete, dass 

klinische Prüfungen parallel zu Investitionen in die 
Produktionskapazität erfolgen, damit Millionen oder 
gar Milliarden Dosen eines Impfstoffs hergestellt 
werden können. Abnahmevereinbarungen helfen, 
das Investitionsrisiko der Hersteller bei der Entwick-
lung potenzieller Impfstoffe zu verringern und so 
die Chancen zu maximieren, sichere und wirksame 
Impfstoffe rasch zu entwickeln, herzustellen und ein-
zusetzen sowie sicherzustellen, dass die Menschen in 
der EU auch tatsächlich geimpft werden können. Die 
Kommission verhandelte im Namen der EU-Mitglied-
staaten mit Pharmaunternehmen und traf zunächst 
sechs Vereinbarungen. Sondierungsgespräche mit 
weiteren Impfstoffherstellern wurden 2020 abge-
schlossen oder sind für Anfang 2021 geplant.

Bislang hat die Kommission fast

2,3 Milliarden Impfstoffdosen 
gesichert

 
Diese Zahlen stammen aus der Mitteilung der Kommission vom 
19. Januar 2021 – Gemeinsam gegen COVID-19.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1103
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0035&qid=1613125983502
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Zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Aus-
arbeitung ihrer Impfstrategien veröffentlichte die 
Kommission am 15. Oktober und am 2. Dezember 
zentrale Elemente, die gemäß den in den EU-Verträ-
gen festgelegten Zuständigkeiten zu berücksichtigen 
sind. Hierzu gehörten die Sicherstellung ausreichen-
der Impfstellen zur Verabreichung von Corona-Impf-
stoffen, ein leichter Zugang zu Impfstoffen für die 
Zielgruppen, die Bereitstellung von Impfstoffen mit 
unterschiedlichen Merkmalen und unterschiedlichen 
Lager- und Transporterfordernissen sowie eine klare 
Kommunikation zur Stärkung des Vertrauens der 
Öffentlichkeit.

Der erste Impfstoff, der am 21. Dezember unter Auf-
lagen zugelassen werden sollte, kam von BioNTech/
Pfizer. Mit der Auslieferung wurde innerhalb von 
Tagen begonnen, rechtzeitig zum Start der EU-Impf-
tage am 27., 28. und 29. Dezember. Die Zulassung 
beruht auf einer befürwortenden wissenschaftlichen 
Empfehlung, die sich auf eine gründliche Bewertung 
der Sicherheit, Wirksamkeit und Qualität des Impf-
stoffs durch die Europäische Arzneimittel-Agentur 
stützt, und wurde von den Mitgliedstaaten gebilligt.

Parallel dazu hat die Kommission ihre Solidarität mit 
globalen Partnern bewiesen und sich mit 
500 Mio. EUR aus EU-Mitteln (100 Mio. EUR in Form 
von Zuschüssen und einem Darlehen über 
400 Mio. EUR, das durch den Europäischen Fonds für 
nachhaltige Entwicklung abgesichert wird) an der 
globalen COVID-19-Zugangsfazilität für Impfstoffe 
(COVAX), einer weltweiten Initiative für Corona-Impf-
stoffe, beteiligt. Bis Dezember hatte Team Europa – 
die EU-Kommission und die EU-Mitgliedstaaten – 
 COVAX mehr als 850 Mio. EUR zugewiesen, womit die 
Europäische Union als Ganzes zunächst zum größten 
Geber von COVAX wurde. Dadurch kommt COVAX 
dem Ziel, bis Ende 2021 für Länder mit niedrigen und 
mittleren Einkommen 1,3 Milliarden Impfstoffdosen 
bereitzustellen, deutlich näher.

Techniker öffnen einen Behälter 
mit COVID-19-Impfstofffläschchen. 
Montemor-o-Velho (Portugal), 
26. Dezember 2020. 

© Lusa, 2020

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1540
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1540
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Als Impfstoff-Säule des 
ACT(Access to COVID-19 
Tools)-Accelerators ist COVAX 
ein globales Konzept zur 
raschen Entwicklung, Herstel-
lung und fairen Bereitstellung 
von COVID-19-Tests, -Medika-
menten und -Impfstoffen. 
Hierin haben sich Politik, 
Wissenschaft, Wirtschaft, 
Organisationen der Zivilgesell-
schaft und Philanthropen 
sowie globale Gesundheits-
organisationen wie die 
Bill-und-Melinda-Gates-Stif-
tung, die Coalition for Epidemic 
Preparedness Innovations, die 
Foundation for Innovative New 
Diagnostics, Gavi, The Global 
Fund, Unitaid, der Wellcome- 
Trust, die Weltgesundheits-
organisation, die Weltbank und 
die Globale Finanzierungsfazi-
lität zusammengeschlossen.

© Universitätsklinik Helsinki, 2020
 

Mitarbeiter im Krankenhausbezirk Helsinki 
und Uusimaa werden gegen COVID-19 
geimpft. Helsinki und Uusimaa (Finnland), 
27. Dezember 2020.

© fotobpb, 2020

 
Eine Bewohnerin des Altenheims Los 
Olmos wird gegen COVID-19 geimpft. 
Guadalajara (Spanien), 27. Dezember 
2020.

 
VIDEO  Erste Impfungen gegen COVID-19 
in den EU-Mitgliedstaaten.

https://www.gatesfoundation.org/
https://www.gatesfoundation.org/
https://cepi.net/
https://cepi.net/
https://www.finddx.org/
https://www.finddx.org/
https://www.gavi.org/
https://www.theglobalfund.org/en/
https://www.theglobalfund.org/en/
https://unitaid.org/
https://wellcome.ac.uk/
https://wellcome.ac.uk/
https://www.who.int/home
https://www.who.int/home
https://www.worldbank.org/
http://www.globalfinancingfacility.org/
http://www.globalfinancingfacility.org/
https://audiovisual.ec.europa.eu/de/video/I-200664
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Die internationale Gemeinschaft an einen Tisch bringen

Am 4. Mai 2020 leitete Präsidentin von der Leyen die 
weltweite Coronavirus-Krisenreaktion ein, die globale 
Initiative für einen universellen Zugang zu erschwing-
lichen Corona-Impfungen, -Behandlungen und -Tests. 
Die Kommission kommt damit dem weltweiten 
Aufruf der Weltgesundheitsorganisation vom 
24. April nach, im Kampf gegen die Pandemie tätig 
zu werden. Die weltweite Corona-
virus-Krisenreaktion zielte auch 
darauf ab, die Gesundheitssyste-
me überall zu stärken und die 
wirtschaftliche Erholung in den am 
stärksten getroffenen Regionen 
und Gemeinschaften der Welt zu 
unterstützen.

Der am 27. Juni von der Kommis-
sion und Global Citizen ausgerich-
tete Spendengipfel mit Benefiz-
konzert „Global Goal: Unite for 
Our Future“ war richtungweisend 
im weltweiten Kampf gegen Coro-
na und ein Musterbeispiel für die 
weltweit gute Zusammenarbeit 
von EU-Organen, in diesem Fall 
Rat und Kommission, mit Partnern 
und Bürgerplattformen.

Bis Ende Juni 2020 wurden dank der beiden Geber-
initiativen 15,9 Mrd. EUR für die weltweite Corona-
virus-Krisenreaktion zugesagt, davon 1,4 Mrd. EUR 
von der EU-Kommission (1 Mrd. EUR in Form von 
Zuschüssen und 400 Mio. EUR in Form von Darle-
hensgarantien).

Der Aufbauplan für Europa

Am 27. Mai schlug die Kommission zusätzlich zu den 
4,2 Billionen EUR, die von der EU und den Mitglied-
staaten mobilisiert wurden, das umfangreichste 
EU-Finanzierungspaket überhaupt zur Erholung Euro-
pas von der Pandemie vor. Der Europäische Rat hat 
bei seiner Juli-Tagung einstimmig eine Gesamtfinan-
zierung über 1,8 Billionen EUR genehmigt, die sich 
aus dem neuen Instrument NextGenerationEU über 
750 Mrd. EUR und einem angepassten EU-Haushalt 
für 2021-2027 über 1,074 Billionen EUR zusammen-

setzt. Das Paket hilft besonders krisengebeutelten 
Menschen, Unternehmen und Regionen und ebnet 
den Weg für ein grüneres, digitaleres und krisenbe-
ständigeres Europa.

Am 10. November einigten sich das Europäische 
Parlament, der Rat und die Kommission auf dieses 
Paket, das auch eine Aufstockung zentraler Program-
me wie Horizont Europa, Erasmus+ und EU4Health 
um 15 Mrd. EUR beinhaltete.

 
Der von der Europäischen Kommission und 
Global Citizen veranstaltete Spendengipfel 
„Global Goal: Unite for our Future“ fand am 
27. Juni 2020 statt.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_797
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1129
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1129
https://global-response.europa.eu/about_de
https://global-response.europa.eu/about_de
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Zur Finanzierung der Erholung sowie von NextGene-
rationEU nimmt die Kommission im Namen der EU 
Geld an den Kapitalmärkten auf. Somit wird das 
Instrument NextGenerationEU keine unmittelbaren 
zusätzlichen Beiträge seitens der Mitgliedstaaten 
erfordern. Die Rückzahlung der aufgenommenen 
Mittel erfolgt langfristig bis 2058. Um die Rückzah-
lung zu erleichtern, wird die Kommission neue 
Einnahmequellen für den EU-Haushalt vorschlagen. 
Die erste neue Eigenmittelquelle, die 2021 einge-
führt werden soll, betrifft nicht recycelte Plastikver-
packungen und ist im Sinne der politischen Ziele des 
europäischen Grünen Deals (siehe „Ein klimaneutra-
les Europa, das für das digitale Zeitalter gerüstet 
ist“). Die Kommission wird Mitte 2021 weitere 
Vorschläge für neue Eigenmittel auf der Grundlage 
eines CO2-Grenzausgleichssystems, einer Digitalab-
gabe und eines reformierten EU-Emissionshandels-
systems vorlegen.

Im Sinne einer grünen und digitalen Erholung werden 
die Mittel aus dem langfristigen Haushalt und dem 

Programm NextGenerationEU entsprechend zugewie-
sen. Mindestens 30 % der Mittel sind zur Bekämp-
fung des Klimawandels vorgesehen, was den Haus-
halt 2021-2027 und NextGenerationEU zum größten 
grünen Investitionspaket weltweit macht.

Mehr als 50 % der Mittel fließen in neue Prioritäten. 
Diese Programme umfassen Forschung und Innova-
tion (Horizont Europa), fairen Klima- und digitalen 
Wandel (Fonds für einen gerechten Übergang und di-
gitales Europa), Vorsorge, Aufbau und Resilienz (über 
die Aufbau- und Resilienzfazilität), rescEU und das 
neue Programm EU4Health. Flankiert wird das Ganze 
von der Kohäsions- und Agrarpolitik, die ihrerseits 
modernisiert wurde.

Die Aufbau- und Resilienzfazilität ist das Herzstück 
von NextGenerationEU. Dank ihr wird die EU gestärkt 
aus der derzeitigen Krise hervorgehen, denn sie stellt 
den Mitgliedstaaten in den entscheidenden ersten 
Jahren der Erholung Darlehen und Zuschüsse in Höhe 
von 672,5 Mrd. EUR zur Verfügung.

 
Am 23. Juli 2020 sprach Ursula von der 
Leyen, Präsidentin der Europäischen 
Kommission, vor dem Plenum des 
Europäischen Parlaments zu den 
Schlussfolgerungen der außerordentlichen 
Tagung des Europäischen Rates (17. bis 
20. Juli), deren Hauptthema der Haushalt 
der Europäischen Union für den Zeitraum 
2021-2027 war. Dank der Entwicklung 
des Aufbauinstruments NextGenerationEU 
wurden 750 Mrd. EUR bereitgestellt, um 
die Wirtschaftskrise im Zusammenhang 
mit der Coronavirus-Pandemie (COVID-19) 
zu bewältigen. Von links nach rechts: 
Ursula von der Leyen, Charles Michel, 
Präsident des Europäischen Rates, und 
David Sassoli, Präsident des Europäischen 
Parlaments.

https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/recovery-coronavirus/recovery-and-resilience-facility_en
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Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, Aufbau- 
und Resilienzpläne mit Investitions- und Reform-
agenden vorzulegen, wobei die in den jüngsten 
länderspezifischen Empfehlungen dargelegten 
wirtschaftspolitischen Herausforderungen, insbe-
sondere die Empfehlungen von 2019 und 2020, 
zu berücksichtigen sind. Die Pläne sollten die Mit-
gliedstaaten in die Lage versetzen, ihr Potenzial für 
Wirtschaftswachstum sowie für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und sozialer Resilienz zu erhöhen und 
die Ziele in puncto ökologischer und digitaler Wandel 
einzuhalten.

Im Dezember erzielten die Verhandlungsführer eine 
vorläufige Einigung, sodass die Fazilität Anfang 2021 
in Kraft treten kann. Die Kommission forderte die 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf ihre Aufbau- und Re-
silienzpläne nachdrücklich dazu auf, Investitionen und 
Reformen in sieben Leitbereichen zu berücksichtigen, 

den ökologischen und digitalen Aufschwung voranzu-
bringen und in Humankapital zu investieren.

REACT-EU (Recovery Assistance for Cohesion and 
the Territories of Europe) ist ein weiteres Instrument 
im Rahmen von NextGenerationEU. Es schreibt die 
außerordentlichen Flexibilitätsregeln im Rahmen der 
Investitionsinitiative zur Bewältigung der Corona-Kri-
se fort und stellt bis 2023 zusätzliche 47,5 Mrd. EUR 
für die Kohäsionspolitik in Bereichen wie Gesund-
heitsversorgung und Beschäftigung bereit. Es dient 
auch dem Übergang zu einem grünen und digitalen 
Europa sowie als Verbindung zwischen Sofort- und 
mittelfristigen Lösungen. Darüber hinaus werden im 
Rahmen von NextGenerationEU verschiedene EU- 
Initiativen wie der Fonds für einen gerechten Über-
gang, InvestEU, das EU-Katastrophenschutzverfahren 
rescEU und Horizont Europa aufgestockt.

NextGenerationEU

https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-recovery-plan/#:~:text=On 18 December 2020%2C the Council and the,plan agreed by EU leaders in July 2020.
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1658
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2020/11/18/covid-19-presidency-and-parliament-reach-political-agreement-on-react-eu/#:~:text=REACT-EU%2C which stands for Recovery Assistance for Cohesion,while stimulating the twin green and digital transitions.
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26 Reisebeschränkungen und Gewährleistung der Freizügigkeit 

in Europa

Zur Einbremsung von Corona sowie im Sinne der 
Gesundheit und des Wohlergehens der Menschen 
haben die Mitgliedstaaten verschiedene Maßnahmen 
ergriffen, von denen einige das Recht auf Freizü-
gigkeit in der EU einschränkten. Hierzu gehörten 
Einreisebeschränkungen oder andere Bestimmungen 
wie Quarantäne, die für grenzüberschreitend Rei-
sende, einschließlich Personen, die aus beruflichen 
Gründen reisen, galten. Die EU-Kommission wurde 
tätig, um den freien Verkehr von Bürgern, Waren und 
Dienstleistungen unter uneingeschränkter Achtung 
der Gesundheits- und Sicherheitsmaßnahmen zu 
 gewährleisten.

Auf Ersuchen des Europäischen Rates vom 26. März 
hat die Kommission in Zusammenarbeit mit dem 
Präsidenten des Europäischen Rates einen europäi-
schen Fahrplan für die Aufhebung der Corona-Maß-
nahmen erstellt.

Am 13. Oktober beschloss der Rat auf der Grundlage 
des Kommissionsvorschlags vom 4. September eine 
Empfehlung zur Koordinierung des Konzepts zur Be-
schränkung der Freizügigkeit angesichts von Corona. 
Die Mitgliedstaaten vereinbarten koordinierte Maß-
nahmen in vier Kernbereichen:

 ➔ gemeinsame Kriterien bei der Prüfung der Frage, 
ob Reisebeschränkungen eingeführt werden 
sollen;

 ➔ eine einheitliche Karte, die das Risikoniveau 
in den Regionen der EU und des Europäischen 
Wirtschaftsraums in Form eines Ampelsystems 
darstellt;

 ➔ ein einheitliches Konzept für Reisende aus 
Risikogebieten (Tests und Selbstisolierung);

 ➔ die Bereitstellung klarer und zeitnaher 
Informationen für die Öffentlichkeit.

Am 17. März beschlossen die EU-Mitgliedstaaten, 
nicht unbedingt notwendige Reisen in die EU auf der 
Grundlage der Empfehlung der Kommission zum 
Schutz der Gesundheit der Menschen in der EU und 

zur Verhinderung einer weiteren Ausbreitung des 
Virus über die EU-Grenzen hinweg und umgekehrt zu 
beschränken. Die Vorschriften wurden in Abhängig-
keit von der Entwicklung der epidemiologischen Lage 
mehrmals verlängert. Das Verzeichnis der Drittländer 
entstand auf der Basis transparenter Kriterien, wurde 
regelmäßig überprüft und zuletzt am 17. Dezember 
geändert.

Auf der Grundlage eines Kommissionsvorschlags 
sprach der Rat am 30. Juni eine Empfehlung zur 
schrittweisen Aufhebung der vorübergehenden Be-
schränkungen aus. Hierzu gehörten eine Liste von 
Nicht-EU-Ländern, deren Einwohner von solchen 
Beschränkungen ausgenommen waren, sowie eine 
Liste der Kategorien von Reisenden mit zentraler 
Funktion bzw. von zentralem Bedarf, die unabhängig 
von ihrem Herkunftsort in die EU einreisen durften. 
Am 28. Oktober veröffentlichte die Kommission 
Leitlinien, um die Mitgliedstaaten bei der einheitli-
chen Umsetzung dieser Empfehlung zu unterstützen. 
Darüber hinaus gab sie ihnen Leitlinien an die Hand, 
um sicherzustellen, dass die Wiederaufnahme des 
Geschäftsbetriebs der Visastellen im Ausland auf die 
schrittweise Aufhebung der Reisebeschränkungen 
abgestimmt ist.

Diese Maßnahmen helfen, das Coronavirus einzu-
bremsen, seine Ausbreitung leichter zu verfolgen und 
das gemeinsame Handeln der EU wirksamer zu ge-
stalten. Diese Gesundheitskrise hat deutlich gemacht, 
dass wir eine engere Koordinierung in Gesundheits-
fragen brauchen, wenn wir zu einer europäischen 
Gesundheitsunion gelangen wollen (weitere Infor-
mationen finden sich in „Schutz der Bürgerinnen und 
Bürger und der Grundfreiheiten“).

Auf den raschen Anstieg der COVID-19-Fälle in Teilen 
des Vereinigten Königreichs Ende 2020, von denen 
ein großer Teil einer neuen Virusvariante zuzuordnen 
war, reagierte die Kommission am 22. Dezember mit 
einer Empfehlung für ein koordiniertes Konzept bei 
Reise- und Transportmaßnahmen.

https://www.consilium.europa.eu/media/43076/26-vc-euco-statement-en.pdf
https://ec.europa.eu/info/files/communication-european-roadmap-lifting-coronavirus-containment-measures_de
https://ec.europa.eu/info/files/communication-european-roadmap-lifting-coronavirus-containment-measures_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1602661353609&uri=CELEX:32020H1475
https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19/situation-updates/weekly-maps-coordinated-restriction-free-movement
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2020/EN/COM-2020-115-F1-EN-MAIN-PART-1.PDF
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9208-2020-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9208-2020-INIT/en/pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/20201028_com-2020-686-commission-communication_en.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020XC0612(06)
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Hilfe für gestrandete EU-Bürger bei der 

Rückkehr nach Hause

Viele EU-Bürger saßen irgendwo in der Welt fest, weil 
ihre Flüge gestrichen und die Grenzen geschlossen 
wurden. Die EU und die Mitgliedstaaten haben mehr 
als 600 000 Menschen zurück nach Hause geholt. 
Mit dem EU-Katastrophenschutzverfahren wurden 
408 Rückführungsflüge erleichtert und kofinanziert, 
um mehr als 100 300 Menschen, darunter 90 000 
gestrandete EU-Bürger/-innen, nach Hause zu brin-
gen. 

Die Mitgliedstaaten zeigten sich solidarisch und 
organisierten Flüge, die nicht nur die eigenen Bürger 
nach Hause brachten. Ein Drittel der rückgeführten 
EU-Bürger/-innen besaß nicht die Staatsangehörig-
keit des Landes, das den Flug organisierte. Frankreich 
hat beispielsweise Bürger aus 26 EU-Mitgliedstaaten 
zurückgeführt. Ein Flug aus Wuhan (China) brachte 
Anfang Februar 64 französische Staatsbürger und 
135 Bürger/-innen anderer Mitgliedstaaten zurück 
nach Europa.

Freier Warenverkehr und Hilfe für 

Grenzgänger

Die Pandemie hat das Reisen und den Verkehr in 
Europa erheblich beeinträchtigt. Von den Mitglied-
staaten im März und April verfügte Einschränkungen 
führten zur Schließung der Grenzen oder zu strengen 
Kontrollen, und Tausende von Lastwagen standen in 
langen Warteschlangen. Um den Warenfluss inner-
halb der EU nicht abreißen zu lassen, zentrale Liefer-
ketten zu sichern und die Fahrer zu schützen, richtete 
die Kommission gemeinsam mit den Mitgliedstaaten 
umgehend „Green Lanes“ im transeuropäischen 
Verkehrsnetz ein. Somit konnten die Lastwagen die 
Grenze innerhalb von maximal 15 Minuten passieren. 

Mithilfe der Erdbeobachtungs- und Navigationspro-
gramme Copernicus und Galileo konnten Engpässe 
beseitigt und der Verkehr aufrechterhalten werden. 
Im Oktober weitete die Kommission das „Green 
Lane“-Konzept auf den multimodalen Verkehr aus, 
einschließlich Schienen-, Schiffs- und Luftfracht, und 
verwies auf die Notwendigkeit einer grundlegenden 
Konnektivität für Passagiere.

Seit Beginn der Pandemie arbeitete die Kommission 
eng mit den Mitgliedstaaten zusammen, um ein koor-
diniertes Vorgehen bei Grenzfragen und eine schritt-
weise Rückkehr zur Freizügigkeit sicherzustellen. 
Die EU hat Leitlinien herausgegeben, damit Arbeit-
geber und Arbeitnehmer sicher und gesund an ihren 
Arbeitsplatz zurückkehren können, und Leitlinien zur 
Verbesserung des Schutzes von Saisonarbeitnehmern 
veröffentlicht. Ferner wurden die EU-Rechtsvorschrif-
ten aktualisiert, um neuen Risiken am Arbeitsplatz 
vorzubeugen und allen Arbeitnehmern, insbesondere 
solchen, die unmittelbar mit dem Coronavirus in 
Berührung kommen, zusätzlichen Schutz zu bieten. 
Weitere praktische Ratgeber sollten sicherstellen, 
dass systemrelevante Arbeitskräfte die Grenzen der 
EU überqueren können, um ihren Arbeitsplatz zu er-
reichen und Menschen in der EU zu versorgen.

Im März veröffentlichte die Kommission Leitlinien für 
Grenzmanagementmaßnahmen zum Schutz der Ge-
sundheit und zur Sicherstellung der Versorgung mit 
Waren und zentralen Dienstleistungen, wozu auch 
Arzneimittel und medizinische Ausrüstung für medizi-
nisches Personal an vorderster Front gehörten. Im 
Mai folgten Leitlinien und Empfehlungen zur Unter-
stützung der Mitgliedstaaten bei der schrittweisen 
Aufhebung der vorübergehenden Grenzkontrollen und 
Reisebeschränkungen unter Beachtung aller erforder-
lichen Sicherheitsmaßnahmen.

https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response/coronavirus-european-solidarity-action_en#european-solidarity-in-bringing-people-home
https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/legislation/2020-03-23-communication-green-lanes_en.pdf
https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/legislation/2020-03-23-communication-green-lanes_en.pdf
https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/green-lanes.pdf
https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/green-lanes.pdf
https://www.copernicus.eu/en/coronavirus
https://galileogreenlane.eu/index.php
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1605193628149&uri=CELEX:52020DC0685
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1605193628149&uri=CELEX:52020DC0685
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=22538&langId=en
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=22538&langId=en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1342
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=22729&langId=en
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=22729&langId=en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_545
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/20200316_covid-19-guidelines-for-border-management.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/20200316_covid-19-guidelines-for-border-management.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-commission-tourism-transport-2020-and-beyond_en.pdf
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28 Aufrechterhaltung des 

Tourismus in Europa

Der Tourismus, der fast 10 % des 
EU-Bruttoinlandsprodukts aus-
macht und in vielen Regionen 
wichtig für Beschäftigung und 
Einkommen ist, gehört zu den 
Branchen, die am stärksten von 
der Pandemie getroffen wurden.

Zur Unterstützung der Mitglied-
staaten bei der Koordinierung 
einer sicheren Wiederaufnahme 
des Tourismus nach den Lock-
downs im Frühjahr legte die Kom-
mission im Mai ein Maßnahmen-
paket für Reisen und Tourismus 
im Jahr 2020 und darüber hinaus 
vor. Es enthielt Empfehlungen zur 
schrittweisen Aufhebung der Be-
schränkungen, damit Geschäfts-, 
Arbeits- und Sozialleben wieder 
Fahrt aufnehmen können. Hier-
zu gehörte auch eine Rückkehr 
zur allgemeinen Freizügigkeit. 
Tourismuseinrichtungen erhielten 
Beratung in Hygienefragen.

Um die Menschen umfassend über die sich rasch 
verändernde Situation zu informieren, hat die 
Kommission im Juni die Website Re-open EU mit 
klaren und verlässlichen Echtzeit-Informationen über 
Reisemöglichkeiten und entsprechende Hygiene- und 
Sicherheitsfragen in allen EU-Mitgliedstaaten ein-

gerichtet. Allein im Sommer nutzten fast 8 Millionen 
Menschen diese Informationsquelle. Der Erfolg mach-
te Re-open EU im Oktober zur zentralen Anlaufstelle 
für Informationen in Sachen Corona, Maßnahmen 
im Bereich der öffentlichen Gesundheit, Reisebe-
schränkungen und touristische Dienstleistungen. Am 
14. Dezember startete Re-open EU als kostenlose 
Handy-App für Android und iOS.

Die Bedeutung des Tourismus in 
der EU

10 % 

des BIP der EU 
entfallen auf  den 

Tourismus

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_854
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_854
https://reopen.europa.eu/
https://play.google.com/store/apps/details?id=eu.europa.publications.reopeneu
https://apps.apple.com/us/app/re-open-eu/id1531322447
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Digital gegen Corona

Digitale Lösungen haben bei der Bewältigung vieler 
Herausforderungen im Zusammenhang mit Corona 
eine Schlüsselrolle gespielt. Zusätzlich zur herkömm-
lichen Kontaktrückverfolgung können Kontaktnach-
verfolgungs- und Warn-Apps helfen, Corona-Infek-
tionsketten innerhalb eines Landes und über Grenzen 
hinweg zu durchbrechen und so Menschenleben zu 
retten.

Die EU hat geholfen, ein koordiniertes Konzept der 
Mitgliedstaaten, die solche Apps gemäß den Vor-
schriften zum Datenschutz und zum Schutz der 
Privatsphäre eingerichtet haben, auf die Beine zu 
stellen. Aus dem EU-Haushalt wurde die Entwicklung 
und Einführung einer europäischen Lösung für die 
Interoperabilität von Kontaktnachverfolgungs-Apps 
finanziert, die auf einer dezentralen Struktur für fast 
alle in der EU entwickelten nationalen Apps beruht. 
Somit konnten Kontaktnachverfolgungs- und Warn-
Apps ihr Potenzial auch jenseits von Landesgrenzen 
voll entfalten.

Mit Unterstützung der Kommission taten die Mit-
gliedstaaten die notwendigen Schritte, um ihre na-
tionalen Apps interoperabel zu machen, bevor sie im 
Oktober über den europäischen Datenabgleichsdienst 
miteinander verknüpft wurden. Sobald weitere Apps 
einsatzbereit sind, kommen sie hinzu.

Das Europäische COVID-19-Datenportal wurde im 
April eingerichtet, um Forschungsdaten zu sammeln 
und auszutauschen. Rasch kamen beeindruckende 
Datenmengen zusammen, darunter mehr als 25 000 
Virussequenzen und über 100 000 wissenschaftliche 

Aufsätze. Die Plattform erhielt über 2,9 Millionen 
Datenanfragen von mehr als 92 000 Nutzern in über 
170 Ländern.

Künstliche Intelligenz und Roboter halfen in Kran-
kenhäusern. Ein von der Kommission gefördertes 
Tool zur künstlichen Intelligenz hilft Ärzten bei der 
Diagnose von COVID-19 anhand von CT-Scans und 
kommt bereits EU-weit zur Anwendung. In Kranken-
häusern wurden UV-Licht-Roboter eingesetzt, um 
Zimmer rasch zu desinfizieren, die Ausbreitung von 
Corona einzudämmen und das Personal zu entlasten.

Auch das EU-Weltraumprogramm hat insbesondere 
in Form seiner Erdbeobachtungskomponente Coper-
nicus und seines Satellitennavigationssystems einen 
wichtigen Beitrag geleistet. Von Beginn der Krise an 
haben die EU-Satelliten Staus an den Grenzüber-
gängen sowie medizinische Einrichtungen, Kranken-
häuser und andere neuralgische Infrastruktur erfasst 
und kartiert. Von Satelliten gesammelte Daten und 
mithilfe künstlicher Intelligenz generierte Modelle 
lieferten den Behörden auf EU- und nationaler Ebene 
Erkenntnisgewinne und halfen, Notsituationen effi-
zienter anzugehen.

Am 5. Juni nahm die Kommission in Zusammenarbeit 
mit der Europäischen Weltraumorganisation die RACE 
in Betrieb, eine Erdbeobachtungsanwendung, die 
rasche Corona-Maßnahmen ermöglicht. Sie nutzt Sa-
tellitendaten, um die Auswirkungen von Lockdowns 
zu ermessen und die anschließenden Lockerungen 
anhand von Wirtschafts- und Umweltdaten zu ver-
folgen.

https://ec.europa.eu/health/ehealth/covid-19_en
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/travel-during-coronavirus-pandemic/how-tracing-and-warning-apps-can-help-during-pandemic_en
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/travel-during-coronavirus-pandemic/how-tracing-and-warning-apps-can-help-during-pandemic_en
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/travel-during-coronavirus-pandemic/mobile-contact-tracing-apps-eu-member-states_en
http://www.covid19dataportal.org/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_680
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_680
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/using-ai-fast-and-effectively-diagnose-covid-19-hospitals
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/using-ai-fast-and-effectively-diagnose-covid-19-hospitals
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/coronavirus-commission-provide-200-disinfection-robots-european-hospitals
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/coronavirus-commission-provide-200-disinfection-robots-european-hospitals
http://www.euspace-programme.eu/coronavirus
http://www.esa.int/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_20_1014
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Digitale Technologien sind wichtiger denn 
je, damit wir während der Pandemie 
informiert und vernetzt bleiben. Die EU 
kämpft gegen Desinformation, damit 
die Bürgerinnen und Bürger Vertrauen in 
die Informationen über COVID-19 haben 
können.

Die momentane Stimmung ist ein fruchtbarer Boden für Verschwö-
rungstheorien, die die Wissenschaft sowie Fakten über Ursprung, 
Ausbreitung und Behandlung von COVID-19 untergraben. Die Pande-
mie hat auch zu mehr Online-Hetze und rassistischen oder antise-
mitischen Übergriffen sowie zu einer Zunahme unseriöser Händler 
geführt, die im Internet Blender anbieten, die angeblich vor einer 
Corona-Infektion schützen oder dagegen helfen.

Die Kommission und der Europäische Auswärtige Dienst arbeiteten 
in dieser Frage eng mit anderen EU-Institutionen und Mitgliedstaa-
ten sowie mit internationalen G7- und NATO-Partnern zusammen. 
Am 10. Juni präsentierten die Kommission und Josep Borrell, Hoher 
Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik und Kommissionsvize-
präsident, eine Reihe von Maßnahmen zur Bekämpfung von Coro-
na-Desinformation. Hierzu gehören die Stärkung der Kommunikation 
und der Public Diplomacy in der unmittelbaren Nachbarschaft der 
EU und weltweit sowie die Unterstützung unabhängiger Medien und 
Journalisten. Die Kommission rief alle Akteure, auch Online-Platt-
formen und soziale Medien, auf, gegen Corona-Desinformation 
vorzugehen. Bis Ende des Jahres wurden vier Berichtsreihen über die 
ergriffenen Maßnahmen veröffentlicht.

Daraufhin haben die Plattformen Millionen irreführender Werbean-
zeigen und Produktlisten entfernt oder blockiert. Auf EUvsDisinfo 
wurden 2020 über 700 Corona-Märchen entlarvt, veröffentlicht und 
richtiggestellt.

Diese Maßnahmen fließen in die weiteren Arbeiten der EU zur 
Bekämpfung von Desinformation ein, insbesondere in den Euro-
päischen Aktionsplan für Demokratie und das Gesetz über digitale 
Dienste. Die Kommission nutzt alle vorhandenen Mittel und finan-
ziert Forschungsarbeiten, um Corona-Falschinformationen und 
 -Desinformation zu bekämpfen.

Corona-Märchen – nein, danke!

https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_en/80676/Tackling Coronavirus Disinformation - Getting the facts right
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/corona_fighting_disinformation_0.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/corona_fighting_disinformation_0.pdf
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/digital-solutions-during-pandemic_en#online-platforms-fighting-disinformation
https://euvsdisinfo.eu/de/
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/fighting-disinformation/funded-projects-fight-against-disinformation_en
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/fighting-disinformation/funded-projects-fight-against-disinformation_en
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Mittel zur Entwicklung von Tests, Behandlungsmethoden und 

Impfstoffen

Als Corona Europa traf, hat die EU-Kommission gut 
1 Mrd. EUR aus dem EU-Forschungs- und -Innova-
tionsprogramm Horizont 2020 (2014-2020) für den 
Kampf gegen COVID-19 zu-
gesagt. Zusätzlich zur Finan-
zierung dringend benötigter 
Forschung und Innovation im 
Rahmen von Horizont 2020 hat 
die Kommission die Koordinie-
rung der wissenschaftlichen 
Maßnahmen auf EU- und natio-
naler Ebene unterstützt. Bereits 
im Januar wurden 48 Mio. EUR 
für 18 neue Forschungspro-
jekte bereitgestellt. Im Juni 
beschlossen Kommission und 
Mitgliedstaaten einen Aktionsplan mit zehn kurzfristi-
gen Forschungs- und Innovationsmaßnahmen gegen 
Corona.

Im Laufe des Jahres wurden 602,3 Mio. EUR zur 
Förderung coronabezogener Forschungs- und Innova-
tionsprojekte bereitgestellt. Sie befassen sich mit der 

Entwicklung von Diagnostika, 
Therapien und Impfstoffen, mit 
Epidemiologie, Vorsorge und 
Maßnahmen bei Ausbrüchen, 
Sozioökonomie, psychischer 
Gesundheit, Produktion und 
digitalen Technologien sowie 
mit der Infrastruktur und den 
Datenressourcen, die diese For-
schung ermöglichen. Weitere 
Finanzhilfen im Umfang von 
21,4 Mio. EUR sind geplant.

Aufschlüsselung der 1 Mrd. EUR, die 2020 von der 
EU zur Bekämpfung von COVID-19 in Forschung und 
Innovation investiert wurden (mobilisierte und zugesagte 
Beträge). 

1 Mrd. EUR 

wurden unter 
Horizont 2020 zur 
Bekämpfung von 

COVID-19 mobilisiert

https://op.europa.eu/en/web/eu-law-and-publications/publication-detail/-/publication/f666b159-65d0-11eb-aeb5-01aa75ed71a1
https://ec.europa.eu/info/files/new-research-actions-coronavirus_en
https://ec.europa.eu/info/files/new-research-actions-coronavirus_en
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/research_and_innovation/research_by_area/documents/ec_rtd_era-vs-corona-results.pdf
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32 Darüber hinaus mobilisierte die Kommission 
400 Mio. EUR aus dem InnovFin-Finanzierungs-
instrument von Horizont 2020. Davon wurden 
178,5 Mio. EUR zur raschen Entwicklung von Impf-
stoffen (auch die von BioNTech und CureVac) sowie 
für andere Maßnahmen, Medikamente, Medizin-

produkte und Diagnostika oder moderne kritische 
Forschungs- und Innovationsinfrastrukturen wie 
Produktionsstätten bereitgestellt. Aus der Finanzie-
rungsfazilität „Infektionskrankheiten“ sollen weitere 
221,6 Mio. EUR hinzukommen.

Die EU wird weltweit tätig

Im weltweiten Kampf gegen Corona hat die EU 
38,5 Mrd. EUR mobilisiert. Die Maßnahmen erfolgten 
im Rahmen von Team Europa mit EU-Mitteln sowie 
mit Mitteln der Mitgliedstaaten und der Finanzinsti-
tutionen, insbesondere der Europäischen Investitions-
bank und der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung, damit jedes einzelne Partnerland 
vor Ort konkret unterstützt werden kann. Die Gelder 
wurden für Soforthilfemaßnahmen und zur Deckung 

des dringenden humanitären Bedarfs verwendet, 
zum Ausbau der Gesundheits-, Wasser-, Sanitär- und 
Nahrungsversorgung sowie zur Abfederung der Aus-
wirkungen von Corona auf Wirtschaft und Gesell-
schaft weltweit. Für die Weltgesundheitsorganisation 
sind die EU und ihre Mitgliedstaaten als wichtigster 
Partner im Kampf gegen Corona auch finanziell nach 
wie vor die größte Stütze. 

https://www.eib.org/en/products/mandates-partnerships/innovfin/index.htm
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1034
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1238
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2195
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/urpilainen/announcements/commissioner-urpilainen-team-europe-our-partners-against-covid-19_de
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Corona hat die humanitäre Gemeinschaft vor große 
logistische Herausforderungen gestellt. Während der 
Ausfall von Linienflügen zu einem Rückstau bei der 
Versorgung mit Hilfsgütern führte, stieg der Bedarf in 
vielen Bereichen exponentiell. Daraufhin richtete die 
EU im Mai die humanitäre 
EU-Luftbrücke ein, um punktuell 
eine humanitäre und medizinische 
Grundversorgung sicherzustellen. 
Befördert wurden lebenswichtige 
medizinische Ausrüstung sowie 
humanitäre Helfer und Hilfsgüter. 
Auch die von den EU-Mitgliedstaa-
ten organisierten Rückholungen 
wurden so erleichtert. Alle Flüge 
wurden von der EU finanziert und 
in Abstimmung mit den Mitglied-
staaten, humanitären Organisatio-
nen und den Empfängerländern 
durchgeführt. Mit 67 Luftbrücken-
flügen gelangten bis Jahresende 
1 150 Tonnen medizinisches 
Gerät und medizinische Hilfsgüter 
sowie fast 1 700 medizinische 
Fachkräfte und humanitäre Helfer 
in die Krisengebiete Afrikas, 
Asiens und Lateinamerikas.

Um zu verhindern, dass besonders Schutzbedürftige 
am meisten leiden, veröffentlichte die Kommission 
im Mai erste Leitlinien zur Bereitstellung humanitärer 
Hilfe in Zeiten von Corona in Ländern und Gebieten, 
die unter EU-Sanktionen fallen. So sollen Menschen 
in Not unabhängig von ihrem Aufenthaltsort Hilfe 
bekommen. Die Kommission hat auch dafür gesorgt, 
dass der Austausch von Arzneimitteln und persön-
lichen Schutzausrüstungen mit Drittländern während 
der Krise nicht abreißt, und der Welthandelsorga-
nisation ein multilaterales Handelsabkommen für 
Gesundheitsgüter vorgeschlagen.

Corona hatte unmittelbare Auswirkungen auf die 
Umsetzung der EU-Asyl- und Rückführungsvor-
schriften durch die Mitgliedstaaten und verzögerte 
die Neuansiedlung von Personen, die internationalen 
Schutz benötigen. Die Kommission hat Leitlinien zur 
Kontinuität solcher Verfahren herausgegeben und 
gleichzeitig für den Schutz der Gesundheit und der 
Grundrechte der Menschen gesorgt.

Die EU-Hilfsmaßnahmen kamen nicht zuletzt den 
79,5 Millionen weltweit Vertriebenen zugute, die nicht 
selten ihr Leben zwischen Krieg und Corona fristen.

Im Rahmen der humanitären Luftbrücke 
der EU wird eine Ladung Gesichtsmasken 
für den Transport von Lyon (Frankreich) 
nach Bangui (Zentralafrikanische Republik) 
in ein Flugzeug geladen. Lyon (Frankreich), 
7. Mai 2020.  

https://ec.europa.eu/echo/what/humanitarian-aid/humanitarian-air-bridge_en
https://ec.europa.eu/echo/what/humanitarian-aid/humanitarian-air-bridge_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_831
https://ec.europa.eu/info/files/guidance-implementation-relevant-eu-provisions-area-asylum-and-return-procedures-and-resettlement_en
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_en/77470/
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Junge Menschen 
streiken für 
Klimaschutz im 
Zentrum von Warschau 
(Polen), 25. September 
2020.

© Piotr Lapinski / NurPhoto / NurPhoto via AFP

Ein klimaneutrales 
Europa, das 
für das digitale 
Zeitalter 
gerüstet ist
Die Klimakrise ist und bleibt die entscheidende Herausforderung unserer 
Zeit. Wird ihr nichts entgegensetzt, könnte sie schwerwiegendere Folgen 
für unsere Umwelt, unsere Gesundheit und unsere Lebensgrundlage 
haben als die Coronavirus-Pandemie. 2010-2019 war das wärmste Jahr-
zehnt seit Beginn der Aufzeichnungen. Die verheerenden Auswirkungen 
des Klimawandels in Europa und der Welt machen deutlich, dass der 
ökologische Wandel dringend beschleunigt werden muss. Der Schlüssel 
hierfür ist die Digitaltechnik, die sich während der Pandemie als unver-
zichtbar erwiesen hat. Der europäische Grüne Deal und die Digitalisierung 
werden zusammen die Beschäftigung und das Wachstum in Europa för-
dern, die Qualität unserer Umwelt verbessern und unsere Gesellschaften 
resilienter machen.

Impfstoff gegen das 
Coronavirus finden. 

Aber gegen den 
Klimawandel gibt 

es keinen Impfstoff. 
Deswegen muss 

investieren.“

https://unric.org/en/2010-2019-confirmed-as-warmest-decade-in-history/
https://unric.org/en/2010-2019-confirmed-as-warmest-decade-in-history/
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
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Der europäische Grüne Deal 

Die EU arbeitet bereits daran, Europa bis 2050 zum ersten klimaneutra-
len Kontinent zu machen. Dieses Ziel ist das Herzstück des europäischen 
Grünen Deals. Es wird im Wesentlichen durch die Verringerung von 
Treibhausgasemissionen, durch Investitionen in grüne Technologien und 
durch den Schutz der natürlichen Umwelt verwirklicht.

Die Schaffung einer sauberen Kreislaufwirtschaft, die Wiederherstellung 
der biologischen Vielfalt und die Verringerung der Umweltverschmut-
zung sind die Voraussetzungen, damit dieses Ziel erreicht werden kann. 
Alle Wirtschaftssektoren, darunter Industrie, Energie, Verkehr, Nahrungs-
mittelerzeugung, Landwirtschaft und Bauwesen, müssen in diesem Sin-
ne aktiv werden. Darüber hinaus arbeitet die EU weltweit mit Partnern 
zusammen, damit die Klimaziele erreicht und globale Umweltstandards 
verbessert werden.

werden zusammen die Beschäftigung und das Wachstum in Europa för
dern, die Qualität unserer Umwelt verbessern und unsere Gesellschaften 

„Früher oder später 
werden unsere 

Wissenschaftler 
und Forscher einen 
Impfstoff gegen das 

Coronavirus finden. 
Aber gegen den 

Klimawandel gibt 
es keinen Impfstoff. 

Deswegen muss 
Europa jetzt in eine 

saubere Zukunft 
investieren.“

PRÄSIDENTIN DER 

EUROPÄISCHEN KOMMISSION 

URSULA VON DER LEYEN, 

EUROPÄISCHES PARLAMENT, 

BRÜSSEL ,  MAI  2020.

https://unric.org/en/2010-2019-confirmed-as-warmest-decade-in-history/
https://unric.org/en/2010-2019-confirmed-as-warmest-decade-in-history/
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
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36 Im März 2020 schlug die Kommission ein europäi-
sches Klimagesetz vor, mit dem das Ziel der EU in 
Stein gemeißelt und unwiderruflich der Weg in eine 
nachhaltigere Zukunft eingeschlagen werden soll. 
Das im europäischen Grünen Deal genannte Ziel – 
bis 2050 die Klimaneutralität von Wirtschaft und 
Gesellschaft in der EU erreichen – soll mit diesem 
Vorschlag rechtlich verankert werden. Das Gesetz 
soll gewährleisten, dass alle EU-Politikbereiche zu 
diesem Ziel beitragen und alle Wirtschaftszweige 
und Gesellschaftsgruppen ihren Teil beisteuern. Es 
wird für die erforderliche Berechenbarkeit sorgen, die 
Investoren und Unternehmen für ihre Bereitschaft 
benötigen, in die Ökologisierung ihrer Tätigkeiten zu 
investieren und ihre Umweltauswirkungen zu ver-
ringern.

Ambitioniertere Klimaschutzziele für 
Europa und die Welt

Im Dezember haben sich die Staats- und Regierungs-
chefs der EU auf einen ambitionierteren Zielwert für 
die Senkung der Treibhausgasemissionen geeinigt. 
Bis zum Jahr 2030 sollen diese gegenüber 1990 um 
mindestens 55 % zurückgehen. Die Kommission hat 
diese Zielvorgabe im September als einen Schritt 
vorgeschlagen, der unverzichtbar ist, um die EU auf 
einen ausgewogenen Weg zur Klimaneutralität bis 
2050 zu bringen. Im kommenden Jahrzehnt wird die 
EU weiterhin an ihre solide Erfolgsbilanz des Klima-
schutzes bei gleichzeitigem Wirtschaftswachstum 
anknüpfen: Bis zum Jahr 2019 sind die EU-Emis-
sionen um 24 % gegenüber 1990 zurückgegangen, 
während die Wirtschaft im selben Zeitraum um mehr 
als 60 % gewachsen ist.

9 von 10
Menschen in der 

EU sehen den 
Klimawandel 

als ernstes 
Problem an.

https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/law_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/law_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2050_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0562
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0562
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1599
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2182
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Auf der ganzen Welt sind Regierungen dem Beispiel 
der EU gefolgt und haben bedeutende Maßnahmen 
angekündigt, um den Kampf gegen den Klimawandel 
zu stärken. Auf dem Klimagipfel stellte Präsidentin 
von der Leyen zusammen mit Charles Michel, dem 
Präsidenten des Europäischen Rates, und weiteren 
europäischen Führungsspitzen Führungskräften aus 
aller Welt das neue Ziel der EU vor. Der Klimagipfel 
fand anlässlich des fünfjährigen Bestehens des Über-
einkommens von Paris statt und leitete den Count-
down bis zur Klimakonferenz der Vereinten Nationen 
COP26 des Jahres 2021 in Glasgow ein.

 
Die Vorteile des neuen Ziels, die Netto-
Treibhausgasemissionen bis 2030 um 
mindestens 55 % gegenüber dem Niveau 
von 1990 zu verringern.

https://ec.europa.eu/clima/news/speech-president-von-der-leyen-climate-ambition-summit_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ukcop26.org/
https://ukcop26.org/
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38 Maßnahmen der EU zur Umsetzung des 
Übereinkommens von Paris 

Das Übereinkommen von Paris wurde im Jahr 2015 
von 195 Ländern angenommen. Es bildet einen glo-
balen Rahmen zur Vermeidung gefährlicher Klima-
änderungen. Alle Vertragsparteien des Übereinkom-
mens von Paris legen selbst die Anstrengungen fest, 
mit denen sie die gemeinsamen Ziele verwirklichen 
wollen. Am 18. Dezember legten die EU und ihre 
Mitgliedstaaten einen aktualisierten gemeinsamen 
national festgelegten Beitrag vor – ihren Aktionsplan 
zur Begrenzung der Treibhausgasemissionen. Die EU 
verfolgte bereits eines der weltweit ambitioniertesten 
Klimaziele – sie hatte sich verpflichtet, die Treibhaus-
gasemissionen bis zum Jahr 2030 um mindestens 
40 % gegenüber den Werten von 1990 zu verringern. 
Das ambitionierte neue Reduktionsziel von 55 % 
macht deutlich, dass die EU gewillt ist, im Klima-
schutz weltweit eine Führungsrolle zu übernehmen.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten stellen zusammen 
den weltweit größten Teil der öffentlichen Finanzmit-
tel für den Klimaschutz bereit; im Jahr 2019 waren 
dies 21,9 Mrd. EUR, was einem Anstieg um 7,4 % 
gegenüber 2018 entspricht. Seit 2013 hat die EU 
ihren jährlichen Beitrag zur internationalen Klima-
finanzierung stetig angehoben, um Entwicklungs-
ländern zu helfen, ihre Treibhausgasemissionen zu 
senken und die Auswirkungen des Klimawandels zu 
bewältigen.

Ein grüner Aufschwung

Das ambitionierte neue Klimaziel für 2030 wird dazu 
beitragen, dem wirtschaftlichen Aufbau der EU nach 
der Pandemie eine Zielrichtung zu geben. Umfang-
reiche grüne Investitionen sind erforderlich, um einen 
nachhaltigen Aufbau zu gewährleisten. Die Aus-
gaben der EU sollten vereinbar sein mit den Zielen 
des Übereinkommens von Paris und dem im Grünen 
Deal verankerten Grundsatz der Schadensvermei-
dung, demzufolge Investitionen nicht in einer Weise 
getätigt werden sollten, die den Klimazielen der EU 
zuwiderlaufen.

Um das Engagement der EU zu unterstreichen, 
sollten mindestens 30 % der 1,8 Billionen EUR, die 
im Rahmen der langfristigen Haushaltsplanung für 
den Zeitraum 2021-2027 und das Instrument Next-
GenerationEU bereitgestellt werden, in klimabezoge-
ne Maßnahmen und Programme fließen. Die Finanzie-
rung muss mit den Zielen des Übereinkommens von 
Paris im Einklang stehen. Dies ist das umfangreichste 
grüne Investitionspaket, das die Welt je gesehen hat. 
Um es zu realisieren, müssen sich die Mitgliedstaa-
ten verpflichten, in ihren Aufbau- und Resilienzplä-
nen, die ihnen den Zugang zum Großteil der Mittel im 
Rahmen des Instruments NextGenerationEU eröffnen, 
einen Anteil grüner Investitionen von 37 % oder mehr 
vorzusehen (siehe auch „Im Verbund gegen Corona“).

Die Kommission will künftig 30 % der Mittel im 
Rahmen von NextGenerationEU durch die Emission 
grüner Anleihen beschaffen, da diese immer beliebter 
werden, weil Investoren nach Möglichkeiten suchen, 
den Übergang zu einer ökologisch nachhaltigen Wirt-
schaft mitzufinanzieren. Als solche werden sie ent-
scheidend dazu beitragen, die Ziele des europäischen 
Grünen Deals zu verwirklichen. Eine noch größere 
Rolle werden grüne Anleihen dabei spielen, das pri-
vatwirtschaftliche Potenzial für die Bewältigung des 
Klimawandels und die Förderung eines nachhaltigen 
wirtschaftlichen Aufbaus nach der Pandemie zu er-
schließen.

 
David Sassoli, Präsident des Europäischen 
Parlaments, ist Gastgeber bei einer 
Online-Debatte zum Thema: „Wird 
Europa der Motor eines grünen und 
sozial gerechten Wandels sein?“ Brüssel 
(Belgien), 23. September 2020.

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/18/paris-agreement-council-transmits-ndc-submission-on-behalf-of-eu-and-member-states/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/18/paris-agreement-council-transmits-ndc-submission-on-behalf-of-eu-and-member-states/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/10/29/climate-finance-eu-and-member-states-contributions-continued-to-increase-in-2019/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/10/29/climate-finance-eu-and-member-states-contributions-continued-to-increase-in-2019/
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/european-green-deal-communication_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/european-green-deal-communication_de.pdf
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Bei der Bekämpfung des Klimawandels kommt es 
auf jeden Einzelnen an. Der im Dezember lancierte 
europäische Klimapakt trägt dazu bei, Verhaltensän-
derungen zu bewirken, die von der einzelnen Person 
bis zum größten multinationalen Unternehmen 
reichen. Er gibt allen Bürgerinnen und Bürgern und 

vor allem jungen Menschen, die Möglichkeit, sich 
beim Kampf gegen den Klimawandel an der Konzep-
tion von Klimaschutzmaßnahmen zu beteiligen, 
Informationen auszutauschen und bestehende und 
neue Tätigkeiten und Lösungen zu unterstützen.

 
VIDEO Der europäische Klimapakt.

Forschung und Innovation als Beitrag 
zur Verwirklichung des europäischen 
Grünen Deals 

Der Innovationsfonds ist eines der weltweit größten 
Finanzierungsprogramme für die Demonstration 
innovativer CO

2
-armer Technologien. Dabei handelt 

es sich nicht um ein Forschungsprogramm; er zielt 
vielmehr darauf ab, hochinnovative Technologien auf 
den Markt zu bringen. Die Einnahmen des Fonds wer-
den im Zeitraum 2020-2030 durch die Versteigerung 
von 450 Millionen EU-Emissionshandelszertifikaten 
erzielt. Abhängig vom CO

2
-Preis kann die Mittelaus-

stattung des Fonds mehr als 10 Mrd. EUR erreichen. 
Im Jahr 2020 stellte der Innovationsfonds bei seiner 
ersten Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 
für großmaßstäbliche Projekte mehr als 1 Mrd. EUR 
für Projekte im Bereich sauberer Technologien bereit. 
Eine weitere mit 100 Mio. EUR ausgestattete Auffor-
derung zur Einreichung kleinmaßstäblicher Projekte 
wurde am 1. Dezember im Hinblick auf bahnbrechen-
de Technologien in den Bereichen erneuerbare 
Energien, energieintensive Industriezweige, Energie-
speicherung sowie CO

2
-Abscheidung, -Nutzung und 

-Speicherung eingeleitet.

Die letzte und größte Aufforderung im Rahmen 
von Horizont 2020 sieht Investitionen in Höhe von 
1 Mrd. EUR in Projekte vor, die zur Umsetzung des 
europäischen Grünen Deals beitragen, den Schutz 
von biologischer Vielfalt und Lebensräumen in 
Europa stärken und einen nachhaltigen Aufschwung 
beschleunigen.

https://ec.europa.eu/clima/index_de
https://europa.eu/climate-pact/index_de
https://europa.eu/climate-pact/index_de
https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/innovation-fund/innovation_fund_factsheet_en.pdf
https://ec.europa.eu/clima/policies/innovation-fund_en#tab-0-1
https://ec.europa.eu/clima/policies/innovation-fund_en#tab-0-2
https://ec.europa.eu/clima/policies/innovation-fund_en#tab-0-2
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/strategy/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/strategy/european-green-deal_de
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40 Finanzierung des nachhaltigen Wandels

Das Ziel der Klimaneutralität bis 2050 setzt umfang-
reiche Investitionen der öffentlichen Hand voraus und 
macht es erforderlich, privates Kapital in Klima- und 
Umweltmaßnahmen zu kanalisieren. Damit privates 
Kapital in nachhaltigere Investitionen umgelenkt 
werden kann, muss vollständig überdacht werden, 
wie unser Finanzsystem funktioniert. Nur so kann 
die EU ein nachhaltigeres Wirtschaftswachstum 
generieren, die Stabilität des Finanzsystems wahren 
und für mehr Transparenz und Langfristigkeit in der 
Wirtschaft sorgen. Ein solches Denken steht auch 
im Mittelpunkt des EU-Projekts zur Schaffung einer 
Kapitalmarktunion.

Im Januar kündigte die Kommission den Investi-
tionsplan für den europäischen Grünen Deal an, 
der öffentliche Investitionen mobilisieren und dazu 
beitragen wird, durch die Finanzinstrumente der EU 
private Mittel freizusetzen, was zu Investitionen in 
Höhe von mindestens 1 Billion EUR in zehn Jahren 
führen würde.

Der Plan stützt sich auf drei Dimensionen. Erstens, 
die Finanzierung: Ein höherer Anteil der Ausga-
ben für Klima- und Umweltmaßnahmen aus dem 
EU-Haushalt als je zuvor wird helfen, private Mittel 
zu mobilisieren. Die Europäische Investitionsbank 
wird dabei eine Schlüsselrolle spielen. Zusätzlich zur 
Finanzierung wird der Plan auch Anreize dafür geben, 
öffentliche und private Investitionen freizusetzen und 
umzulenken. 

Zweitens, die Schaffung der Voraussetzungen: Die 
EU wird Investoren Instrumente an die Hand geben, 
indem sie das nachhaltige Finanzwesen in den Mit-
telpunkt des Finanzsystems rückt. Sie wird nachhal-
tige Investitionen der öffentlichen Hand erleichtern, 
indem sie die umweltgerechte Haushaltsplanung 
und Beschaffung fördert und Möglichkeiten für eine 
vereinfachte Genehmigung staatlicher Beihilfen für 
besonders betroffene Regionen schafft, sodass der 
Übergang gerecht verläuft. Drittens, die praktische 
Unterstützung: Die Kommission wird Behörden und 
Projektträger bei der Planung, Gestaltung und Durch-
führung nachhaltiger Projekte unterstützen.

Alle Regionen werden Finanzmittel benötigen – die-
sen Mittelbedarf deckt der Investitionsplan für den 
europäischen Grünen Deal. Der Mechanismus für 
einen gerechten Übergang wiederum wird gezielte 
Unterstützung zur Mobilisierung von Investitionen 
in Höhe von mindestens 100 Mrd. EUR im Zeitraum 
2021-2027 bieten, um denjenigen Regionen, Indus-
triezweigen und Arbeitnehmern zu helfen, die beim 
Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft vor 
die größten Herausforderungen gestellt werden. Die 
Europäische Kommission unterstützt die Mitglied-
staaten bei der Ausarbeitung der gebietsspezifischen 
Pläne für einen gerechten Übergang, die erforderlich 
sind, um Zugang zu den entsprechenden Finanzmit-
teln zu erhalten.

Dank der neuen Rechtsvorschriften (Taxonomiever-
ordnung) laufen derzeit die Arbeiten am weltweit 
ersten Klassifikationssystem für nachhaltige Wirt-
schaftstätigkeiten. Dies stellt einen Wendepunkt dar, 
denn es bedeutet, dass Investoren und Industrie nun 
über eine gemeinsame Definition des Begriffs „grün“ 
verfügen werden, wodurch Investitionen in grüne und 
nachhaltige Projekte einen kräftigen Impuls erhalten.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_17
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_17
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/actions-being-taken-eu/just-transition-mechanism_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/actions-being-taken-eu/just-transition-mechanism_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance/eu-taxonomy-sustainable-activities_en
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Förderung einer klimaneutralen Wirtschaft 
Damit Europa seine Klimaziele bis 2050 verwirkli-
chen kann, muss es sein Energiesystem umgestalten, 
auf das 75 % der Treibhausgasemissionen der EU 
entfallen. Im Laufe des Jahres leitete die Kommis-
sion mehrere Initiativen zur Dekarbonisierung des 
Energiesektors ein.

Die Kommission räumte ein, dass das Energiesystem 
der EU zu unflexibel und zu verschwenderisch ist, und 
veröffentlichte daher im Juli eine Strategie für die 
Integration des Energiesystems. Die Strategie ruht im 
Wesentlichen auf drei Säulen: weitreichende Elektri-
fizierung, mehr Kreislaufwirtschaft und Entwicklung 
von sauberen Gasen und Brennstoffen (z. B. Wasser-
stoff).

Diese Schritte machen das System flexibler, sie er-
möglichen problematischen Sektoren die Dekarbo-
nisierung und tragen zur zunehmenden Integration 
erneuerbarer Energien bei, die in den kommenden 
Jahren in das Netz eingespeist werden. Dieses 

vernetzte, flexible System wird effizienter sein und 
die Kosten für die Gesellschaft senken. So könnte 
beispielsweise der Strom für den Antrieb der euro-
päischen Kraftfahrzeuge aus den Solarpaneelen an 
Häusern stammen.

Parallel dazu hat die Kommission eine Strategie zur 
Förderung der Entwicklung von erneuerbarem 
Wasserstoff eingeleitet, die eine wichtige Rolle bei 
der Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralität bis 
2050 spielen wird, namentlich in den Wirtschafts-
zweigen, in denen die Elektrifizierung schwieriger ist, 
wie in der Schwerindustrie und in einigen Verkehrs-
bereichen.

Darüber hinaus hat die Kommission die europäische 
Allianz für sauberen Wasserstoff lanciert, mit der In-
vestitionen in die Produktion von sauberem Wasser-
stoff gelenkt und die Industrie, öffentliche Behörden, 
die Zivilgesellschaft und weitere Interessenträger 
zusammengebracht werden sollen.

 
Hydroville ist das erste Personentaxi, 
dessen Dieselmotor mit Wasserstoff 
betrieben wird. Es wird hauptsächlich als 
Testplattform für Wasserstofftechnologien 
für die gewerbliche Seeschifffahrt und 
für Pendelboote zwischen Kuribeke und 
Antwerpen in Stoßzeiten eingesetzt, um 
Verkehrsstaus zu vermeiden. Antwerpen 
(Belgien), 19. Juni 2020.

https://ec.europa.eu/energy/topics/energy-system-integration/eu-strategy-energy-system-integration_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/energy-system-integration/eu-strategy-energy-system-integration_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1259
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1259
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0301&qid=1612945593051&from=DE
https://ec.europa.eu/growth/industry/policy/european-clean-hydrogen-alliance_en
https://ec.europa.eu/growth/industry/policy/european-clean-hydrogen-alliance_en
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42 Nachhaltigere Gestaltung unseres 
Gebäudebestands

Die Strategie für eine Renovierungswelle wurde im 
Oktober eingeleitet, um die Energieeffizienz von 
Gebäuden zu verbessern. Auf Gebäude entfallen 
40 % des Energieverbrauchs der EU und 36 % der 
durch den Energieverbrauch bedingten Emissionen 
von Kohlendioxid (CO

2
). Durch die Verdoppelung der 

Renovierungsquote in den nächsten zehn Jahren 
werden Emissionen erheblich reduziert, Arbeitsplätze 
geschaffen und das Wachstum angekurbelt, was die 
Renovierungswelle zu einer der Leitinitiativen des 
Aufbaupakets macht. Sie wird die Lebensqualität der 
Menschen verbessern, die in den Gebäuden leben 
und diese nutzen, die Digitalisierung fördern und die 
Wiederverwendung bzw. das Recycling von Werkstof-
fen vorantreiben. Bis 2030 könnten 35 Millionen 
Gebäude renoviert und im Baugewerbe könnten bis 
zu 160 000 zusätzliche grüne Arbeitsplätze geschaf-
fen werden.

Die am 14. Oktober von der Kommission vorgelegte 
Empfehlung zu Energiearmut soll knapp 34 Millionen 
Menschen in der EU helfen, die es sich nicht leisten 
können, ihre Wohnungen zu heizen. Auch das neue 
Europäische Bauhaus ist ein Motor für den europäi-
schen Grünen Deal. Es ist als Diskussionsforum, Ver-
suchslabor und Drehscheibe für Netzwerke gedacht, 
wo Designer, Architekten, Künstler, Wissenschaftler, 
Ingenieure und Studierende zusammenkommen, um 
Ideen für eine nachhaltige Lebensweise auszuloten.

 
VIDEO Eine Renovierungswelle 
für Europa.

160 000 
zusätzliche grüne 

Arbeitsplätze 
könnten 

geschaffen werden

35 

Millionen 
Gebäude könnten 
renoviert werden

https://ec.europa.eu/energy/topics/energy-efficiency/energy-efficient-buildings/renovation-wave_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/markets-and-consumers/energy-consumer-rights/energy-poverty_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_1894
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_1894
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-195844
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Erneuerbare Energien

In den im Oktober veröffentlichten Bewertungen der 
Energie- und Klimapläne der Mitgliedstaaten betonte 
die Kommission, dass mehr Ehrgeiz erforderlich sei, 
um die Ziele der EU zu erreichen. Die Dekarbonisie-
rung des Energiesektors durch die Nutzung erneuer-
barer Energien ist eines der Schlüsselelemente des 
europäischen Grünen Deals.

Erneuerbare Offshore-Energien gehören angesichts 
der großen Zahl und Vielfalt der Meeresbecken in der 
EU und der stetig sinkenden Kosten neuer Anlagen zu 
den Technologien mit dem größten Ausbaupotenzial. 
In der im November veröffentlichten EU-Strategie für 
Erneuerbare Offshore-Energie wird das Potenzial des 
Sektors bewertet, und es werden Wege zur langfristi-
gen Förderung seiner Entwicklung vorgeschlagen. Mit 
der Strategie sollen bis 2050 eine Offshore-Wind-
energieleistung von 300 Gigawatt und eine Meeres-
energieleistung (Wellen- und Gezeitenenergie) von 
40 Gigawatt erreicht werden. Die Erschließung von 
ergiebigen, natürlichen und sauberen Offshore-Ener-
giequellen wird beweisen, dass die Stärkung der 
blauen Wirtschaft und der Schutz der Meeresumwelt 
Hand in Hand gehen können.

In den vergangenen zehn Jahren hat die EU dank 
der transeuropäischen Energienetze die länder-
übergreifende Energieinfrastruktur verbessert. 95 
Energieinfrastrukturprojekte (sogenannte Vorhaben 
von gemeinsamem Interesse) werden in Höhe von 
4,7 Mrd. EUR aus der Fazilität „Connecting Europe“ 
kofinanziert. Mit dem Vorschlag der Kommission vom 
Dezember 2020 werden ihre Regeln für Energienetze 
mit den Zielen des europäischen Grünen Deals in Ein-
klang gebracht. Die vorgeschlagene neue Verordnung 
hilft der EU, durch Förderung der Integration von 
erneuerbaren Energien und neuen, sauberen Energie-
technologien in das Energiesystem ihr Emissions-
reduktionsziel zu erreichen.

Die EU kündigte Investitionen in Höhe von knapp 
1 Mrd. EUR in zehn Energieinfrastrukturprojekte im 
Rahmen der Fazilität „Connecting Europe“ an. Der 
Großteil der Mittel fließt in den Bau der Verbindungs-
leitung „Harmony Link“; dabei handelt es sich um ein 
Stromkabel, über das Litauen und Polen durch die 
Ostsee verbunden werden und das durch die Anbin-
dung der Region an die übrige Europäische Union ihre 
übermäßige Abhängigkeit von einer einzigen Quelle 
von Energieimporten verringern wird.

Beispiele für Projekte und Produktionsstandorte

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_1611
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_1611
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_2095
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_2095
https://ec.europa.eu/energy/topics/renewable-energy/eu-strategy-offshore-renewable-energy_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/renewable-energy/eu-strategy-offshore-renewable-energy_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_2099
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_2099
https://ec.europa.eu/inea/en/connecting-europe-facility
https://ec.europa.eu/energy/topics/infrastructure/trans-european-networks-energy_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/infrastructure/trans-european-networks-energy_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/infrastructure_en?redir=1
https://ec.europa.eu/info/news/baltic-states-and-poland-sign-eu720-million-grant-agreement-baltic-synchronisation-project-2020-dec-14_en
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44 Nachhaltige Produktion und nachhaltiger Verbrauch

Neuer Aktionsplan für die 
Kreislaufwirtschaft
Der europäische Grüne Deal dreht sich nicht nur um 
Emissionssenkungen, sondern auch um die Moder-
nisierung von Wirtschaft, Gesellschaft und Industrie 
sowie den Aufbau einer stärkeren, nachhaltigeren 
Welt. Im März veröffentlichte die Kommission als 
Teil des Pakets zur europäischen Industriestrategie 
einen neuen Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft 

mit dem Ziel, die EU-Wirtschaft auf die grüne Zukunft 
vorzubereiten, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken 
und gleichzeitig die Umwelt zu schützen sowie neue 
Rechte für die Verbraucherinnen und Verbraucher 
zu schaffen. Der Aktionsplan befasst sich mit dem 
gesamten Lebenszyklus von Produkten, von Entwurf 
und Herstellung über Verbrauch, Reparatur, Wieder-
verwendung, Recycling bis zur Rückführung von 
Ressourcen in die Wirtschaft.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0098&from=DE
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Schon die Entwurfsphase bestimmt über bis zu 80 % 
der Umweltauswirkungen eines Produkts. Deswegen 
sollten in der EU verkaufte Produkte so gestaltet wer-
den, dass sie länger halten, einfacher wiederverwen-
det, repariert und recycelt werden können und so viel 
Recyclate wie möglich enthalten. Im Mittelpunkt des 
Aktionsplans stehen die Bereiche mit dem größten 
Potenzial für die Kreislaufwirtschaft, wie Elektronik-
geräte, Batterien und Fahrzeuge, Verpackungen, 
Kunststoffe, Textilien, Baugewerbe und Lebensmittel. 
In ihrer ersten Initiative im Rahmen des Aktionsplans 
schlug die Kommission im Dezember verbindliche 
Anforderungen an Batterien vor, um diese während 
ihres gesamten Lebenszyklus nachhaltiger und siche-
rer zu machen. Der Aktionsplan für die Kreislaufwirt-
schaft zielt auch darauf ab, sicherzustellen, dass die 
Verbraucher über Informationen über die Reparier-
barkeit und Haltbarkeit von Produkten verfügen und 
ein Recht auf Reparatur haben.

Weshalb benötigen wir nachhaltige Batterien?

Im Jahr 2020 wurde auch der Europäische Fonds 
für die kreislauforientierte Bioökonomie ins Leben 
gerufen, mit dem 175 Mio. EUR für die Förderung 
nachhaltiger Innovationen zur Unterstützung des 
europäischen Grünen Deals bereitgestellt wurden. Für 
diese Initiative der Kommission und der Europäischen 
Investitionsbank stellt die Kommission 100 Mio. EUR 
aus dem Programm Horizont 2020 bereit. Es handelt 
sich um den ersten Investitionsfonds, der ausschließ-
lich auf die kreislauforientierte Bioökonomie in der 
EU ausgerichtet ist.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2312
https://www.eib.org/de/press/all/2020-255-joint-action-for-bio-based-industries-eib-european-commission-and-ecbf-management-gmbh-launch-circular-bioeconomy-fund-with-a-target-size-of-eur250-million
https://www.eib.org/de/press/all/2020-255-joint-action-for-bio-based-industries-eib-european-commission-and-ecbf-management-gmbh-launch-circular-bioeconomy-fund-with-a-target-size-of-eur250-million
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46 Sicherstellung des Zugangs zu 
kritischen Rohstoffen
Ein zuverlässiger Zugang zu Rohstoffen ist unerläss-
lich, damit die grüne und die digitale Wende gelingen 
können. Infolgedessen wird in der EU die Nachfrage 
nach zahlreichen Arten von Rohstoffen dramatisch 
steigen. So könnte beispielsweise die Nachfrage 
nach Lithium – zentraler Bestandteil von Batterien 
für Elektrofahrzeuge und Handys – bis 2050 auf das 
60-Fache steigen, die Nachfrage nach Magneten 

aus seltenen Erden, die in Elektrofahrzeugen, in der 
Digitaltechnik und in Windgeneratoren zum Einsatz 
kommen, auf das 10-Fache. Mit dem Start des Ak-
tionsplans zu kritischen Rohstoffen und der europäi-
schen Rohstoffallianz zielt die Kommission darauf ab, 
die Abhängigkeit von Ländern außerhalb der EU zu 
verringern, die Lieferquellen zu diversifizieren und die 
Ressourceneffizienz zu verbessern und dabei gleich-
zeitig weltweit eine verantwortungsvolle Beschaffung 
zu fördern.

Größte Lieferanten kritischer Rohstoffe in 
die EU (Quelle: Mitteilung der Kommission 
zur Widerstandsfähigkeit bei kritischen 
Rohstoffen, 3. September 2020).  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1542
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1542
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0474
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0474
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0474
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Nachhaltige Lebensmittel und 
Landwirtschaft
Ziel der im Mai vorgelegten Strategie „Vom Hof auf 
den Tisch“ ist es, die Lebensmittelsysteme in der EU 
bis 2030 nachhaltiger und widerstandsfähiger zu 
machen und sicherzustellen, dass Landwirtschaft, 
Fischerei und Aquakultur einen angemessenen Bei-
trag zu den EU-Klimazielen leisten. Dadurch sollen 
diejenigen Landwirte, Fischer und anderen Marktteil-
nehmer in der Lebensmittelkette belohnt werden, die 
bereits auf nachhaltige Verfahren umgestellt haben. 
Auch die übrigen Marktteilnehmer sollen in die Lage 
versetzt werden, diese Umstellung vorzunehmen und 
neue Möglichkeiten für ihre Unternehmen zu er-
schließen.

Durch die Festlegung ehrgeiziger Ziele in Schwer-
punktbereichen entlang der gesamten Lebensmittel-
kette will die EU auf dem Weg zu einer gesünderen 
und nachhaltigeren Welt eine Vorreiterrolle überneh-
men. Die Strategie enthält Maßnahmen, durch die die 
Verbraucherinnen und Verbraucher besser informiert 
werden können und die Industrie dazu angehalten 
werden kann, nahrhafte nachhaltige Lebensmittel in 
ausreichender Menge und zu erschwinglichen Preisen 
zur Verfügung zu stellen.

Ziel der Strategie ist es, den Einsatz und das Risiko 
von Pestiziden sowie Nährstoffverluste bis 2030 um 
50 % zu verringern. Außerdem soll der Absatz anti-
mikrobieller Mittel für Nutztiere und in der Aquakul-
tur um 50 % gesenkt werden, und 25 % der landwirt-
schaftlichen Fläche sollen ökologisch bewirtschaftet 
werden. Weitere Ziele bestehen darin, den Tierschutz 
zu verbessern und den ökologischen Fußabdruck der 
EU zu verringern. Im Rahmen von Horizont Europa 
werden 10 Mrd. EUR in Forschung und Innovation in 
den Bereichen Lebensmittel, Bioökonomie, natürliche 
Ressourcen, Landwirtschaft, Fischerei, Aquakultur und 
Umwelt investiert.

CO
2
 ist nicht das einzige Treibhausgas, dessen Aus-

stoß verringert werden muss. Nach CO
2
 trägt Methan 

am zweitstärksten zum Klimawandel bei, sodass die 
neue Methanstrategie entscheidend dafür ist, ob die 
EU ihr Ziel erreichen kann, die Emissionen bis 2030 
um mindestens 55 % zu reduzieren. Schwerpunkt der 
Strategie ist die Verringerung der Methanemissionen 
in den Bereichen Landwirtschaft, Abfall und Energie. 
Dabei werden sektorübergreifende und sektorspezi-
fische Maßnahmen innerhalb der EU und auf interna-
tionaler Ebene kombiniert.

Für ein gesünderes und nachhaltigeres EU-Lebensmittelsystem – 
ein Eckpfeiler des europäischen Grünen Deals

https://ec.europa.eu/food/farm2fork_en
https://ec.europa.eu/food/farm2fork_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/oil-gas-and-coal/methane-emissions_en
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48 Schutz der Umwelt und der biologischen Vielfalt

Biologische Vielfalt

Mit der ehrgeizigen neuen Biodiversitätsstrategie, die 
im Mai vorgelegt wurde, werden die Hauptursachen 
für den Verlust an biologischer Vielfalt in Angriff 
genommen, wie etwa die nicht nachhaltige Nutzung 
von Land und Meer, der Raubbau an natürlichen 
Ressourcen, die Umweltverschmutzung und invasive 
gebietsfremde Arten.

In der Strategie wird vorgeschlagen, verbindliche 
Ziele festzulegen, um geschädigte Ökosysteme und 
Flüsse wiederherzustellen, den Zustand geschützter 
Lebensräume und Arten in der EU zu verbessern, 
Bestäuber auf landwirtschaftliche Flächen zurückzu-
bringen, die Umweltverschmutzung zu verringern, 
unsere Städte grüner zu machen, den ökologischen 
Landbau auszuweiten und die Gesundheit der 
europäischen Wälder zu verbessern. Dadurch wird 
angestrebt, dass sich die biologische Vielfalt in 
Europa spätestens ab 2030 wieder erholt. Hierzu 
sollen mindestens 30 % der Land- und Meeresgebie-
te in der EU in wirksam bewirtschaftete Schutzgebie-

Ziele der neuen EU-weiten Biodiversitätsstrategie

https://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/strategy/index_en.htm


49

G
E

S
A

M
T

B
E

R
IC

H
T

te umgewandelt werden, und mindestens 10 % der 
landwirtschaftlichen Fläche sollen Landschaftsele-
mente mit großer Vielfalt aufweisen.

Im März hat die Kommission das Weltweite Bündnis 
für Biodiversität ins Leben gerufen. Hunderte Natio-
nalparks, Aquarien, botanische Gärten, Zoos sowie 
Wissenschafts- und Naturkundemuseen bündeln ihre 
Kräfte, um die Öffentlichkeit stärker auf die Krise der 
Natur aufmerksam zu machen. Auf dem UN-Bio-
diversitätsgipfel im September 
unterstützten mehr als 70 Staats- 
und Regierungschefs zusammen 
mit Kommissionspräsidentin von 
der Leyen, den Leaders’ Pledge 
for Nature (Versprechen für die 
Natur) und verpflichteten sich zu 
zehn entscheidenden Maßnahmen 
zur Bekämpfung dieser Krise der 
Natur.

Mit dem LIFE-Projekt PannonEagle 
soll der Östliche Kaiseradler vor 
dem vom Menschen verursachten 
Aussterben bewahrt werden. Im Rahmen 
des Projekts werden verschiedene 
Erhaltungsmaßnahmen in Österreich, 
Tschechien, Ungarn, Serbien und der 
Slowakei durchgeführt. Auf dem Foto 
übt ein Adler das Fliegen mit einem 
Signalgerät auf dem Rücken. Jászberény 
(Ungarn), 14. Oktober 2020. 

Eine schadstofffreie Umwelt
Um Mensch und Umwelt besser zu schützen und 
Innovationen für sichere und nachhaltige Chemika-
lien zu fördern, legte die Kommission im Oktober die 
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit vor. Chemi-
kalien sind für das moderne Leben von wesentlicher 
Bedeutung und werden in vielen Sektoren eingesetzt, 
u. a. in den Bereichen Gesundheit, Energie, Verkehr 
und Wohnen. Manche von ihnen können jedoch der 
Umwelt und der menschlichen Gesundheit schaden. 
In der EU gibt es bereits ausgefeilte Chemikalienge-
setze, doch wird sich die weltweite Produktion bis 
2030 voraussichtlich verdoppeln, und auch die 
Verwendung in Konsumgütern wird zunehmen. Die 
Strategie ist der erste Schritt in Richtung Null-Schad-
stoff-Ziel und schadstofffreie Umwelt, wie sie im 
europäischen Grünen Deal angekündigt wurden.

 
VIDEO Eine Chemikalienstrategie 
für Nachhaltigkeit.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_348
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_348
https://www.un.org/pga/75/united-nations-summit-on-biodiversity/
https://www.un.org/pga/75/united-nations-summit-on-biodiversity/
https://www.leaderspledgefornature.org/
https://www.leaderspledgefornature.org/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020DC0667&qid=1612790180976
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-195796
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50 Nachhaltige und intelligente Mobilität

Im Leben der Menschen und für die EU-Wirtschaft 
spielen Verkehr und Mobilität eine entscheidende 
Rolle, verursachen aber auch soziale Kosten. Die ne-
gativen Folgen – wie Treibhausgasemissionen, Luft- 
und Wasserverschmutzung, Unfälle, Staus, Lärm und 
Verlust an biologischer Vielfalt – beeinträchtigen die 
Gesundheit und das Wohlbefinden. Ein Viertel der 
gesamten Treibhausgasemissionen in der EU entfällt 
heute auf den Verkehrssektor. Diese Emissionen gilt 
es bis 2050 um 90 % zu senken, damit die EU ihr 
Ziel der Klimaneutralität erreicht. Hierzu muss ein 
Wandel in der Art und Weise einsetzen, wie sich Men-
schen in Europa fortbewegen und wie Waren beför-
dert werden. Innovation und Digitalisierung werden 
dabei eine Schlüsselrolle spielen.

In der im Dezember veröffentlichten Strategie der 
Kommission für nachhaltige und intelligente Mobilität 
wird aufgezeigt, wie ein umweltfreundliches, digitales 
und widerstandsfähiges Verkehrssystem für künftige 
Generationen erreicht werden kann. Die Strategie 
befasst sich auch mit dringend benötigten Reformen, 
Strategien und Maßnahmen, mit denen die Erholung 
des Verkehrssektors, der zu den am stärksten von 
der Pandemie betroffenen Sektoren zählt, unterstützt 
wird. Konkrete Etappenziele werden das europäische 
Verkehrssystem auf seinem Weg hin zu einer intelli-
genten und nachhaltigen Zukunft auf Kurs halten.

Nachhaltige Mobilität: Was bringt die 
Zukunft? 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2329
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2329
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Sauberere und sicherere Fahrzeuge

Seit Januar gelten strengere Vorschriften für den 
CO

2
-Ausstoß neuer Pkw und leichter Nutzfahrzeuge. 

Auf diese Fahrzeuge entfallen rund 12 % bzw. 2,5 % 
der gesamten CO

2
-Emissionen der EU. Zu den bis 

2030 erwarteten positiven Entwicklungen zählen eine 
Verringerung der Emissionen aus dem Straßenver-
kehr um 23 % im Vergleich zu 2005 sowie 60 000 
neue Arbeitsplätze (bis zu 80 000, wenn Batterien in 
der EU hergestellt werden). Entsprechend den ehr-
geizigeren Gesamtzielen für die Reduktionen bis zum 
Jahr 2030 wurde für 2021 ein Vorschlag für strenge-
re CO

2
-Emissionsnormen angekündigt. Die Kommissi-

on arbeitet zudem an ehrgeizigen neuen Normen für 
die Schadstoffemissionen von Personenkraftwagen, 
die 2021 vorgelegt werden sollen.

Seit Januar gelten neue Vorschriften, wonach neue 
Fahrzeugmodelle zur Erhöhung der Sicherheit und 
zur Verringerung von Unfällen ab Juli 2022 mit hoch-
entwickelten technischen Systemen ausgestattet sein 
müssen. Darüber hinaus gelten seit September 2020 
neue Vorschriften, die sicherstellen sollen, dass alle 
Fahrzeuge die Sicherheits-, Umwelt- und Produk-
tionsanforderungen erfüllen, bevor sie in Verkehr 
gebracht werden. Diese Vorschriften umfassen mehr 
Kontrollen von bereits auf dem Markt befindlichen 
Fahrzeugen und die Einführung einer Aufsicht durch 
die Europäische Union, einschließlich der Möglichkeit 
für die Kommission, EU-weite Rückrufe anzuordnen 
und gegen Autohersteller, die gegen das Gesetz ver-
stoßen, Sanktionen in Höhe von bis zu 30 000 EUR 
pro Fahrzeug zu verhängen.

https://ec.europa.eu/clima/policies/transport/vehicles/cars_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/transport/vehicles/heavy_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/transport/vehicles/heavy_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/transport/vehicles/regulation_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/transport/vehicles/regulation_de
https://ec.europa.eu/growth/content/road-safety-rules-introducing-major-shift-standard-vehicle-safety-enter-force_de
https://ec.europa.eu/growth/content/road-safety-rules-introducing-major-shift-standard-vehicle-safety-enter-force_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1530
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Der digitale Wandel in der EU

Nie spielte die Digitaltechnik eine größere Rolle in 
unserem Leben als während der COVID-19-Krise, in 
der sie einen unschätzbaren Beitrag dazu leistete, 
menschliche Kontakte und Unternehmenstätig-
keiten aufrechtzuerhalten. Zudem markierte sie 
einen Wendepunkt bei der Nutzung dieser Technik 
in der allgemeinen und beruflichen Bildung. Mithilfe 
von  Supercomputern lässt sich die Entwicklung der 
Pandemie vorhersagen, und Kontaktnachverfol-
gungs- und Warn-Apps können dazu beitragen, die 
Virus-Übertragungskette zu durchbrechen.

Die Pandemie hat auch deutlich gemacht, wie wichtig 
es ist, die digitalen Kompetenzen aller Menschen in 
der EU zu entwickeln und den Zugang zum Hoch-
geschwindigkeits-Internet für Privathaushalte, 
Unternehmen und öffentliche Dienste zu verbessern. 
Europäische Start-up-Unternehmen, die auf Digital-
techniken aufbauen, können die für diesen Wandel 
benötigten innovativen Lösungen für andere kleine 
und mittlere Unternehmen und größere Branchen er-
schließen. Durch ihren Einsatz in Bereichen wie intel-
ligente Energiesysteme, Präzisionslandwirtschaft und 
intelligente Mobilität sind die Digitaltechniken zudem 
von entscheidender Bedeutung für die Verwirklichung 
der Klimaziele der EU.

Die Eigentümerin eines Friseursalons 
in der Nähe von Dublin, der aufgrund 
der Corona-Beschränkungen 
geschlossen bleiben musste, 
organisiert für Menschen in ihrem 
Umfeld Bingospiele online, um die 
Langeweile allein lebender Personen 
zu vertreiben. Dublin (Irland), 
13. November 2020. 

 
Studierende in Deutschland haben 
die Corona School gegründet, in der 
sie Schülerinnen und Schülern der 
Sekundarstufe, die in der ersten 
Jahreshälfte 2020 mehrere Monate 
Unterricht verpasst haben, ehrenamtlich 
Online-Kurse geben. Auf diesem Foto 
hilft einer der Freiwilligen einer Schülerin 
bei ihren Lateinhausaufgaben. Berlin 
(Deutschland), 16. November 2020.
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Die Europäische Digitalstrategie 

Mit den stetigen Fortschritten im digitalen Binnen-
markt, die den Verbrauchern und Unternehmen in der 
gesamten EU und darüber hinaus greifbare Vorteile 
bringen, wurden die Grundlagen für den digitalen 
Wandel bereits gelegt. Die Kommission ist entschlos-
sen, die 2020er-Jahre zur digitalen Dekade Europas 
werden zu lassen. In ihrer Rede zur Lage der Union 
forderte Präsidentin von der Leyen die EU auf, mit 
einem gemeinsamen Plan und klar definierten Zielen 
für 2030, beispielsweise in Bezug auf Konnektivität, 
Kompetenzen und digitale öffentliche Dienste, eine 
Vorreiterrolle bei der digitalen Innovation zu über-
nehmen. Im Rahmen des EU-Aufbauinstruments 
NextGenerationEU werden die Mitgliedstaaten aufge-
fordert, 20 % der Mittel, die sie aus der Aufbau- und 
Resilienzfazilität erhalten, in den digitalen Wandel zu 
investieren (siehe auch „Im Verbund gegen Corona“).

Im Jahr 2020 startete die Kommission die Euro-
päische Digitalstrategie – Gestaltung der digitalen 
Zukunft Europas. Darin werden neue Strategien und 
Initiativen angekündigt, mit denen sichergestellt 
werden soll, dass die EU aus den Vorteilen, die den 
Menschen, der Wirtschaft und der Gesellschaft aus 
der Technologie erwachsen können, Nutzen zieht und 
gleichzeitig unsere wertvollsten Ressourcen bewahrt: 
Demokratie, Fairness, Inklusivität und das europäi-
sche Sozialmodell.

In der Strategie wird hervorgehoben, wie digitale 
Lösungen die Nachhaltigkeitsziele des europäischen 
Grünen Deals voranbringen und den Weg dafür 
ebnen können, dass die EU zu einem globalen Vorbild 
für die Digitalwirtschaft wird. Diese Maßnahmen wer-
den den Unternehmen neue Möglichkeiten eröffnen 
und sich auf eine Technologieentwicklung konzentrie-
ren, die die Rechte der Menschen achtet und deren 
Vertrauen gewinnt.

Der Erfolg des digitalen Wandels in der EU wird 
davon abhängen, inwieweit wirksame Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden können, die die Zuver-
lässigkeit der Technologien sicherstellen und dafür 
sorgen, dass Unternehmen Vertrauen in die Digita-
lisierung haben und über die entsprechenden Mittel 
verfügen. Die Datenstrategie und das Weißbuch zur 
künstlichen Intelligenz sind die ersten Pfeiler der 
neuen europäischen Digitalstrategie. Sie konzentrie-
ren sich darauf, darzulegen, wie wichtig es ist, bei der 
Entwicklung von Technologien den Menschen in den 
Vordergrund zu stellen und bei der Gestaltung, Her-
stellung und Einführung von Technologien europäi-
sche Werte und Rechte zu verteidigen und zu fördern.

Digitale Technologien sind 
entscheidend, damit die EU ihr 
Ziel im Rahmen des europäischen 
Grünen Deals erreichen und bis 
2050 klimaneutral werden kann.

https://ec.europa.eu/digital-single-market/en
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en
https://ec.europa.eu/info/strategy/strategic-planning/state-union-addresses/state-union-2020_de
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/content/european-digital-strategy
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/content/european-digital-strategy
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/content/european-digital-strategy
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/european-data-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/excellence-trust-artificial-intelligence_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/excellence-trust-artificial-intelligence_de
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EU-Internet-Regeln für das digitale 
Zeitalter 

Im Dezember hat die Kommission eine ehrgeizige 
Reform des digitalen Raums vorgeschlagen – ein 
 umfassendes Paket mit neuen Vorschriften für alle in 
der Europäischen Union betriebenen digitalen Dienste 
wie soziale Medien, Online-Marktplätze und sonstige 
Online-Plattformen: das Gesetz über digitale Diens-
te und das Gesetz über digitale Märkte. Das Gesetz 
über digitale Dienste sieht unionsweit verbindliche 
Pflichten für alle digitalen Dienste vor, die den Ver-
brauchern Waren, Dienstleistungen oder Inhalte 
vermitteln; es legt neue Verfahren für die schnellere 
Entfernung illegaler Inhalte fest und gewährleistet 
den umfassenden Schutz der Grundrechte der Nutzer 
im Internet. Der neue Rahmen wird wieder ein aus-
gewogenes Gleichgewicht zwischen den Rechten und 
Verantwortlichkeiten der Nutzer, der vermittelnden 
Plattformen und der Behörden herstellen. Er stellt 
die EU-Bürger in den Mittelpunkt und beruht auf den 
Werten der EU – wie Achtung der Menschenrechte, 
Freiheit, Demokratie, Gleichheit und Rechtsstaatlich-
keit. Der Vorschlag ergänzt den Europäischen Ak-
tionsplan für Demokratie, der darauf abzielt, unsere 
Demokratien widerstandsfähiger zu machen.

Das Gesetz über digitale Märkte befasst sich mit den 
negativen Folgen bestimmter Verhaltensweisen von 
Plattformen, die als digitale „Torwächter“ im Binnen-
markt fungieren. Diese Plattformen haben erhebliche 
Auswirkungen auf den Binnenmarkt und dienen als 
wichtiges Zugangstor, über das gewerbliche Nutzer 
ihre Kunden erreichen können, womit sie eine gefes-
tigte Marktstellung genießen und so mächtig werden 
können, dass sie als private Akteure selbst die Regeln 
bestimmen und die Funktion eines unumgängli-
chen Vermittlers zwischen Unternehmen und Ver-
brauchern einnehmen können. Mit dem Gesetz über 
digitale Märkte werden diese unlauteren Praktiken 
der Torwächter durch neue Vorschriften definiert und 
verboten. Ziel ist es, gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen für große Online-Plattformen zu schaffen und es 
Start-ups in der EU zu ermöglichen, zu wachsen, zu 
expandieren und wettbewerbsfähig zu werden, und 
dadurch für günstigere Preise, höhere Qualität, mehr 
Auswahl und Innovation im Interesse der Nutzer zu 
sorgen.

Darüber hinaus nahm die Kommission im Dezember 
den Aktionsplan für Medien und audiovisuelle Medien 
an, um die Erholung und den digitalen Wandel der 
Medien in der EU zu unterstützen. Damit werden 
bereits vorhandene Maßnahmen zur Förderung der 
Medienfreiheit sowie der Medien und der digitalen 
Kultur ergänzt.

Im Laufe des Jahres traten mehrere wichtige 
Rechtsvorschriften in der gesamten EU in Kraft. 
Dazu gehören das allererste Regelwerk für kleinere 
Unternehmen und Händler auf Online-Plattformen 
sowie Vorschriften für die EU-weite Koordinierung 
der nationalen Rechtsvorschriften in Bezug auf alle 
audiovisuellen Medien und den barrierefreien Zugang 
zu Websites öffentlicher Stellen. Außerdem traten 
Rechtsvorschriften in Kraft, mit denen klare Regeln 
für Telekommunikationsdienste eingeführt werden, 
die den Verbrauchern mehr Schutz bieten und Inves-
titionen in Netze der neuen Generation fördern.

Cybersicherheit und Datenschutz

Angesichts der zunehmenden Cyberbedrohungen 
während der Pandemie schlug die EU Maßnahmen an 
mehreren Fronten vor. Im Februar nahm die Kom-
mission ihre Mitteilung zur Gestaltung der digitalen 
Zukunft Europas an, in der ein hohes Maß an Cybersi-
cherheit in den Mittelpunkt des digitalen Wandels der 
EU gestellt wurde. Zudem kündigte sie am 16. De-
zember eine neue Cybersicherheitsstrategie der EU 
an.

In der Cybersicherheitsstrategie für die digitale De-
kade wird dargelegt, wie die EU all ihre Instrumente 
und Ressourcen zur Stärkung ihrer technologischen 
Souveränität einsetzen und ihre Zusammenarbeit mit 
Partnern in der ganzen Welt intensivieren kann. Die 
Cybersicherheit soll in alle für den Zeitraum 2021-
2027 geplanten Investitionen im digitalen Bereich 
einbezogen werden. Gleichzeitig gilt es, Initiativen 
in drei Handlungsbereichen der EU zu ergreifen: 
Resilienz, technologische Souveränität und Führungs-
rolle, Aufbau operativer Kapazitäten zur Prävention, 
Abschreckung und Reaktion sowie Förderung eines 
globalen und offenen Cyberraums. Zu diesen Initia-
tiven gehören die gemeinsame Cyberstelle und ein 
„Cyberschutzschild“ verbundener Sicherheitseinsatz-
zentren, die erste Anzeichen von Angriffen erkennen, 

pixabay.com

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-services-act-ensuring-safe-and-accountable-online-environment_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-services-act-ensuring-safe-and-accountable-online-environment_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-markets-act-ensuring-fair-and-open-digital-markets_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2250
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2250
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/europes-media-digital-decade-action-plan-support-recovery-and-transformation
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/media-freedom-projects
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/newsroom-agenda/funding-opportunity/supporting-media-and-digital-culture/3/11/2020
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/newsroom-agenda/funding-opportunity/supporting-media-and-digital-culture/3/11/2020
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/platform-business-trading-practices
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/revision-audiovisual-media-services-directive-avmsd
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/web-accessibility
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/web-accessibility
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2482
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2482
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0067&qid=1613411451156&from=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0067&qid=1613411451156&from=de
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/cybersecurity-strategy
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sowie der Ausbau der Führungsrolle bei der Sicher-
stellung eines globalen und offenen Internets. 

Präsidentin von der Leyen hat ferner einen Vorschlag 
für eine gemeinsame Cyberstelle angekündigt, die 
die operativen Cybersicherheitskapazitäten unions-
weit koordinieren soll. Die Europäische Digitalstrate-
gie umfasst auch eine Überarbeitung der Verordnung 
über elektronische Identifizierung und Vertrauens-
dienste für elektronische Transaktionen, zu der im 
Jahr 2020 öffentliche Konsultationen durchgeführt 
wurden. Flankiert wurde die Strategie durch die Über-
arbeitung der Richtlinie zur Netz- und Informations-
sicherheit, dem ersten EU-Rechtsakt zur Cybersicher-
heit.

Sanktionen sind eine der Optionen, die das EU-Instru-
mentarium für die Cyberdiplomatie bietet, um gegen 
die Union oder ihre Mitgliedstaaten gerichtete bös-
willige Cyberaktivitäten zu verhindern, davon abzu-
schrecken und darauf zu reagieren. Im Juli verhängte 
der Rat erstmals Sanktionen gegen sechs Personen 
und drei Organisationen wegen verschiedener Cyber-
angriffe. Die verhängten Sanktionen umfassten ein 
Reiseverbot und das Einfrieren von Vermögenswer-
ten. Darüber hinaus ist es Personen und Organisatio-
nen aus der EU verboten, den Personen und Organi-
sationen, die in der Sanktionsliste aufgeführt sind, 
finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen.

Die Kommission stellt in ihrem Bericht über die 
ersten beiden Jahre der Datenschutz-Grundverord-
nung fest, dass die meisten Ziele erreicht wurden. Vor 
allem haben jetzt die Bürgerinnen und Bürger starke, 
einklagbare Rechte, und durch die DSGVO wurde ein 
neues europäisches System für die Governance und 
Rechtsdurchsetzung geschaffen.

Nutzung der Macht von Daten 

Daten sind eine wesentliche Ressource für die Wett-
bewerbsfähigkeit, die Schaffung von Arbeitsplätzen 
und gesellschaftliche Verbesserungen allgemein. 
Datengesteuerte Innovationen werden den Bürgerin-
nen und Bürgern enorme Vorteile bringen, beispiels-
weise durch eine verbesserte personalisierte Medizin, 
intelligente Mobilität und ihren Beitrag zur Verwirkli-
chung des EU-Ziels der Klimaneutralität bis 2050.

Der Zugang zu der ständig wachsenden Datenmenge 
und die Fähigkeit, diese zu nutzen, sind für Innova-
tion und Wirtschaftswachstum von entscheidender 
Bedeutung. Mit der europäischen Datenstrategie 
soll ein echter europäischer Datenraum geschaf-
fen werden – ein EU-Binnenmarkt, in dem Daten 
grenz- und branchenübergreifend frei fließen können. 
Gemeinsame europäische Datenräume in verschiede-
nen Bereichen wie Gesundheit, Umwelt und Sicher-
heit werden dafür sorgen, dass mehr Daten für die 
Nutzung in Wirtschaft und Gesellschaft zur Verfügung 
stehen. Zugleich behalten die Unternehmen und 
Privatpersonen, die Daten erzeugen, die Kontrolle 
über ihre Daten. Dies wird auch die technologische 
Souveränität der EU in Schlüsseltechnologien und 
-infrastrukturen für die Datenwirtschaft stärken und 
gleichzeitig zur Entwicklung vertrauenswürdiger 
Anwendungen der künstlichen Intelligenz beitragen. 
Hierzu schlug die EU im November einen Rechtsrah-
men für die Daten-Governance, den Zugang zu und 
die Weiterverwendung von Daten zwischen einzelnen 
Unternehmen, zwischen Unternehmen und Behörden 
sowie innerhalb der Verwaltungen vor.

https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/cyber-security
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/policies/trust-services-and-eidentification
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/policies/trust-services-and-eidentification
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/policies/trust-services-and-eidentification
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/network-and-information-security-nis-directive
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/network-and-information-security-nis-directive
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/07/30/eu-imposes-the-first-ever-sanctions-against-cyber-attacks/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/07/30/eu-imposes-the-first-ever-sanctions-against-cyber-attacks/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1163
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1593073685620&uri=CELEX%3A52020DC0066
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/policies/building-european-data-economy#:~:text=Common European data spaces will,and societal progress in general
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_283
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/proposal-regulation-european-data-governance-data-governance-act
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56 Künstliche Intelligenz und 
Supercomputer

Daten sind der Treibstoff für neue Technologien wie 
künstliche Intelligenz, die unser Leben verbessern 
können – etwa durch eine genauere medizinische 
Diagnose, die Steigerung der Effizienz in der Land-
wirtschaft und eine effizientere Fertigung. Die 
künstliche Intelligenz entwickelt sich rasant, weshalb 
die EU ihre Investitionen nicht nur aufrechterhalten, 
sondern auch erhöhen muss. Gleichzeitig birgt sie 
potenzielle Risiken, denen es Rechnung zu tragen gilt, 
damit sie das Vertrauen der Menschen auch wirklich 
verdient. Wie im Weißbuch zu diesem Thema darge-
legt, wird die EU bei der auf Exzellenz und Vertrauen 
beruhenden Entwicklung künstlicher Intelligenz eine 
Vorreiterrolle übernehmen. Damit unterstützt die 
Kommission ein auf Regulierung und Finanzierung 
ausgerichtetes Konzept, das die Nutzung von KI 
fördert und gleichzeitig den mit dieser Technologie 
einhergehenden Risiken Rechnung trägt. Um diese 
Ziele zu erreichen, werden 2021 auf der Grundlage 
der Ergebnisse einer öffentlichen Konsultation ein 
Legislativvorschlag und ein aktualisierter Plan zur 
Koordinierung der Bemühungen mit den Mitglied-
staaten vorgelegt.

Supercomputer spielen in unserem Leben eine wichti-
ge Rolle – sie helfen, Prognosen zur Entwicklung der 
Pandemie zu erstellen und Recherchen zur Behand-
lung von COVID-19 durchzuführen, neurologische 
Störungen besser zu verstehen oder die Auswirkun-
gen der Erderwärmung vorherzusagen und zu über-
wachen. Im Rahmen der Digitalen Agenda Europas 
veröffentlichte die Kommission im September einen 
Vorschlag, der darauf abzielt, die EU, u. a. mit einer 
Investition von 8 Mrd. EUR in Supercomputer der 
nächsten Generation, darin zu unterstützen, ihre 
führende Rolle bei der Hochleistungsrechentechnik zu 
behaupten.

 
Ursula von der Leyen, Präsidentin der 
Europäischen Kommission, besucht das AI 
Experience Center an der Vrije Universiteit 
Brussel. Brüssel (Belgien), 18. Februar 
2020.

Künstliche Intelligenz 
in der EU in Zahlen

https://ec.europa.eu/info/files/white-paper-artificial-intelligence-european-approach-excellence-and-trust_de
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/white-paper-artificial-intelligence-public-consultation-towards-european-approach-excellence
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/coordinated-plan-artificial-intelligence
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/coordinated-plan-artificial-intelligence
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/coordinated-plan-artificial-intelligence
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/breton/announcements/how-supercomputers-will-be-core-our-european-digital-decade_en
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/breton/announcements/how-supercomputers-will-be-core-our-european-digital-decade_en
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/can-supercomputers-help-find-covid-19-treatment
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/can-supercomputers-help-find-covid-19-treatment
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1592
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Schnellere und bessere Netzanbindung 
für die Menschen in der EU 

Im September hat die Kommission eine Empfehlung 
veröffentlicht, in der sie die Mitgliedstaaten auffor-
dert, verstärkt in Infrastrukturen für Breitbandver-
bindungen mit sehr hoher Kapazität, darunter auch 
5G-Netze, zu investieren, denn diese Netze sind der 
wichtigste Baustein für den digitalen Wandel und 
eine wesentliche Säule für die wirtschaftliche Erho-
lung. In der Empfehlung werden die Mitgliedstaaten 
aufgefordert, bis Ende März 2021 einen gemeinsa-
men Ansatz in Form eines Instrumentariums bewähr-
ter Verfahren zu entwickeln.

Die Sicherheit der 5G-Netze der EU muss unbedingt 
gewährleistet werden. Im Januar billigte die EU das 
von den Mitgliedstaaten gemeinsam vereinbarte 
Instrumentarium von Maßnahmen, mit dem Sicher-
heitsrisiken im Zusammenhang mit der Einführung 
von 5G begegnet werden soll. Einem im Dezember 
veröffentlichten Bericht zufolge sind die meisten 
Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der empfohlenen 
Maßnahmen bereits auf gutem Weg. Die koordinierte 
Arbeit zur Sicherung der 5G-Netze auf EU-Ebene wird 
fortgesetzt.

Kompetenzen für das digitale Zeitalter

Jeder braucht digitale Fähigkeiten, nicht nur zur Be-
wältigung der derzeitigen Pandemie, sondern auch, 
um den Anforderungen am Arbeitsplatz und in der 
Gesellschaft gerecht zu werden. Jedem fünften jun-
gen Menschen in der EU fehlt es an digitalen Grund-
kompetenzen, und viele Haushalte mit niedrigem 
Einkommen haben keinen Zugang zu Computern. In 
der Europäischen Kompetenzagenda wurden mehrere 
Ziele festgelegt, die bis 2025 erreicht werden sollen. 
Eines davon ist, dass 70 % der 16- bis 74-Jährigen 
mindestens über grundlegende digitale Kompetenzen 
verfügen sollten (gegenüber 56 % im Jahr 2019).

Gestützt auf die Lehren, die aus der Corona-
virus-Pandemie gezogen wurden, wird der neue 
Aktionsplan der Kommission für digitale Bildung 
Menschen, Einrichtungen der allgemeinen und beruf-
lichen Bildung und die Mitgliedstaaten bei ihren An-
strengungen zur Anpassung an den digitalen Wandel 
unterstützen. (Für weitere Informationen siehe „Ver-
wirklichung eines fairen und sozialen Europas“.)

Ebenfalls im Mittelpunkt der Aufbaumaßnahmen ste-
hen Investitionen und Reformen zur Anpassung der 
Bildungssysteme im Hinblick auf die Förderung digi-
taler Kompetenzen und der allgemeinen und beruf-
lichen Bildung für alle Altersgruppen. Die Kommission 
fordert die Mitgliedstaaten auf, solche Investitionen 
und Reformen in ihre Aufbau- und Resilienzpläne 
aufzunehmen.

https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/commission-recommendation-common-union-toolbox-reducing-cost-deploying-very-high-capacity
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_940
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_940
https://ec.europa.eu/digital-single-market/news-redirect/667123
https://ec.europa.eu/digital-single-market/news-redirect/696978
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223&langId=de
https://ec.europa.eu/education/education-in-the-eu/digital-education-action-plan_de
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58 Digitale Finanzdienste

Verbraucher und Unternehmen in der EU nutzen 
zunehmend – und noch intensiver während der 
Pandemie – digitale Finanzdienstleistungen für 
unterschiedlichste Zwecke. Ziel der Kommission 
ist es, verantwortungsbewusste Innovationen im 
Finanzsektor der EU, insbesondere für hochinnova-
tive digitale Start-up-Unternehmen, zu fördern und 
gleichzeitig potenzielle Risiken im Zusammenhang 
mit Anlegerschutz, Geldwäsche und Cyberkriminalität 
zu mindern.

Im September verabschiedete die Kommission ein 
Bündel von Maßnahmen mit dem Ziel, die EU- 
Finanzdienstleistungen stärker zu digitalisieren und 
verantwortungsbewusste Innovationen sowie den 
Wettbewerb zwischen den Finanzdienstleistern in der 
EU zu fördern. Dazu gehörten eine Strategie für den 
Massenzahlungsverkehr sowie Legislativvorschläge 
zu Kryptowerten und zur Betriebsstabilität digitaler 

Systeme. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU im Finanzsektor zu 
stärken, den Menschen den Zugang zu innovativen 
Finanzprodukten und Zahlungsmethoden zu ermögli-
chen und gleichzeitig den Verbraucherschutz und die 
Finanzstabilität zu gewährleisten. Im Einklang mit der 
umfassenderen Datenstrategie der Kommission und 
der Einführung vertrauenswürdiger Blockchain-An-
wendungen für öffentliche Dienste besteht das Ziel 
darin, den Datenaustausch und offene Finanzie-
rungen („open finance“) zu fördern und gleichzeitig 
die sehr hohen Standards der EU in Bezug auf den 
Schutz der Privatsphäre und den Datenschutz zu 
wahren. Die Maßnahmen werden für die wirtschaft-
liche Erholung der EU von entscheidender Bedeutung 
sein, da sie neue Finanzierungskanäle für Unter-
nehmen erschließen und gleichzeitig zur Verwirkli-
chung des europäischen Grünen Deals, des digitalen 
Wandels in Europa und der neuen Industriestrategie 
für Europa beitragen werden.

Die Vorteile des digitalen Finanzwesens

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1684
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-eu-industrial-strategy-march-2020_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-eu-industrial-strategy-march-2020_de.pdf
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Schutz der 
Bürgerinnen und 
Bürger und der 
Grundfreiheiten
Die COVID-19-Pandemie hat einen schweren wirtschaftli-
chen Schock in der Europäischen Union verursacht. Infolge-
dessen könnten Armut, soziale Ausgrenzung und Ungleich-
heiten zunehmen. Die sozialen Auswirkungen der Pandemie 
erleben derzeit Millionen Menschen in der EU. Die Europäi-
sche Union hat die Bürgerinnen und Bürger auch 2020 in 
den Mittelpunkt ihrer Entscheidungen gestellt und Maß-
nahmen getroffen, um allen einen inklusiven und gerechten 
Aufschwung, bei dem Gesundheit und Sicherheit an erster 
Stelle stehen, zu gewährleisten. 

Die EU hat über das Jahr hinweg viele neue Initiativen auf 
den Weg gebracht, von Gesundheitsvorsorge, sozialer Integ-
ration bis hin zur Bekämpfung von Sicherheitsbedrohungen. 
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60 Schaffung einer Europäischen 

Gesundheitsunion

Es ist Aufgabe der Mitgliedstaa-
ten, ihre eigene Gesundheits-
politik festzulegen, wobei der EU 
eine unterstützende Rolle bei der 
Verbesserung der öffentlichen 
Gesundheit, der Bekämpfung 
nicht übertragbarer Krankheiten 
wie Krebs und der Bekämpfung 
schwerwiegender grenzüber-
schreitender Gesundheitsgefahren 
zukommt. Die COVID-19-Pande-
mie macht jedoch deutlich, dass 
die EU ihre Koordinierung vor, 
während und nach einer Gesund-
heitskrise verbessern muss. Stim-
men sich die Mitgliedstaaten nicht 
miteinander ab, können sie ihren 
Bürgerinnen und Bürgern nicht 
den besten Schutz und die beste 
Betreuung in einer Krise bieten.

Präsidentin von der Leyen hat in 
ihrer Rede zur Lage der Union im 
September eine stärkere Euro-
päische Gesundheitsunion als 
Priorität der nächsten Jahre an-
gekündigt. Damit werden nicht nur 
unsere Krisenreaktion, sondern 
darüber hinaus alle die Gesund-
heit der Bürgerinnen und Bürger 
betreffenden Aspekte gestärkt. So 
sollen mit dem Europäischen Plan 
zur Krebsbekämpfung, der 2021 
angenommen werden soll, Krebs 
bekämpft und mithilfe der Arznei-
mittelstrategie die Verfügbarkeit 
und die Erschwinglichkeit von 
Arzneimitteln verbessert werden. 
Mit einer stärkeren Europäischen 
Gesundheitsunion könnten die 
Bestrebungen zur Beseitigung 
von Schwachstellen in unseren 
Gesundheitssystemen optimiert 
werden.

66 % 
der Bürgerinnen 

und Bürger 
wünschen sich 

mehr Befugnisse 
der EU in 

Gesundheitskrisen

Einige Lehren aus der COVID-19-Pandemie

Vorbereitung und Reaktion auf 

gesundheitliche Krisenfälle

In einem ersten Schritt auf dem Weg zu einer Euro-
päischen Gesundheitsunion hat die Europäische Kom-
mission im November Vorschläge unterbreitet, um 
die EU besser auf grenzüberschreitende Gesundheits-
gefahren vorzubereiten und die Reaktionsfähigkeit 
darauf zu stärken. Mit der Ausrufung eines Notstands 
auf EU-Ebene könnten künftig eng koordinierte 
Krisenmaßnahmen eingeleitet werden. Eine bessere 
Krisenvorsorge erfordert bessere Daten sowie gut 
geplante Ressourcen und Fachkenntnis. Daher hat 
die Kommission vorgeschlagen, den EU-Gesundheits-
agenturen, d. h. dem Europäischen Zentrum für die 
Prävention und die Kontrolle von Krankheiten und 

der Europäischen Arzneimittel-Agentur, eine größere 
Bedeutung zukommen zu lassen. Die Kommission er-
wägt ferner, die Einrichtung einer speziellen Agentur 
vorzuschlagen, um auf biomedizinische Notlagen 
reagieren zu können: die Behörde für die Krisenvor-
sorge und -reaktion bei gesundheitlichen Notlagen.

Mangelnder Datenzugang und eingeschränkte 
Kapazitäten zur angemessenen Reaktion auf großflä-
chige Ausbrüche haben die Arbeit des Europäischen 
Zentrums für die Prävention und die Kontrolle von 
Krankheiten bei dieser Pandemie beeinträchtigt. Eine 
Europäische Arzneimittel-Agentur mit erweiterten 
Kompetenzen wäre besser geeignet, die Versorgung 
mit Arzneimitteln sicherzustellen, zu aufkommenden 
Behandlungsverfahren zu beraten und klinische Prü-
fungen in Gesundheitskrisen zu koordinieren.

https://ec.europa.eu/info/strategy/strategic-planning/state-union-addresses/state-union-2020_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/european-health-union_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/european-health-union_de
https://ec.europa.eu/health/non_communicable_diseases/cancer_de
https://ec.europa.eu/health/non_communicable_diseases/cancer_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2173
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2173
https://www.ecdc.europa.eu/en
https://www.ecdc.europa.eu/en
https://www.ema.europa.eu/en
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Eine Arzneimittelstrategie für Europa 

Die Kommission hat am 25. November ihre Arznei-
mittelstrategie für Europa angenommen. Patientin-
nen und Patienten sollen einen garantierten Zugang 
zu innovativen und erschwinglichen Arzneimitteln 
haben. Außerdem soll die Wettbewerbs- und In-
novationsfähigkeit sowie die Nachhaltigkeit der 
EU-Arzneimittelindustrie unterstützt werden. Die 
Strategie wird es der EU ermöglichen, ihren Arznei-
mittelbedarf – auch in Krisenzeiten – durch solide 
Lieferketten zu decken. Als Schlüsselelement der 
Europäischen Gesundheitsunion wird sie auf den 
Lehren aus der COVID-19-Pandemie aufbauen und 
dazu beitragen, ein zukunftssicheres und krisenfestes 
EU-Arzneimittelsystem einzurichten.

Die derzeitige Lage

Die Strategie deckt den gesamten Lebenszyklus eines 
Arzneimittels ab

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2173
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2173
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Stärkung unserer Demokratie

In einer gesunden und lebendigen Demokratie kön-
nen die Bürgerinnen und Bürger ihre Meinung frei 
äußern, ihre politische Vertretung wählen und über 
ihre Zukunft mitentscheiden. Wirksame Teilhabe setzt 
voraus, dass sich die Bürgerinnen und Bürger ihr 
eigenes Urteil bilden können. So sollten sie Wahl-
entscheidungen in einem öffentlichen Raum treffen 
können, in dem unterschiedliche Meinungen frei 
geäußert werden dürfen und in dem freie Medien, 
Hochschulen und Zivilgesellschaften ungehindert von 
böswilliger Einflussnahme aus dem In- oder Ausland 
ihren Teil zur Förderung einer Debatte beitragen kön-
nen. Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass die 
Demokratie in der EU Herausforderungen gegenüber-
steht, z. B zunehmendem Extremismus, Einmischung 
in Wahlen, Verbreitung manipulativer Informationen 
oder Drohungen gegen Journalistinnen und Journa-
listen.

Der Europäische Aktionsplan für Demokratie wird die 
Bürgerinnen und Bürger stärken und die Demokratie 
in ganz Europa festigen. Angesichts der Herausfor-
derungen für unsere demokratischen Systeme und 
der gefühlten Distanz zwischen den Bürgerinnen 
und Bürgern und den Politikern sieht der Aktionsplan 
Maßnahmen zur Förderung freier und fairer Wahlen, 
zur Stärkung der Medienfreiheit und zur Bekämpfung 
von Desinformation vor. Diese Maßnahmen beziehen 
sich auf Bereiche, in denen unsere demokratischen 
Systeme und die Bürgerinnen und Bürger am stärks-
ten gefährdet sind.

Um konkret die Integrität der Wahlen zu schützen 
und die demokratische Teilhabe zu fördern, werden 
mit dem Aktionsplan neue Legislativvorschläge zur 
Gewährleistung einer größeren Transparenz der 
politischen Werbung und zur Überarbeitung der 
Vorschriften für die Finanzierung von europäischen 
politischen Parteien angekündigt. Mithilfe des euro-
päischen Kooperationsnetzes für Wahlen wird die 
Kommission auch einen gemeinsamen Mechanismus 
zur Abwehr von Bedrohungen für Wahlprozesse ein-
richten.

Was die Freiheit und den Pluralismus der Medien an-
belangt, so wird die Kommission eine Empfehlung zur 
Verbesserung der virtuellen Sicherheit und körperli-
chen Unversehrtheit von Journalistinnen und Jour-

nalisten vorlegen. Diese wird sich insbesondere auf 
neue Bedrohungen gegen Journalistinnen konzent-
rieren und eine Initiative zum Schutz von Journalis-
tinnen und Journalisten und der Zivilgesellschaft vor 
strategischen Klagen gegen öffentliche Beteiligung 
unterbreiten.

Zu den Maßnahmen zur Förderung des Medienplu-
ralismus gehören die Einrichtung des Pilotprojekts 
„Media Ownership Monitor“ (Überwachungsmecha-
nismus für die Eigentumsverhältnisse im Medienbe-
reich), Leitlinien für die Transparenz der Eigentums-
verhältnisse im Medienbereich, die Förderung einer 
transparenten und gerechten Zuteilung staatlicher 
Werbung, die Förderung der Medienvielfalt und ein 
europäischer Ansatz für die Herausstellung audio-
visueller Mediendienste von allgemeinem Interesse. 
Die Kommission wird die Zusammenarbeit zwischen 
nationalen Medienbeiräten, unabhängigen Medien-
regulierungsbehörden, anderen Selbstregulierungs-
stellen der Medien und Netzwerken von Journalisten 
sowie Initiativen zur Förderung journalistischer 
Partnerschaften und Standards unterstützen.

Schließlich wird die Kommission ihre Anstrengungen 
zur Bekämpfung von Desinformation und Einfluss-
nahme aus dem Ausland intensivieren. Die Arbeit 
der EU in diesem Bereich wird weiterhin fest in den 
europäischen Werten und Grundsätzen verankert sein 
sowie das Recht auf Meinungsfreiheit und Zugang 
zu juristischen Inhalten im Internet uneingeschränkt 
wahren. Die Kommission wird speziell die Arbeiten 
zur Verbesserung des Verhaltenskodex für den Be-
reich der Desinformation leiten. Dieser dient als kla-
rer Leitfaden für Plattformen dazu, wie Maßnahmen 
gegen Desinformation verstärkt werden können, und 
soll einen soliden Rahmen für die Überwachung und 
Kontrolle schaffen. Die Kommission wird gemeinsam 
mit den Mitgliedstaaten das Instrumentarium der EU 
zur Bekämpfung von Einmischung und Einflussnahme 
aus dem Ausland weiterentwickeln und verbessern.

Eine gesunde Demokratie setzt das Engagement 
der Bürgerinnen und Bürger sowie eine aktive Zivil-
gesellschaft voraus, und zwar nicht nur bei Wahlen. 
Der Aktionsplan zielt durchgehend darauf ab, die 
Bürgerinnen und Bürger und die Zivilgesellschaft zu 
stärken. Im Mittelpunkt dabei steht die Förderung der 

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/european-democracy-action-plan_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/eu-citizenship/electoral-rights/european-cooperation-network-elections_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/eu-citizenship/electoral-rights/european-cooperation-network-elections_en
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/eu-funded-projects-support-media-freedom-and-pluralism-eu
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/eu-funded-projects-support-media-freedom-and-pluralism-eu
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/code-practice-disinformation
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/code-practice-disinformation
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Medienkompetenz, um Bürgerinnen und Bürger aller 
Altersgruppen dabei zu unterstützen, sich im Nach-
richtenumfeld zurechtzufinden, und die Teilhabe auf 
lokaler, nationaler und EU-Ebene zu fördern.

Im Juni wurde die Europäische Beobachtungsstelle 
für digitale Medien geschaffen, um die Arbeit von 
unabhängigen Faktenprüfern und Wissenschaftlern 
in Zusammenarbeit mit Medienorganisationen und 
Experten für Medienkompetenz zu unterstützen. Die 
Beobachtungsstelle soll zum europäischen Drehkreuz 
im Kampf gegen Online-Desinformation werden.

Schutz der Rechtsstaatlichkeit

Die Kommission hat im September ihren ersten 
Jahresbericht über die Rechtsstaatlichkeit veröffent-
licht. Dieser enthält Länderkapitel für alle Mitglied-
staaten und dient der Bewertung sowohl positiver 
als auch negativer Entwicklungen in der gesamten 
EU. Darin wird deutlich, dass zwar viele Mitglied-
staaten im Bereich der Rechtsstaatlichkeit über hohe 
Standards verfügen, jedoch noch erhebliche Heraus-
forderungen zu meistern sind. In dem Bericht werden 
auch Entwicklungen im Zusammenhang mit den von 
den Mitgliedstaaten aufgrund der Coronavirus-Krise 
ergriffenen Notmaßnahmen beleuchtet. Der Bericht 
umfasst vier Eckpfeiler der Rechtsstaatlichkeit: Ge-
richtsorganisation der Mitgliedstaaten, Rahmenbedin-
gungen der Korruptionsbekämpfung, Medienvielfalt 
und -freiheit sowie andere institutionelle Verfahren 
im Zusammenhang mit Kontrollen und Gegenkon-
trollen, die für das Funktionieren der Demokratie 
unabdingbar sind.

Mit dem neuen Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 
sollen bestehende EU-Maßnahmen durch ein neues 
präventives Instrument erweitert und eine Debatte 
über die Kultur der Rechtsstaatlichkeit in der ge-
samten EU angestoßen werden. Außerdem soll er 
den Mitgliedstaaten Einblicke verschaffen, wie sie 
bestimmten Herausforderungen begegnen und aus 
den Erfahrungen der jeweils anderen lernen können 
und wie die Rechtsstaatlichkeit unter vollständiger 
Achtung der einzelstaatlichen Verfassungssysteme 
und Traditionen weiter gestärkt werden kann.

Im Zusammenhang mit einem anhängigen Verfah-
ren hinsichtlich der Disziplinarregelung für polnische 
Richter hat die Kommission im Januar 2020 beim 

Gerichtshof eine einstweilige Verfügung gegen Polen 
mit der Maßgabe beantragt, dass die Disziplinarkam-
mer des Obersten Gerichtshofs Disziplinarverfahren 
gegen Richter aussetzt. Diese Entscheidung erfolgte 
angesichts der einstweiligen Verfügung des Ge-
richtshofs vom 19. November 2019 über die Unab-
hängigkeit dieser neuen Disziplinarkammer und des 
anschließenden Urteils des Obersten Gerichtshofs 
Polens im Dezember 2019, dass die Disziplinarkam-
mer die EU-rechtlichen Anforderungen an die richter-
liche Unabhängigkeit nicht erfüllt und daher nicht als 
unabhängiges Gericht im Sinne des EU-Rechts gelten 
kann. Die Tatsache, dass die Disziplinarkammer ihre 
Tätigkeit nichtsdestotrotz fortgesetzt hat, birgt die 
Gefahr, dass polnischen Richterinnen und Richtern 
nicht wiedergutzumachender Schaden entsteht und 
die Unabhängigkeit der polnischen Justiz untergraben 
wird. Das Gericht hat den Antrag der Kommission am 
8. April 2020 genehmigt.

Die Kommission hat zu diesem Justizgesetz vom 
20. Dezember 2019, das am 14. Februar 2020 in 
Kraft trat, mit ihrem Aufforderungsscheiben im April 
ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen ein-
geleitet. Nach Auffassung der Kommission gefährdet 
das neue Justizgesetz die richterliche Unabhängig-
keit der polnischen Richterinnen und Richter und ist 
mit dem Vorrang des Unionsrechts unvereinbar. Das 
neue Gesetz hindert die polnischen Gerichte daran, 
bestimmte EU-Rechtsvorschriften zum Schutz der 
richterlichen Unabhängigkeit unmittelbar anzuwen-
den und dem Europäischen Gerichtshof entspre-
chende Vorabentscheidungsersuchen vorzulegen. Die 
Kommission hat die Antwort der polnischen Regie-
rung auf das Aufforderungsschreiben analysiert. Da 
die polnische Regierung in ihrem Antwortschreiben 
nicht auf die Bedenken der Kommission einging, hat 
die Kommission am 30. Oktober 2020 beschlossen, 
den nächsten Schritt im Vertragsverletzungsver-
fahren einzuleiten und eine mit Gründen versehene 
Stellungnahme an Polen zu richten.

Des Weiteren hat die Kommission im Rahmen des 
Vertragsverletzungsverfahrens am 3. Dezember 
2020 eine weitere mit Gründen versehene Stel-
lungnahme an Polen gerichtet, unter anderem zu 
jüngsten Entscheidungen der Disziplinarkammer des 
Obersten Gerichtshofs hinsichtlich der Aufhebung der 
Immunität der Richter im Zusammenhang mit straf-
rechtlichen Ermittlungen.

https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/european-digital-media-observatory
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/european-digital-media-observatory
https://edmo.eu/
https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-communication-and-country-chapters_de
https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-communication-and-country-chapters_de
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64 Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger

Im Dezember einigten sich das Europäische Parla-
ment, der Rat und die Kommission auf ein gestärktes 
Transparenzregister, das auf alle drei Organe Anwen-
dung findet. Es wird die Transparenz und die öffent-
liche Kontrolle darüber erhöhen, wie die EU-Organe 
mit Vertretern von Interessengruppen interagieren.

Konferenz zur Zukunft Europas

Der Erfolg und die Resilienz der EU hängen von der 
Unterstützung und dem Engagement ihrer Bürgerin-
nen und Bürger ab. Eine der politischen Prioritäten 
von Präsidentin von der Leyen besteht darin, den 
Europäerinnen und Europäern mehr Mitsprache bei 
der Gestaltung der Zukunft der Union zu ermöglichen. 
Im Jahr 2020 traf die EU die Vorbereitungen für die 
Konferenz zur Zukunft Europas, bei der die Bürgerin-
nen und Bürger an der Gestaltung der EU-Politik teil-
haben sollen. Die Kommission legte ihre Vorschläge 
im Januar vor; die Vorbereitungen wurden im Laufe 
des Jahres fortgesetzt.

Die Konferenz wird es Europäerinnen und Europäern 
aus allen Gesellschaftsschichten und allen Teilen der 
EU ermöglichen, ihre Meinung zu äußern und Vor-
schläge zur Zukunft unseres Kontinents zu unterbrei-
ten. Ziel ist es, möglichst viele 
Menschen in Europa einzubezie-
hen, insbesondere junge Men-
schen und auch diejenigen, die 
sich normalerweise nicht mit 
europäischen Themen befassen. 
Die Debatten finden auf allen 
Ebenen – auf lokaler, regionaler, 
nationaler und EU-Ebene – statt. 
Präsidentin von der Leyen hat 
zugesagt, die vereinbarten 
Ergebnisse weiterzuverfolgen.

Europäische Bürgerinitiative

Im Juli haben das Parlament und der Rat Maß-
nahmen ergriffen, um die Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie auf die Funktionsweise der 
Europäischen Bürgerinitiative anzugehen. Beschrän-
kungen der Freizügigkeit, die in den Mitgliedstaaten 
aus Gründen des Gesundheitsschutzes eingeführt 
wurden, schränkten die Möglichkeit der Organisato-
ren ein, für ihre Initiativen Kampagnenveranstaltun-
gen durchzuführen und Unterschriften auf Papier zu 
sammeln. Dank der neuen Bestimmungen kann bei 
Bürgerinitiativen, die von der Pandemie betroffen 
sind, der Zeitraum für die Sammlung von Unterstüt-
zungsbekundungen verlängert werden.

 
VIDEO  „Ask the President“ bringt den 
Bürgerinnen und Bürgern die EU zum 
Greifen nah: Jeder kann seine Frage in 
einem kurzen Video aufnehmen und hat 
die Chance, dass sie von Präsidentin von 
der Leyen selbst beantwortet wird.

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201211IPR93661/agreement-on-a-mandatory-transparency-register
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201211IPR93661/agreement-on-a-mandatory-transparency-register
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_89
https://europa.eu/citizens-initiative/home_de
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-194681
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Verbesserungen für Verbraucher

In der von der Kommission im November angenom-
menen neuen Verbraucheragenda werden die Maß-
nahmen dargelegt, die die EU aufgrund der neuen 
Herausforderungen im Zusammenhang mit CO-
VID-19 und dem digitalen und ökologischen Wandel 
ergreifen wird. Dabei geht es u. a. um Umwelt- und 
Nachhaltigkeitsaspekte, die wirksame Durchsetzung 
der Verbraucherrechte und den Schutz von schutz-
bedürftigen Verbrauchern. Die Umsetzung dieser Vor-
schläge wird eine engere Zusammenarbeit zwischen 
der EU und den nationalen Behörden sowie Verbesse-

rungen bei der Steuerung der EU-Verbraucherpolitik 
ermöglichen. Im November verabschiedeten das Par-
lament und der Rat eine Richtlinie, mit der ein neues 
europäisches System des kollektiven Rechtsschutzes 
geschaffen wird. Dies wird es Organisationen erleich-
tern, die kollektiven Interessen der Verbraucher zu 
verteidigen, indem sie im Namen von Verbrauchern, 
die durch Verstöße gegen das EU-Recht geschädigt 
wurden, vor Gericht klagen oder die zuständigen Be-
hörden mit dem Fall befassen können.

Verbesserung des Zollwesens in der EU

Das Zollwesen spielt eine entscheidende Rolle, wenn 
es darum geht, den sicheren und reibungslosen 
Warenfluss zu erleichtern und gleichzeitig die Ein-
fuhr unsicherer oder illegaler Produkte in die EU zu 
unterbinden. Zudem fließen die Zolleinnahmen in den 
EU-Haushalt ein. Im September legte die Kommission 
einen neuen Aktionsplan für die Zollunion vor, der 
eine Reihe von Maßnahmen für ein intelligenteres, 
innovativeres und effizienteres EU-Zollwesen enthält. 
Ziel ist es, die Gelder der öffentlichen Hand und der 

Bürger besser zu schützen und gleichzeitig unnötige 
Belastungen für Unternehmen, Händler und Behör-
den zu beseitigen. Im Oktober stellte die Kommission 
das erste konkrete Ergebnis des Aktionsplans vor. Die 
Single-Window-Umgebung wird die Vernetzung zwi-
schen allen Behörden an den EU-Grenzen verbessern 
und es den Unternehmen ermöglichen, Grenzformali-
täten über ein einziges Portal in einem bestimmten 
Mitgliedstaat zu erledigen.

Wichtigste Fakten

https://ec.europa.eu/info/policies/consumers/consumer-protection/consumer-strategy_de
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201120IPR92116/eu-consumers-will-soon-be-able-to-defend-their-rights-collectively
https://ec.europa.eu/taxation_customs/general-information-customs/customs-action-plan_de
https://ec.europa.eu/taxation_customs/general-information-customs/electronic-customs/eu-single-window-environment-for-customs_de
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66 Ein neues Migrations- und Asylpaket

Im September schlug die Kommission ein neues 
Migrations- und Asylpaket vor. Es trägt der Not-
wendigkeit Rechnung, die EU-Migrationspolitik zu 
reformieren, damit die EU aktuelle und künftige 
Herausforderungen unter uneingeschränkter Achtung 
der europäischen Werte und Grundrechte bewältigen 
kann. Das neue Paket gewährleistet, dass tatsächlich 
schutzbedürftige Personen in der EU bleiben dürfen 
und im Falle von nicht aufenthaltsberechtigten Per-
sonen eine effektive Rückkehr unter menschenwürdi-
gen Umständen sichergestellt wird.

Das neue Paket deckt alle Aspekte eines umfassen-
den EU-Migrationskonzepts ab, darunter wirksamere 
Asyl- und Rückkehr-/Rückführungsverfahren, ein ver-
stärktes Grenzmanagement, den Ausbau legaler Mig-
rationswege in die EU, die Integration von Migranten 
in die Gesellschaft und stärkere Partnerschaften mit 
Drittländern. Darüber hinaus wird es die Solidarität 
und die gerechte Aufteilung der Verantwortlichkeiten 

zwischen den Mitgliedstaaten verbessern und die 
Zusammenarbeit und Koordinierung bei Such- und 
Rettungseinsätzen verstärken. Ferner soll ein Sys-
tem zur Bewältigung von Krisensituationen sowie 
ein dauerhaftes Monitoringsystem für den Bereich 
Migration geschaffen werden. Der vorgeschlagene 
Solidaritätsmechanismus wird sicherstellen, dass 
alle Mitgliedstaaten die notwendige Unterstützung 
erhalten – sowohl im Falle von Migrationsdruck als 
auch nach Such- und Rettungseinsätzen.

Das Paket zielt auch darauf ab, für beide Seiten 
vorteilhafte Partnerschaften mit Herkunfts- und 
Transitländern auszubauen, um gemeinsame Heraus-
forderungen zu bewältigen. Dabei geht es u. a. um 
die Unterstützung von Aufnahmegemeinschaften, 
die Bekämpfung von Schleuserkriminalität sowie der 
Ursachen von irregulärer Migration, die Unterstüt-
zung des Grenzmanagements und die Schaffung von 
Wegen für die legale Migration.

Vorteile eines guten Migrations- und Asylmanagements

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/new-pact-migration-and-asylum_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/new-pact-migration-and-asylum_de
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Darüber trägt das Paket, das auf der Umsetzung 
der Verordnung über die Europäische Grenz- und 
Küstenwache aufbaut, zur Stärkung des EU-Grenz-
managements bei. So wurden die entsprechenden 
Vorbereitungen getroffen für den erstmaligen Einsatz 
der ständigen Reserve der Europäischen Grenz- und 
Küstenwache zum 1. Januar 2021 sowie für den 
mehrjährigen strategischen Politikzyklus für das 
europäische integrierte Grenzmanagement.

Das neue Paket sieht ferner ein Screening an den 
EU-Außengrenzen sowie innerhalb des Hoheitsge-
biets der Mitgliedstaaten vor. Diesem Screening – 
welches aus der Feststellung der Identität sowie 
Gesundheits- und Sicherheitskontrollen besteht – 
werden Drittstaatsangehörige unterzogen, die die 
Außengrenzen irregulär überschreiten oder internati-
onalen Schutz beantragen. Um starke Außengrenzen 
sicherzustellen, sollen ferner neue, verbesserte (und 
interoperable) IT-Systeme eingeführt werden, die die 
Nachverfolgung von Neuankömmlingen und Asyl-
bewerbern sowie eine bessere Sicherheit gewähr-
leisten. Die Rettung von Menschen in Seenot bleibt 
eine Priorität: Das Thema der Such- und Rettungsein-
sätze im Mittelmeer ist Teil des Pakets; insbesondere 
geht es um die entsprechenden Verfahren, wenn aus 
Seenot gerettete Menschen im Hoheitsgebiet der EU 
ausgeschifft werden.

Auf dem ersten Schengen-Forum, das am 30. No-
vember von der Kommission einberufen wurde, erör-
terten Mitglieder des Europäischen Parlaments sowie 
die Innenministerinnen und -minister per Videokonfe-
renz, wie die Herausforderungen im Schengen-Raum 
bewältigt werden können.

Ein europäisches 
Konzept für Such- und 

Rettungseinsätze auf  See

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/11/08/european-border-and-coast-guard-council-adopts-revised-regulation/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/11/08/european-border-and-coast-guard-council-adopts-revised-regulation/
https://ec.europa.eu/home-affairs/content/european-integrated-border-management_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/first-schengen-forum-towards-stronger-and-more-resilient-schengen-area_en
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68 Schutz von Menschen in Not

Das neue Migrations- und Asylpaket umfasst 
mehrere Vorschläge, die den Schutz von Menschen in 
Not – auch der schutzbedürftigsten Menschen – ge-
währleisten sollen. Der erste Schritt wird die Annah-
me der Vorschläge der Kommission aus dem Jahr 
2016 zur Änderung der Richtlinie über Aufnahmebe-
dingungen, der Verordnung über den Neuansied-
lungsrahmen und der Anerkennungsverordnung sein. 
Ferner stellt das Paket sicher, dass bei Asyl-, Rück-
führungs- und Grenzverfahren das Wohl minderjähri-
ger Migranten an erster Stelle steht. Im Jahr 2020 
wurden mit Unterstützung der 
Europäischen Kommission 2 209 
unbegleitete Kinder, Familien, 
schutzbedürftige Asylbewerber 
und anerkannte Flüchtlinge aus 
Griechenland in andere EU-Mit-
gliedstaaten umgesiedelt.

Nach den Bränden, die das Auf-
nahme- und Identifizierungs-
zentrum in Moria im September 
zerstörten, hat die Kommission 
unverzüglich gehandelt. Sie fi-
nanzierte den Transfer aller 406 
unbegleiteten Minderjährigen von 

Moria auf das Festland. Parallel dazu koordinierte 
und finanzierte sie freiwillige Umsiedlungen von 
Griechenland in 13 Mitgliedstaaten, Island, Norwegen 
und die Schweiz. Zudem hat die Kommission in Ab-
sprache mit den griechischen Behörden eine spezielle 
Taskforce eingerichtet, um das Migrationsmanage-
ment in Griechenland nachhaltig zu unterstützen. Die 
erste vorrangige Maßnahme bestand in der Durch-
führung eines gemeinsamen Pilotprojekts mit den 
griechischen Behörden zum Bau einer neuen Aufnah-
meeinrichtung auf Lesbos, die zu einem wirksamen 
Migrationsmanagement beitragen wird. 

 
Unbegleitete Flüchtlingskinder verlassen 
Griechenland auf dem Weg zu einem 
Neubeginn im sicheren Deutschland. Die 
Kommission organisierte und finanzierte 
die Umsiedlung unbegleiteter und 
festsitzender minderjähriger Migranten 
in andere EU-Mitgliedstaaten. Athen, 
(Griechenland), 18. April 2020.

 
Charles Michel, Präsident des Europäischen 
Rates, spricht während seines Besuchs 
nach dem Brand im Lager Moria im neuen 
provisorischen Flüchtlingslager Kara Tepe 
auf Lesbos (Griechenland), 15. September 
2020.

© Nicolas Economou / NurPhoto / 
NurPhoto via AFP

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0465
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0465
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0468
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0468
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0466&qid=1476179169793
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_2284
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_2284
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_2284
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1728
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1728
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/pdf/03122020_memorandum_of_understanding_en.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/pdf/03122020_memorandum_of_understanding_en.pdf
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Sichere und legale Wege nach Europa

Im Rahmen des Pakets steht auch der Abschluss der 
Reform der Richtlinie über die Blaue Karte EU im Fo-
kus. Sie soll dafür sorgen, dass die EU die hoch quali-
fizierten Arbeitskräfte anziehen kann, die ihre Volks-
wirtschaften benötigen. In diesem Zusammenhang 
soll 2021 ein Paket zu Kompetenzen und Talenten 
angenommen werden. Die Kommission schlägt ferner 
vor, Fachkräftepartnerschaften zur Unterstützung von 
Mobilitäts- und Migrationsprogrammen mit wichtigen 
Drittstaaten ins Leben zu rufen. Die EU wird die Part-
nerschaften koordinieren und durch finanzielle Mittel 
und anderweitige Unterstützung erleichtern.

Im Jahr 2020 wurden 34 Millionen Menschen, die in 
der EU leben (d. h. 8 % der Bevölkerung), in einem 
Land außerhalb der EU geboren. Ein zweckmäßiges 
und gerechtes System für das Migrationsmanage-
ment soll gewährleisten, dass jede Person, die sich 
rechtmäßig in der EU aufhält, am Wohlergehen, am 
Wohlstand und am Zusammenhalt der europäischen 
Gesellschaften teilhaben und dazu beitragen kann. 
Ein solches System fördert den sozialen Zusammen-
halt und die wirtschaftliche Dynamik und bringt posi-
tive Beispiele hervor, wie die EU die Auswirkungen 
von Migration und Vielfalt durch den Aufbau offener 
und robuster Gesellschaften angehen kann.

Zwar fällt die Integrationspolitik in erster Linie in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, jedoch wird die 
Kommission diese im Rahmen des neuen Aktions-
plans für Integration und Inklusion 2021-2027 noch 
stärker unterstützen. Auf der Grundlage einer breit 
angelegten Konsultation widmet sich die EU den 
Aspekten der Integration und sozialen Inklusion in 
Bereichen wie Beschäftigung, Bildung, Gesundheit, 
Wohnraum, Gleichstellung, Kultur und Sport.

 

Fachkräftepartnerschaften 
für bessere Jobchancen in 

den Herkunftsländern und 
für legale Wege in die EU

 
VIDEO  Suaad Alshleh studiert in 
Dublin (Irland) Medizin. Sie ist aus 
Syrien geflohen. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/speech_20_2205
https://ec.europa.eu/migrant-integration/home
https://ec.europa.eu/migrant-integration/home
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-195435
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70 Neue Vorschriften für Visumverfahren

Die EU-Mitgliedstaaten zählen zu den weltweit be-
liebtesten Reisezielen. Die Zahl der Visumanträge 
steigt von Jahr zu Jahr, und dieser Trend dürfte sich 
nach Aufhebung der weltweiten COVID-19-Beschrän-
kungen fortsetzen. Die neuen Vorschriften über Visa 
für einen kurzfristigen Aufenthalt, die im Februar in 
Kraft traten, erleichtern legal Reisenden die Beantra-

gung eines Visums für die Einreise in die EU und bie-
ten gleichzeitig mehr Möglichkeiten zur Bekämpfung 
der irregulären Migration. Darüber hinaus kann die EU 
nun abhängig von der Kooperationsbereitschaft eines 
Drittstaats bei der Rückführung und Rückübernahme 
eigener Staatsangehöriger, die sich irregulär in der 
EU aufhalten, die Anwendung bestimmter Vorschrif-
ten anpassen.

Sicherheit und Verteidigung

Im Juli legte die Kommission eine neue EU-Strategie 
für eine Sicherheitsunion für den Zeitraum 2020-
2025 vor, die sich auf Bereiche konzentriert, in denen 
die EU die Mitgliedstaaten wirksamer dabei unter-
stützen kann, die Sicherheit jedes einzelnen in der 
Europäischen Union lebenden Menschen zu fördern. 
In der Strategie werden die Instrumente und Maß-
nahmen dargelegt, die in den nächsten fünf Jahren 
entwickelt werden sollen, um die Sicherheit aller 
sowohl in der physischen als auch in der digitalen 
Umgebung zu gewährleisten. Der Anwendungsbe-
reich der Strategie reicht von der Bekämpfung von 
Terrorismus und organisierter Kriminalität über die 
Prävention und Aufdeckung hybrider Bedrohungen 
und die Stärkung der Widerstandsfähigkeit unserer 
kritischen Infrastrukturen bis hin zur Erhöhung der 
Cybersicherheit und zur Förderung von Forschung 
und Innovation.

Kampf gegen organisierte und 

grenzüberschreitende Kriminalität

Die Kommission hat den Kampf gegen die organisier-
te Kriminalität und gegen internationale Straftäter 
2020 verstärkt, indem sie an verschiedenen Fronten 
Initiativen auf den Weg gebracht hat. In den letzten 
Jahren ist die Zahl der Meldungen über sexuellen 
Missbrauch von Kindern im Internet in allen Mit-
gliedstaaten dramatisch angestiegen, und es gibt 
Anzeichen dafür, dass sich das Problem aufgrund der 
Pandemie noch verschärft hat. Im Juli verabschiede-
te die Kommission eine neue EU-Strategie für eine 
wirksamere Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs 
von Kindern. Ihr Hauptanliegen ist es, für einen ge-
eigneten Rechtsrahmen zu sorgen, die Reaktion der 
Strafverfolgungsbehörden zu verstärken und eine 
koordinierte Reaktion in den Bereichen Prävention, 
Ermittlung und Unterstützung der Opfer zu mobilisie-

ren, an der alle einschlägigen 
Akteure beteiligt sind. Im 
September schlug die Kom-
mission zudem vorläufige 
Rechtsvorschriften vor, mit 
denen sichergestellt werden 
soll, dass Anbieter von On-
line-Kommunikationsdiensten 
weiterhin freiwillige Maßnah-
men zur Aufdeckung und Mel-
dung sexuellen Missbrauchs 
von Kindern im Internet und 
zur Entfernung von Material 
über sexuellen Kindesmiss-
brauch anwenden können.

 
VIDEO  Die EU-Sicherheitsunion trägt 
zum Schutz aller Menschen in Europa bei.

https://ec.europa.eu/home-affairs/news/20200203_new-rules-short-stay-visas-eu-modernised-procedure-updated-fees-link-readmission-cooperation_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/20200203_new-rules-short-stay-visas-eu-modernised-procedure-updated-fees-link-readmission-cooperation_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1379
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1379
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/20200724_com-2020-607-commission-communication_de.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/20200724_com-2020-607-commission-communication_de.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/20200724_com-2020-607-commission-communication_de.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/20200910_eu-continue-protect-children-from-child-sexual-abuse-_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/20200910_eu-continue-protect-children-from-child-sexual-abuse-_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/20200910_eu-continue-protect-children-from-child-sexual-abuse-_en
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-193444?lg=INT
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Die EU koordiniert seit mehreren Jahren Maßnahmen 
zur Bekämpfung des unerlaubten Handels mit Feuer-
waffen – neue Bedrohungen erfordern jedoch neue 
Maßnahmen. Im Juli verabschiedete die Kommission 
einen neuen EU-Aktionsplan gegen den unerlaubten 
Handel mit Feuerwaffen (2020-2025), bei dem die 
Erschwerung des Zugangs zum Schwarzmarkt für 
Feuerwaffen und der Ausbau der Strafverfolgungs-
kapazitäten und der internationalen Zusammenarbeit 
im Mittelpunkt stehen. Mit der neuen EU-Agenda und 
dem Aktionsplan zur Drogenbekämpfung 2021-2025 
will die Kommission gegen den zunehmenden Dro-
genhandel und Drogenkonsum in Europa vorgehen. 
Das Drogenproblem wird auf nationaler, europäischer 

und internationaler Ebene angegangen, wobei der 
Schwerpunkt auf mehr Sicherheit (alle Aspekte des il-
legalen Handels), einer verstärkten Prävention, einem 
besseren Zugang zu Behandlung und einer Risiko- 
und Schadensminderung liegt.

Im Juni richtete die Agentur der Europäischen Union 
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Straf-
verfolgung (Europol) das Europäische Zentrum für 
Finanz- und Wirtschaftskriminalität ein, um auf den 
exponentiellen Anstieg der Finanz- und Wirtschafts-
kriminalität und der großen organisierten Kriminalität 
sowie auf Ersuchen der Mitgliedstaaten um operative 
Unterstützung zu reagieren.

Verhütung und Bekämpfung von 

Terrorismus und Radikalisierung

Die Kommission hat verschiedene Initiativen einge-
leitet, um die Umsetzung des EU-Rechtsrahmens im 
Bereich der Terrorismusbekämpfung zu verbessern. 
Im Juni veröffentlichte die Kommission Leitlinien 
zur Unterstützung der nationalen Behörden, Unter-
nehmen und Online-Märkte bei der Umsetzung der 
Vorschriften für Chemikalien, die zur Eigenherstellung 
von Explosivstoffen missbraucht werden können 
(Ausgangsstoffe für Explosivstoffe). Ferner wurde ein 
Online-Überwachungsprogramm gestartet, mit dem 
die Auswirkungen dieser Vorschriften verfolgt werden 
sollen. Im September veröffentlichte die Kommis-
sion einen Bericht, in dem die Maßnahmen bewertet 
werden, die die Mitgliedstaaten getroffen haben, um 
die EU-Vorschriften zur Bekämpfung des Terrorismus 
einzuhalten. Auf EU-Ebene sind diese Vorschriften 
das wichtigste strafrechtliche Instrument zur Terro-
rismusbekämpfung.

Im Dezember schlug die Kommission eine neue 
Agenda für Terrorismusbekämpfung vor, mit der die 
Widerstandsfähigkeit der EU gegen Terrorismus ge-
stärkt werden soll. Sie baut auf der Arbeit der letzten 
Jahre auf und umfasst Maßnahmen, die die Mitglied-
staaten dabei unterstützen, terroristische Bedrohun-
gen besser zu antizipieren und zu verhindern sowie 
davor zu schützen und darauf zu reagieren. Ferner 
schlug die Kommission vor, das Mandat von Europol 
durch eine Überarbeitung der Europol-Verordnung zu 
stärken. Diese Initiative zielt darauf ab, die Unter-
stützung, die Europol den Mitgliedstaaten bei der Be-
kämpfung von Terrorismus und schwerer Kriminalität 
leistet, zu verbessern, und sie soll Zusammenarbeit 
und Informationsaustausch weiter fördern.

Umgang mit sich wandelnden Bedrohungen

https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/organized-crime-and-human-trafficking/trafficking-in-firearms_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/organized-crime-and-human-trafficking/trafficking-in-firearms_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/organized-crime-and-human-trafficking/drug-control_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/organized-crime-and-human-trafficking/drug-control_en
https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/europol-launches-european-financial-and-economic-crime-centre
https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/europol-launches-european-financial-and-economic-crime-centre
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.C_.2020.210.01.0001.01.ENG&toc=OJ%3AC%3A2020%3A210%3ATOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0619&rid=1
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2326
https://www.europol.europa.eu/publications-documents/regulation-eu-2016/794-of-european-parliament-and-of-council-of-11-may-2016
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72 Abgeschlossen wurden die Verhandlungen über eine 
Verordnung zur Verhinderung der Verbreitung terro-
ristischer Online-Inhalte, die eine rasche Entfernung 
terroristischer Propaganda ermöglicht, gleichzeitig 
jedoch die Redefreiheit und mehr Transparenz ge-
währleistet, parallel zu den laufenden Arbeiten im 
Rahmen des EU-Internetforums, das die Verbreitung 
terroristischer Propaganda im Internet bekämpft. 
Darüber hinaus leistete die Kommission über das 
Aufklärungsnetzwerk gegen Radikalisierung Mit-
gliedstaaten und an vorderster Front tätigen Prakti-
kern eine gezieltere Unterstützung in ausgewählten 
Schwerpunktbereichen.

Schutz kritischer Infrastrukturen

Die Menschen sind auf eine grundlegende physische 
und digitale Infrastruktur wie Flughäfen, Kraftwerke, 
medizinische Einrichtungen oder Telekommunikati-
onsnetze angewiesen, um viele unerlässliche Dienst-
leistungen erbringen zu können. Diese Infrastruktur 
muss widerstandsfähig gegen alle natürlichen oder 
vom Menschen verursachten, unbeabsichtigt oder 
böswillig herbeigeführten Gefahren sein. Im Dezem-
ber schlug die Kommission eine neue Richtlinie über 
die Widerstandsfähigkeit kritischer Einrichtungen vor, 
die für lebenswichtige Dienstleistungen in vielen Be-
reichen unverzichtbar sind.

Ein zukunftstaugliches 
Sicherheitsumfeld

Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung

Der neue Aktionsplan der Kommission zur Bekämp-
fung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ist 
darauf ausgerichtet, Schlupflöcher zu schließen und 
Schwachstellen in den EU-Vorschriften zur Abwehr 
dieser Bedrohungen zu beseitigen. Der Aktionsplan 
beruht auf sechs Säulen, von denen jede einzelne so 
konzipiert ist, dass die EU im Kampf gegen Geld-
wäsche und Terrorismusfinanzierung besser wird 
und weltweit eine wichtigere Rolle spielt. Zusammen 
werden diese sechs Säulen dafür sorgen, dass die 
Vorschriften der EU stärker harmonisiert und so-
mit wirksamer werden. Es wird eine bessere Auf-
sicht über die Anwendung der Vorschriften und eine 
bessere Koordinierung zwischen den Behörden der 
Mitgliedstaaten geben.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2372
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2372
https://www.internetforum.eu/
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/networks/radicalisation_awareness_network_en
https://ec.europa.eu/transparency/regexpert/index.cfm?do=groupDetail.groupDetailDoc&id=39835&no=1
https://ec.europa.eu/transparency/regexpert/index.cfm?do=groupDetail.groupDetailDoc&id=39835&no=1
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/commission-proposes-new-directive-enhance-resilience-critical-entities-providing-essential_en
https://ec.europa.eu/finance/docs/law/200507-anti-money-laundering-terrorism-financing-action-plan_en.pdf
https://ec.europa.eu/finance/docs/law/200507-anti-money-laundering-terrorism-financing-action-plan_en.pdf
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Verteidigungsindustrie

Angesichts des Fragmentierungsgrads in der Ver-
teidigungsindustrie stellt sich die Frage, ob die 
Europäische Union die nächste Generation kritischer 
Verteidigungsfähigkeiten aufbauen kann. Sollte dies 
nicht der Fall sein, so hätte dies Auswirkungen auf 
die strategische Autonomie und Souveränität der EU 
und ihre Handlungsfähigkeit als Sicherheitsgarant. Im 
Jahr 2020 stellten zwei innovative EU-Pilotprogram-
me – die mit 90 Mio. EUR ausgestattete Vorberei-
tende Maßnahme im Bereich Verteidigungsforschung 
und das mit 500 Mio. EUR ausgestattete Europäische 
Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidi-
gungsbereich – einen wichtigen Schritt nach vorn dar. 
Im Laufe des Jahres wurden mit der Vorbereitenden 
Maßnahme 23 Mio. EUR für zehn Projekte im Bereich 
der Verteidigungsforschung bereitgestellt, während 

im Rahmen des Entwicklungsprogramms 16 Projekte 
mit 200 Mio. EUR gefördert wurden. Die Programme 
machen den Weg frei für einen vollwertigen Euro-
päischen Verteidigungsfonds, der ab 2021 EU-weit 
zum Aufbau einer integrierten industriellen Basis im 
Verteidigungsbereich beitragen wird.

Gleichzeitig setzten die Mitgliedstaaten und der 
Europäische Auswärtige Dienst ihre Arbeit an der 
Umsetzung von Verteidigungsinitiativen fort, darunter 
die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit im Be-
reich der Verteidigung und die Koordinierte Jährliche 
Überprüfung der Verteidigung. Der Hohe Vertreter/Vi-
zepräsident Josep Borrell wurde vom Rat beauftragt, 
einen Strategischen Kompass zu entwickeln, um die 
gemeinsame europäische Sicherheits- und Vertei-
digungskultur zu stärken und politische Leitlinien in 
den Bereichen Krisenbewältigung, Resilienz, Fähigkei-
tenentwicklung und Partnerschaften festzulegen.

Schutz der Menschen in der EU vor 
Terrorismus und organisierter Kriminalität

 
Fortschrittsbericht zur Sicherheitsunion, 9. Dezember: 
Zusammenfassung der bisherigen Initiativen.

https://www.eda.europa.eu/what-we-do/activities/activities-search/pilot-project-and-preparatory-action-for-defence-research
https://www.eda.europa.eu/what-we-do/activities/activities-search/pilot-project-and-preparatory-action-for-defence-research
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/eu-defence-industry_en
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/eu-defence-industry_en
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/eu-defence-industry_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_595
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_595
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-Homepage/34226/permanent-structured-cooperation-pesco-factsheet_en
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-Homepage/34226/permanent-structured-cooperation-pesco-factsheet_en
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_en/36453/Coordinated Annual Review on Defence (CARD)
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_en/36453/Coordinated Annual Review on Defence (CARD)
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/89047/towards-strategic-compass_en
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Stärkung der 
Wirtschaft

unsplash.com
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Eine Zeit voller Herausforderungen für die Wirtschaft der EU

Die Coronavirus-Pandemie stellt für die Volkswirt-
schaften in der EU und weltweit einen beispiellosen 
Schock dar und geht mit schwerwiegenden wirt-
schaftlichen und sozialen Folgen einher. Der Herbst-
prognose der Kommission zufolge dürfte die EU-Wirt-
schaft im Jahr 2020 um 7,4 % schrumpfen und sich 
bei einem Wachstum von 4,1 % im Jahr 2021 und 
von 3 % im Jahr 2022 wieder erholen. Die Pandemie 
hat zwar die Volkswirtschaften aller Mitgliedstaaten 
getroffen, dennoch gibt es beträchtliche Unterschiede 
zwischen den Regionen: Manche leiden stärker unter 
den Auswirkungen, andere wiederum erholen sich 
rascher.

Die Arbeitslosenquote in der EU insgesamt dürfte von 
6,7 % im Jahr 2019 auf 7,7 % im Jahr 2020 steigen, 
wobei Frauen, junge Menschen, Geringqualifizierte 
und befristet Beschäftigte unverhältnismäßig stark 
betroffen sind. Angesichts der Tatsache, dass Armut, 
soziale Ausgrenzung und Ungleichheiten zunehmen 
dürften, ist eine inklusive und gerechte Erholung für 
alle von Bedeutung.

Die Herausforderungen, die die Pandemie im Jahr 
2020 mit sich brachte, zeigen einmal mehr, wie wich-
tig die wirtschaftspolitische Koordinierung in der EU 
ist. Das Europäische Semester bietet einen bewähr-
ten Rahmen für die Koordinierung von wirtschafts- 
und beschäftigungspolitischen Strategien, der der 
Union und den Mitgliedstaaten bei der Bewältigung 
der Herausforderungen, die mit der Erholung und 
dem ökologischen und dem digitalen Wandel verbun-
den sind, als Richtschnur dienen kann. Das Europäi-
sche Semester und die neue Aufbau- und Resilienz-
fazilität sind daher eng miteinander verknüpft. Die 

Bewertung der Aufbau- und Resilienzpläne der Mit-
gliedstaaten wird anhand früherer länderspezifischer 
Empfehlungen überprüft, in denen wiederum die 
wichtigsten Herausforderungen für jeden Mitglied-
staat dargelegt sind. Aufgrund dieser Verknüpfung 
wurde der Zeitplan des Europäischen Semesters für 
den Zyklus 2020-2021 vorübergehend so angepasst, 
dass der Einführung der neuen Fazilität Rechnung 
getragen wird.

Im Jahr 2020 hat die Kommission erstmals auch die 
Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Ent-
wicklung in das Europäische Semester einbezogen. 
Sie folgt damit ihrer Strategie, die auf wettbewerbs-
fähige Nachhaltigkeit und den Aufbau einer Wirt-
schaft, die den Menschen und dem Planeten nützt, im 
Einklang mit dem europäischen Grünen Deal abzielt.

In der ersten Hälfte des Jahres 2020 wurden in der 
gesamten EU mehr als 23 Mrd. EUR im Rahmen der 
vier kohäsionspolitischen Fonds investiert. Dies ist 
ein Anstieg um mehr als 5 % seit Ende 2019 – und 
das trotz der durch die Pandemie verursachten 
wirtschaftlichen Unsicherheit. Im Rahmen der beiden 
Investitionsinitiativen zur Bewältigung der Corona-
virus-Krise, die dank eines von der Kommission 
unverzüglich vorgelegten und vom Europäischen 
Parlament und vom Rat rasch angenommenen Vor-
schlags im März und April auf den Weg gebracht 
wurden, werden erhebliche Anpassungsbemühungen 
unternommen, damit in allen Mitgliedstaaten Mittel 
für krisenbezogene Maßnahmen zur Verfügung ge-
stellt und zugeteilt werden können (siehe auch „Im 
Verbund gegen Corona“).

 
Aufbau eines mobilen Krankenhauses, 
eines Prototyps, der aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung finanziert 
wird, um die Krankenhäuser der Region 
bei der Bewältigung der aufgrund 
des Coronavirus stark gestiegenen 
Patientenzahlen zu unterstützen. Bayonne 
(Frankreich), 9. November 2020.

https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/recovery-coronavirus/recovery-and-resilience-facility_en
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/recovery-coronavirus/recovery-and-resilience-facility_en
https://ec.europa.eu/regional_policy/de/newsroom/coronavirus-response/
https://ec.europa.eu/regional_policy/de/newsroom/coronavirus-response/
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/newsroom/news/2020/11/11-11-2020-a-mobile-hospital-deployed-in-record-time-at-the-french-spanish-andorra-border
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/newsroom/news/2020/11/11-11-2020-a-mobile-hospital-deployed-in-record-time-at-the-french-spanish-andorra-border
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/newsroom/news/2020/11/11-11-2020-a-mobile-hospital-deployed-in-record-time-at-the-french-spanish-andorra-border
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Eine neue Industriestrategie für Europa

Im März veröffentlichte die Kommission eine neue 
Industriestrategie für Europa, in der dargelegt wird, 
wie die richtigen Voraussetzungen dafür geschaf-
fen werden können, dass die Industrie global wett-
bewerbsfähig bleibt und beim ökologischen und 
digitalen Wandel eine Führungsrolle übernimmt. Die 

Pandemie hat diese Trends beschleunigt und deutlich 
gezeigt, wie die globalen Abhängigkeiten der EU ihre 
Reaktionsfähigkeit in einer Krise beeinträchtigen kön-
nen. Die Strategie wird dazu beitragen, die Erholung 
Europas zu unterstützen und die Widerstandsfähig-
keit der Wirtschaft zu gewährleisten. 

Seit März hat die Kommission mehrere Vorschläge 
im Zusammenhang mit den Zielen der Strategie 
vorgelegt: einen Aktionsplan für die Kreislaufwirt-
schaft, einen Aktionsplan zu kritischen Rohstoffen, 
eine EU-Wasserstoffstrategie zur Unterstützung des 
sauberen und digitalen Wandels in der Industrie (sie-
he auch „Ein klimaneutrales Europa, das für das digi-
tale Zeitalter gerüstet ist“) und einen Aktionsplan für 
geistiges Eigentum, der die technologische Souverä-
nität und die Resilienz der Industrie in der EU fördern 
soll. Parallel dazu beschäftigte sich die Kommission 
mit der Stärkung der Rolle industrieller Ökosysteme 
und analysierte dafür deren Investitionsbedarf. Die 
Kommission hat ein Weißbuch veröffentlicht und 
umfassende Konsultationen zu den wettbewerbsver-
zerrenden Auswirkungen ausländischer Subventionen 
und zu deren Bekämpfung durchgeführt, um dafür zu 
sorgen, dass die EU gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen im Binnenmarkt garantieren kann.

Durch die KMU-Strategie, die mit dem Paket zur 
Industriestrategie vorgelegt wurde, soll das volle 
Potenzial der 25 Millionen kleinen und mittleren Un-

ternehmen in Europa freigesetzt werden. Initiativen 
wie Nachhaltigkeitsberater und das Investitionskon-
zept Escalar, über das Risikokapital und Private-Equi-
ty-Investitionen in Höhe von bis zu 1,2 Mrd. EUR für 
bahnbrechende Innovationen mobilisiert werden 
sollen, werden diesen Unternehmen dabei helfen, 
sich anzupassen und eine entscheidende Rolle beim 
industriellen Wandel zu spielen.

Eine weitere Voraussetzung für den industriellen 
Wandel in Europa ist ein integrierter und gut funktio-
nierender Binnenmarkt. Mit Blick auf den Abbau der 
verbleibenden Hindernisse schlug die Kommission 
Maßnahmen zur besseren Durchsetzung der beste-
henden Binnenmarktvorschriften vor, unter anderem 
die Einrichtung einer Taskforce zur Durchsetzung der 
Binnenmarktvorschriften, die eine wichtige Rolle im 
Umgang mit pandemiebedingten Beschränkungen 
spielt. Dank der neuen Vorschriften über die gegen-
seitige Anerkennung von Waren können Unternehmen 
zudem ihre Produkte schneller und einfacher europa-
weit verkaufen.

https://ec.europa.eu/info/files/commission-communication-new-industrial-strategy-europe_de
https://ec.europa.eu/info/files/commission-communication-new-industrial-strategy-europe_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0098&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0098&from=DE
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1542
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/FS_20_1296
https://ec.europa.eu/growth/content/intellectual-property-action-plan-strengthen-eu-economic-resilience-and-recovery-published_de
https://ec.europa.eu/growth/content/intellectual-property-action-plan-strengthen-eu-economic-resilience-and-recovery-published_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1070
https://ec.europa.eu/info/files/commission-communication-sme-strategy-sustainable-and-digital-europe_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_628
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/attachment/863068/EU_single_market_strategy_en.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_427
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32019R0515
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32019R0515
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Weltraumpolitik

Weltraumtechnologien, -daten und -dienste können 
die industrielle Basis der EU stärken, indem sie die 
Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistun-
gen, einschließlich innovativer Spitzentechnologien, 
voranbringen. Um nur ein Beispiel zu nennen: Galileo, 
die Navigationskomponente des EU-Weltraumpro-
gramms, konnte seine Marktpräsenz im Jahr 2020 
mit mehr als 1,7 Milliarden Galileo-kompatiblen 
Smartphones ausbauen. Dank Galileo sind die von 
mobilen Geräten bereitgestellten Ortungsinformatio-
nen genauer und zuverlässiger geworden, vor allem 
in städtischen Gebieten.

Im Dezember 2020 erzielten das Parlament und 
der Rat eine vorläufige politische Einigung über die 
EU-Weltraumverordnung, die alle Komponenten des 
EU-Weltraumprogramms umfasst und Mittel in Höhe 
von 13 Mrd. EUR vorsieht (dies ist der bisher größte 
auf EU-Ebene für den Bereich Weltraum zugewiesene 
Etat). Die neue Verordnung steht für das wachsende 
Engagement und die gestiegenen Ambitionen der 
EU im Bereich Weltraum, die über die Leitprogram-

me Copernicus und Galileo hinausgehen und neue 
Maßnahmen zur Förderung der Weltraumsicherheit, 
des unabhängigen Zugangs zum Weltraum und des 
Unternehmertums im Weltraum umfassen. Parallel 
dazu wurden die Verhandlungen über eine Finanz-
partnerschafts-Rahmenvereinbarung zwischen der 
Kommission, der Europäischen Weltraumorganisation 
und der geplanten Agentur der EU für das Weltraum-
programm fortgesetzt, um die Verteilung der Aufga-
ben zwischen den beiden Agenturen im Einklang mit 
der Weltraumverordnung festzulegen. 

Luftverkehr

Im September legte die Kommission mit dem 
Vorschlag für den einheitlichen Europäischen 
Luftraum 2+ ihre Pläne zur Modernisierung des 
europäischen Luftraums vor. Die Initiative soll das 
Flugverkehrsmanagement effizienter machen und zur 
Verringerung von Verspätungen und Umweltauswir-
kungen von Flügen – ohne Abstriche an dem derzeit 
hohen Sicherheitsniveau – beitragen sowie dafür 
sorgen, dass die Kosten für die Luftraumnutzer im 
Rahmen bleiben.

© ESA/ATG medialab

 
Der Erdbeobachtungssatellit Copernicus 
Sentinel-6 Michael Freilich wurde 
am 21. November 2020 gestartet. Er 
nutzt die neueste Radarhöhenmesser-
Technologie zur Sammlung von Daten 
über die Topografie der Ozeane und zur 
Messung des Anstiegs des Meeresspiegels. 
Die Sentinel-6-Daten werden daher 
von entscheidender Bedeutung 
für die Klimawissenschaft und die 
Politikgestaltung sowie für den Schutz 
von Menschen vor den Auswirkungen des 
Meeresspiegelanstiegs sein.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2449
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2449
https://www.usegalileo.eu/DE/
https://www.usegalileo.eu/DE/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:52018PC0447
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1708
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/example-europes-strategic-autonomy-commissioner-breton-announces-successful-sentinel-6-launch-2020_en
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/example-europes-strategic-autonomy-commissioner-breton-announces-successful-sentinel-6-launch-2020_en
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Exzellente Forschung und Innovation

Im Oktober legte die Kommission in ihrer Mittei-
lung zum neuen Europäischen Forschungsraum ihre 
Pläne für Forschung und Innovation dar, mit denen 
die Erholung der EU und der grüne und der digitale 
Übergang unterstützt werden sollen. In der Mittei-
lung werden die Voraussetzungen für die Schaffung 
eines wettbewerbsfähigen, talentbasierten und 
offenen Europäischen Forschungsraums umrissen. 
Die 14 vorgeschlagenen Maßnahmen werden einen 
Beitrag dazu leisten, Investitionen zu priorisieren, 
den Zugang zu Exzellenz zu verbessern, die besten 
Talente zu schulen und anzuwerben, innovative Ideen 
in neue Produkte und Dienstleistungen umzusetzen 
und die Wissenschaft zu öffnen.

Im Juni 2020 richtete die Kommission den Fonds 
des Europäischen Innovationsrats für direkte Be-
teiligungsinvestitionen und beteiligungsähnliche 
Investitionen in das Kapital von Start-ups und kleinen 
und mittleren Unternehmen ein. In diesem Rahmen 
tätigte die Kommission zum ersten Mal überhaupt In-

vestitionen in solche direkte Beteiligungen an Unter-
nehmen. Insgesamt 140 Unternehmen aus zahlrei-
chen technologieintensiven Sektoren (einschließlich 
Gesundheit, Digitales und Energie) wurden für Be-
teiligungsinvestitionen in Höhe von fast 600 Mio. EUR 
in die Vorauswahl einbezogen.

Im Juni gaben die Kommission, die Europäische In-
vestitionsbank und die Investitionsbank Berlin die 
erste Finanzierungsrunde mit Mitteln aus dem EU 
Malaria Fund bekannt. Damit sollen erschwingliche 
und innovative Lösungen zur Prävention und Behand-
lung von Malaria finanziert werden. Zur Unterstüt-
zung wissenschaftlich vielversprechender Projekte, 
die noch nicht von der Pharmaindustrie weitergeführt 
wurden, stehen 70 Mio. EUR zur Verfügung. Der 
Fonds wird von InnovFin EU und dem Europäischen 
Fonds für strategische Investitionen, gemeinsamen 
Initiativen der Kommission und der Europäischen In-
vestitionsbank, gefördert.

VIDEO  Der neue Europäische Forschungsraum.  

https://flandersineu.be/en/a-new-european-research-area-commission-sets-new-plan-to-support-green-and-digital-transition-and-eu
https://ec.europa.eu/research/eic/
https://ec.europa.eu/research/eic/
https://www.eib.org/de/press/all/2020-134-joint-action-against-malaria-european-investment-bank-european-commission-and-investitionsbank-berlin-inaugurate-eur70-million-fund.htm
http://www.controlmalaria.eu/
http://www.controlmalaria.eu/
https://www.eib.org/de/products/mandates-partnerships/innovfin/index.htm
https://www.eib.org/de/efsi/index.htm
https://www.eib.org/de/efsi/index.htm
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-195567?lg=OR
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80 Bankenunion und Kapitalmarktunion

Die Coronavirus-Krise wirkt sich auch auf die Kredit-
vergabe aus. Die Finanzmärkte und das Ausmaß der 
Erholung sind von gut funktionierenden Kapitalmärk-
ten und dem Zugang zu Finanzmitteln abhängig. Im 
Juni billigte das Parlament die kurzfristige Über-
arbeitung der Eigenmittelverordnung, mit der Banken 
ermutigt werden sollen, Kredite an Unternehmen und 
Haushalte zu vergeben. Im Juli wurden von der Kom-
mission Maßnahmen angekündigt, die es den Kapital-
märkten erleichtern sollen, EU-Unternehmen bei der 
Überwindung der Krise zu unterstützen.

Noch im Juli wurde im Anschluss an zwei von der 
Kommission organisierte Treffen mit Verbraucher- 
und Unternehmensvertretern, europäischen Banken, 
anderen Kreditgebern und dem Versicherungssektor 
eine Liste bewährter Verfahren erstellt, mit denen 
die Auswirkungen der Pandemie auf Menschen und 
Unternehmen weiter abgemildert werden können. 
Die Liste bietet Anregungen dafür, wie diese Markt-
teilnehmer Bürgerinnen und Bürger sowie Unter-
nehmen während der Krise unterstützen können. Die 
Gespräche sind Teil umfassenderer Bemühungen der 
Kommission zur Ankurbelung der Kreditvergabe.

Im September kündigte die Kommission einen neuen 
Aktionsplan zur Verwirklichung einer Kapitalmarkt-
union an, der den Menschen und der Wirtschaft 
zugutekommt. Dabei handelt es sich zwar um ein 
langfristiges Projekt, doch auch kurzfristige Maß-
nahmen können Wirkung zeigen. Beispiele wären die 

Vereinfachung der Notierungsvorschriften für kleine 
und mittlere Unternehmen, die Förderung langfristi-
ger Beteiligungsinvestitionen durch Versicherer und 
Banken, die Maßnahmen zur Ermutigung der Banken, 
Verbriefungen stärker zu nutzen, und die Verbesse-
rung des Zugangs der Anleger zu Informationen.

Viele Haushalte und Unternehmen sind pandemie-
bedingt unter erheblichen finanziellen Druck geraten. 
Daher ist eine der obersten Prioritäten der Kommis-
sion, dafür zu sorgen, dass Bürger und Unternehmen 
weiterhin Zugang zu Krediten ihrer Banken haben. 
Ende 2020 schlug die Kommission eine Strategie zu 
notleidenden Krediten vor, die einerseits den Schutz 
der Kreditnehmer gewährleistet und andererseits 
dazu beitragen kann, dass es zu keiner Zunahme 
notleidender Kredite wie nach der letzten Finanzkrise 
kommt. Sie soll zu einer raschen und nachhaltigen 
Erholung der Wirtschaft in der Zeit nach der Pan-
demie beitragen und gleichzeitig die Stabilität des 
europäischen Finanzsektors und die Fähigkeit der 
Banken, Kredite an die Realwirtschaft zu vergeben, 
erhalten.

Die Kapitalmarktunion wird mit der Annahme der 
Taxonomie-Verordnung für nachhaltige Finanzen 
im Jahr 2020 umweltfreundlicher und leistet durch 
die Förderung von Investitionen des Privatsektors in 
grüne und nachhaltige Projekte einen Beitrag zu den 
Klimazielen der EU (siehe auch „Ein klimaneutrales 
Europa, das für das digitale Zeitalter gerüstet ist“).

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200615IPR81234/covid-19-easing-rules-to-encourage-banks-to-lend-to-companies-and-households
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200615IPR81234/covid-19-easing-rules-to-encourage-banks-to-lend-to-companies-and-households
https://ec.europa.eu/info/publications/200722-proposal-capital-markets-recovery_en
https://ec.europa.eu/info/files/200714-best-practices-mitigate-impact-pandemic_en
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-an-economy-that-works-for-people/file-capital-markets-union-2020-action-plan
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-an-economy-that-works-for-people/file-capital-markets-union-2020-action-plan
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-an-economy-that-works-for-people/file-capital-markets-union-2020-action-plan
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2375
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2375
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance/eu-taxonomy-sustainable-activities_en
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Faire, einfache und moderne Besteuerung und Zölle

Eine faire Besteuerung ist für den Schutz der öffent-
lichen Einnahmen, die Schaffung gleicher Wettbe-
werbsbedingungen und die Gewährleistung sozialer 
Gerechtigkeit unverzichtbar. Im Jahr 2020 begann die 
Kommission mit ihren Arbeiten zur Neugestaltung des 
steuerlichen Umfelds in Europa, das gerechter und 
wachstumsfreundlicher werden soll. Im Juli präsen-
tierte sie ein neues Paket zur Besteuerung, das unter 
anderem einen Aktionsplan für eine faire und einfache 
Besteuerung umfasst und darauf abzielt, die Steuern 
für ehrliche Steuerzahler einfacher zu gestalten und 
Steuerbetrug zu erschweren. Nachdem die Kom-
mission im Juli den Vorschlag dazu vorgelegt hatte, 
einigten sich die Mitgliedstaaten im November auf 
neue Vorschriften für Steuertransparenz für digitale 

Plattformen. Anknüpfend an die einschlägige Mittei-
lung der Kommission vom 15. Juli, nahm der Rat zu-
dem Schlussfolgerungen zu fairem Steuerwettbewerb 
in der EU und darüber hinaus an.

Im Zollbereich verabschiedete die Kommission im 
September einen neuen Aktionsplan für die Zollunion, 
in dem eine Reihe von Maßnahmen zur intelligenteren, 
innovativeren und effizienteren Gestaltung des Zollwe-
sens der EU dargelegt werden. Im Oktober nahm sie 
die Initiative für eine Single-Window-Umgebung der 
EU für den Zoll an. Mit dieser zukunftsorientierten digi-
talen Lösung können elektronische Daten rascher und 
effizienter zwischen den an der Warenabfertigung an 
der Grenze beteiligten Behörden ausgetauscht werden.

Fairer Wettbewerb

Die künftige industrielle, ökologische und digitale 
Strategie Europas muss auf fairem Wettbewerb 
gegründet sein. Die Wettbewerbspolitik sorgt für 
gleiche Wettbewerbsbedingungen, die wiederum den 
Unternehmen Anreize für Investitionen, Innovationen 
und Wachstum bieten. Sie trägt zur Wettbewerbs-
fähigkeit der EU-Wirtschaft und der europäischen 
Unternehmen bei und schützt den Zugang von 
EU-Unternehmen zu hochwertigen Vorleistungen zu 
attraktiven Preisen. So wird gewährleistet, dass die 
Unternehmen sowohl im Inland als auch weltweit 
wettbewerbsfähig bleiben. Solide EU-Wettbewerbsre-
geln bereiten den Weg für eine wettbewerbsfreundli-
che Zusammenarbeit, fördern das Wachstum und die 
Entwicklung starker Unternehmen – vom Großunter-
nehmen bis hin zum KMU – und ermöglichen und 
unterstützen die Ökologisierung unserer Wirtschaft.

Im Jahr 2020 setzte die Kommission ihre Durchset-
zungsmaßnahmen in den Bereichen Kontrolle staat-
licher Beihilfen, Fusionskontrolle und Kartellrecht auf 
allen Märkten (Digitales, Pharmazie, Grundindustrie 
usw.) fort.

Besonders hervorzuheben ist der befristete Rahmen 
für staatliche Beihilfen, den die Kommission im März 
im Zuge ihrer wirtschaftlichen Reaktion auf CO-
VID-19 angenommen hat. Er eröffnet den Mitglied-
staaten die Möglichkeit, die in den EU-Vorschriften 
über staatliche Beihilfen vorgesehene Flexibilität voll 

auszuschöpfen, um Unternehmen zu unterstützen, 
die unter den beispiellosen Folgen des Ausbruchs 
der Pandemie leiden. Im Laufe des Jahres erließ 
die Kommission beinahe 400 Beschlüsse zur Ge-
nehmigung von 500 nationalen Maßnahmen, die die 
27 Mitgliedstaaten und das Vereinigte Königreich im 
Zusammenhang mit der Coronavirus-Pandemie ge-
meldet hatten.

Der Wandel vollzog sich in den letzten Jahren immer 
rascher, und die Welt ist zunehmend digitaler und 
vernetzter geworden. In diesem Zusammenhang hat 
die Kommission ihre laufenden Überlegungen zur 
Anwendung der Wettbewerbsregeln weitergeführt 
und gleichzeitig die Überprüfung der Wettbewerbsre-
geln in den Bereichen Kontrolle staatlicher Beihilfen, 
Fusionskontrolle und Kartellrecht im Einklang mit den 
grünen und digitalen Prioritäten von Präsidentin von 
der Leyen fortgesetzt.

Darüber hinaus hat die Kommission am 15. De-
zember ein Gesetz über digitale Märkte und ein 
Gesetz über digitale Dienste vorgelegt, mit denen 
die Probleme auf digitalen Märkten, die anfällig sind 
für Marktversagen – so etwa die Macht bestimmter 
digitaler Plattformen als Gatekeeper –, wirksamer 
angegangen werden sollen (weitere Informationen zu 
diesen Initiativen siehe „Ein klimaneutrales Europa, 
das für das digitale Zeitalter gerüstet ist“).

https://ec.europa.eu/taxation_customs/general-information-taxation/eu-tax-policy-strategy/package-fair-and-simple-taxation_de#:~:text=The Tax Action Plan is,more adapted to modern technologies.&text=Help Member States enforce existing,can secure reliable tax revenues.
https://ec.europa.eu/taxation_customs/general-information-taxation/eu-tax-policy-strategy/package-fair-and-simple-taxation_de#:~:text=The Tax Action Plan is,more adapted to modern technologies.&text=Help Member States enforce existing,can secure reliable tax revenues.
https://ec.europa.eu/taxation_customs/news/member-states-agree-new-tax-transparency-rules-digital-platforms_en
https://ec.europa.eu/taxation_customs/news/member-states-agree-new-tax-transparency-rules-digital-platforms_en
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2020/DE/COM-2020-313-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2020/DE/COM-2020-313-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/11/27/council-conclusions-on-fair-and-effective-taxation-in-times-of-recovery-on-tax-challenges-linked-to-digitalisation-and-on-tax-good-governance-in-the-eu-and-beyond/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/11/27/council-conclusions-on-fair-and-effective-taxation-in-times-of-recovery-on-tax-challenges-linked-to-digitalisation-and-on-tax-good-governance-in-the-eu-and-beyond/
http://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/customs-action-plan-2020_de.pdf
https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/201028_commission_proposal_single_window.pdf
https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/201028_commission_proposal_single_window.pdf
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/what_is_new/covid_19.html
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/what_is_new/covid_19.html
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-markets-act-ensuring-fair-and-open-digital-markets_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-services-act-ensuring-safe-and-accountable-online-environment_de
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Verwirklichung 
eines fairen und 
sozialen Europas
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Ein starkes soziales Europa 
für den ökologischen und 
digitalen Wandel

Die wirtschaftliche Erholung von der Corona-
virus-Pandemie muss fair und inklusiv sein und 
die Bürgerinnen und Bürger gleichzeitig auf den 
doppelten ökologischen und digitalen Wandel 
vorbereiten. Die EU wird der sozialen Dimension 
der Wirtschaft Vorrang einräumen, insbesondere 
indem sie die Mitgliedstaaten bei der vollständi-
gen Umsetzung der Europäischen Säule sozialer 
Rechte unterstützt. Im Jahr 2020 hat die Europäi-
sche Kommission auf Grundlage der Säule Initiativen 
zur Verwirklichung eines starken sozialen Europas 
eingeleitet. Zur Vorbereitung eines neuen Aktions-
plans im Jahr 2021 wurden die EU-Mitgliedstaaten, 
Regionen und Partner aufgefordert, ihre Vorstel-
lungen hinsichtlich der Erreichung der Ziele der 
Säule darzulegen.

Die meisten Beschäftigten, 
die den Mindestlohn erhalten, 
finden es schwierig, über die 
Runden zu kommen (%)

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=89&newsId=9524&furtherNews=yes
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1226&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1226&langId=de
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=22213&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1487&langId=de#:~:text=The European Pillar of Social Rights is our social strategy,builds upon 20 key principles.
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1487&langId=de#:~:text=The European Pillar of Social Rights is our social strategy,builds upon 20 key principles.
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84 Einer der Grundsätze der Säule und eine Priorität für 
Präsidentin von der Leyen besteht darin, einen ange-
messenen Mindestlohnschutz für ein menschenwür-
diges Leben aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in der EU zu gewährleisten. Aus diesem Grund 
hat die Kommission im Oktober einen Vorschlag 
zur Verbesserung der Angemessenheit der Mindest-
löhne und des Zugangs zum Mindestlohnschutz in 
Europa vorgelegt. Mit dem Richtlinienvorschlag soll 
sichergestellt werden, dass alle Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in der EU einen angemessenen 
Mindestlohn erhalten und ihr Lebensunterhalt dort, 
wo sie arbeiten, in angemessener Form gesichert ist. 
Darüber hinaus fördert er Tarifverhandlungen zur 
Lohnfestsetzung in allen Mitgliedstaaten und zielt – 
unter Berücksichtigung der Vielfalt der nationalen 
Gegebenheiten und Traditionen – auf die Verrin-
gerung der Lohnungleichheit und der Armut trotz 
Erwerbstätigkeit ab.

Die Kompetenzen der Menschen 
ausbauen

Aufgrund des ökologischen und digitalen Wandels 
verändert sich die Art und Weise, wie wir arbeiten, 
lernen, an der Gesellschaft teilhaben und unser 
Alltagsleben bestreiten. Gleichzeitig hat die Pande-
mie tiefgreifende Auswirkungen auf Millionen von 
Menschen in der EU gehabt, die ihren Arbeitsplatz 
verloren oder erhebliche Einkommensverluste erlitten 
haben. Europa kann diese Herausforderungen und 
Chancen nur bewältigen und nutzen, wenn seine 
 Bürgerinnen und Bürger ihre Kompetenzen entspre-
chend ausbauen.

Die Europäische Kompetenzagenda ist ein auf fünf 
Jahre angelegter Plan, mit dem Einzelpersonen und 
Unternehmen dabei unterstützt werden, zusätzliche 
und bessere Kompetenzen zu entwickeln und zu 

nutzen. Die Agenda richtet sich an öffentliche und 
private Partner und umfasst eine Reihe von ehrgeizi-
gen Zielen für die Kompetenzentwicklung bis 2025.

Die Europäische Kompetenzagenda enthält zwölf 
Maßnahmen zu vier zentralen Aspekten: einen Pakt 
für Kompetenzen zur Förderung gemeinsamer Maß-
nahmen, damit Investitionen in die Verbesserung 
der Kompetenzen der Arbeitskräfte größtmögliche 
Wirkung entfalten; Maßnahmen, mit denen sicher-
gestellt wird, dass alle Menschen über die richtigen 
beruflichen Kompetenzen verfügen; Tools und Initiati-
ven zur Unterstützung der Menschen auf ihrem Weg 
des lebenslangen Lernens; und einen Rahmen für die 
Mobilisierung von Investitionen in Kompetenzen.

Die Agenda wurde am 1. Juli 2020 auf den Weg 
gebracht, und sieben ihrer zwölf Leitinitiativen sind 
bereits angelaufen. Die übrigen fünf Leitinitiativen 
werden 2021 eingeleitet.

Mehr Chancen für junge Menschen 
schaffen
Die Pandemie hat deutlich gezeigt, dass der Zu-
gang zum Arbeitsmarkt für viele junge Menschen oft 
schwierig ist. Mit dem im Juli ins Leben gerufenen 
Paket zur Förderung der Jugendbeschäftigung will 
die EU mehr Ausbildungsplätze für junge Menschen 
schaffen. Ferner sollen alle jungen Menschen unter 
30 Jahren innerhalb von vier Monaten, nachdem sie 
arbeitslos geworden sind oder die Schule verlassen 
haben, einen Arbeitsplatz, eine Lehrstelle oder eine 
Weiterbildungsmaßnahme angeboten bekommen. Die 
Initiative zielt des Weiteren darauf ab, die berufliche 
Aus- und Weiterbildung moderner und attraktiver zu 
machen sowie mit den Anforderungen der digitalen 
und grünen Wirtschaft in Einklang zu bringen.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1968
https://www.eurofound.europa.eu/topic/collective-bargaining
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223&langId=de
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=22829&langId=de


85Im Paket zur Förderung der Jugendbeschäftigung 
wird darüber hinaus der Ausbau der Jugendgaran-
tie vorgeschlagen, um so künftig noch mehr jungen 
Menschen helfen zu können. Der Vorschlag der Kom-
mission, der Verbesserungen wie die Ausweitung der 
Maßnahmen auf Personen bis zu einem Höchstalter 
von 29 Jahren und benachteiligte junge Menschen 

vorsieht, wurde im November vom Rat angenom-
men. Somit stehen den Mitgliedstaaten EU-Mittel zur 
verstärkten Förderung der Jugendbeschäftigung zur 
Verfügung, wobei angestrebt wird, 22 Mrd. EUR über 
das Programm NextGenerationEU und den Haushalt 
2021-2027 zu investieren. 

Eine Brücke ins Arbeitsleben für die nächste Generation: 
Wie die EU die Mitgliedstaaten dabei unterstützt, die 
Herausforderung entschlossen anzugehen. 

Vollendung des Europäischen 
Bildungsraums

Mehr Chancen für junge Menschen bedeutet auch, 
die Qualität, Inklusivität sowie die digitale und grüne 
Dimension der Bildungssysteme zu verbessern. Aus 
diesem Grund hat die Kommission im September 
eine Mitteilung über die Vollendung des Europäischen 
Bildungsraums bis 2025 veröffentlicht. Dabei handelt 
es sich um ein Vorhaben, das in enger Zusammen-
arbeit mit den Mitgliedstaaten verwirklicht werden 

soll. In der Mitteilung wird aufgezeigt, wie die Mit-
gliedstaaten gemeinsam die EU so gestalten können, 
dass Studierende und Lehrkräfte auf dem gesamten 
Kontinent lernen und arbeiten können und Bildungs-
einrichtungen die Freiheit haben, sich innerhalb und 
außerhalb Europas zusammenzuschließen. Zur Er-
reichung dieses Ziels haben die EU und ihre Mitglied-
staaten konkrete Meilensteine festgelegt, wobei die 
betreffenden Maßnahmen aus NextGenerationEU und 
dem Programm Erasmus+ unterstützt werden.

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1079&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1079&langId=de
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1743
https://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/node_de
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Digitale allgemeine und berufliche 
Bildung  

Durch die Coronavirus-Krise hat der Fernunterricht 
einen zentralen Platz in der Lehrtätigkeit eingenom-
men, und es hat sich deutlich gezeigt, dass dringend 
Maßnahmen zur Verbesserung der digitalen Bildung 
notwendig sind. Im Rahmen ihrer Bemühungen zur 
Förderung des digitalen Wandels hat die Kommission 
im September einen neuen Aktionsplan für digitale 
Bildung angenommen, in dem eine Reihe von Ini-
tiativen für hochwertige, inklusive und zugängliche 

digitale Bildung in der EU vorgeschlagen werden. 
Damit die Systeme der allgemeinen und berufli-
chen Bildung für das digitale Zeitalter gerüstet sind, 
werden die Mitgliedstaaten und Interessenträger im 
Aktionsplan zu einer verstärkten Kooperation aufge-
fordert. Zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen 
den einschlägigen Politikbereichen und zum Aufbau 
eines Netzwerks nationaler Beratungsdienste sowie 
zur Stärkung des Dialogs zwischen öffentlichen und 
privaten Akteuren wird die Kommission eine europäi-
sche Plattform für digitale Bildung einrichten.

Intensivierung der Maßnahmen für eine Union der Gleichheit

Die EU setzt sich aktiv für die Verwirklichung einer 
Union der Gleichheit ein. Das bedeutet, dass Strate-
gien und Maßnahmen ergriffen werden müssen, um 
den in der Gesellschaft noch allzu häufig vorherr-
schenden Stereotypen zu begegnen und die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass alle Menschen 
ihre Talente unabhängig von Geschlecht, ethnischer 
Herkunft, Alter, Behinderung, sexueller Ausrichtung 
oder religiöser Überzeugung frei entfalten können. 
In einer gerechteren EU wird darüber hinaus sicher-
gestellt, dass die Bedürfnisse aller Menschen in der 
Gesellschaft bei der Entscheidungsfindung berück-
sichtigt werden.

Im Dezember, am 20. Jahrestag der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, hat die Kom-
mission eine neue Strategie für eine verstärkte 
Anwendung der Charta angenommen. Aus dem 
Bericht der Kommission vom Juni 2019 und den zur 
Vorbereitung der Strategie durchgeführten Konsulta-
tionen geht hervor, dass das Potenzial der Charta in 
den Mitgliedstaaten nicht voll ausgeschöpft wird. Die 
Menschen kennen ihre Rechte kaum und benötigen 
Informationen darüber, wie sie bei Verstößen Rechts-
mittel einlegen können. In der Strategie werden 
Maßnahmen zur wirksameren Anwendung der Charta 
vorgeschlagen, unter anderem die Stärkung von Ge-
richten und zivilgesellschaftlichen Organisationen und 

eine bessere Sensibilisierung der Bürgerinnen und 
Bürger für ihre Rechte.

Geschlechtergleichstellung

Die Verwirklichung einer Union der Gleichheit ist eine 
der obersten Prioritäten der Kommission und eine 
Grundvoraussetzung für eine gerechte, starke und 
wirtschaftlich solide EU für Frauen und Männer, Mäd-
chen und Jungen in all ihrer Vielfalt. Um Lücken zu 
schließen und die Europäische Union in die Lage zu 
versetzen, ihr Potenzial zugunsten der gesamten Ge-
sellschaft – unter anderem in den Bereichen Bildung, 
Beschäftigung, Wirtschaft und Politik – voll auszu-
schöpfen, hat die Kommission im März eine Strategie 
für die Gleichstellung der Geschlechter vorgelegt. Sie 
enthält eine Vision, politische Ziele und Maßnahmen, 
mit denen echte Fortschritte bei der Gleichstellung 
der Geschlechter in der EU und der Verwirklichung der 
Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwick-
lung erzielt werden sollen.

Zu den skizzierten Maßnahmen gehören eine Ini-
tiative zur Verhütung und Bekämpfung bestimmter 
Formen geschlechtsspezifischer Gewalt, Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Geschlechterstereotypen, zur 
Förderung der Vereinbarkeit von Berufs- und Privat-
leben und zur Lohngleichheit bei gleicher Arbeit sowie 

 
Technocité in der Nähe der belgischen Stadt Bergen 
(Mons) arbeitet mit erwachsenen Lernenden und 
Arbeitsuchenden zusammen, um sie beim Erwerb 
der für die Arbeit in der Digital- und Kreativindustrie 
erforderlichen Kompetenzen zu unterstützen. Während 
des ersten landesweiten Lockdowns blieben im 
Frühjahr 2020 Bildungseinrichtungen im ganzen 
Land monatelang geschlossen. Für Technocité galt 
es, sich schnell anzupassen oder der drohenden 
Schließung ins Auge zu sehen. Dank EU-Mitteln in 
Höhe von 3,3 Mio. EUR konnte Technocité seine 
Arbeitsmethoden umgestalten. Alle Kurse wurden 
in Onlineveranstaltungen umgewandelt, sodass die 
Lernenden diese virtuell fortsetzen konnten.

© Technocité, 2020

https://ec.europa.eu/education/education-in-the-eu/digital-education-action-plan_de
https://ec.europa.eu/education/education-in-the-eu/digital-education-action-plan_de
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/eu-charter-fundamental-rights_de
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/eu-charter-fundamental-rights_de
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/eu-charter-fundamental-rights/application-charter/eu-strategy-implementation-charter_de
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/eu-charter-fundamental-rights/application-charter/annual-reports-application-charter_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_358
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_358
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/gender_equality_strategy_factsheet_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe/recovery-coronavirus-success-stories/digital/e-learning-through-lockdown_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe/recovery-coronavirus-success-stories/digital/e-learning-through-lockdown_de
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Bemühungen um eine ausgewogene Vertretung von 
Frauen und Männern in Entscheidungsprozessen und 
in der Politik.

Lockdowns und Ausgangsbeschränkungen haben die 
Ausbreitung von COVID-19 zwar verlangsamt, aber 
häufig dazu geführt, dass Menschen, die häuslicher 
Gewalt ausgesetzt sind, sich den Tätern kaum ent-
ziehen konnten. Obwohl es noch keine verlässliche 
Datengrundlage gibt, meldete die Weltgesundheits-
organisation einen erheblichen Anstieg der häus-
lichen Gewalt aufgrund der Ausgangsbeschränkun-
gen. Die Kommission hat vor dem Hintergrund der 
COVID-19-Pandemie mit den Mitgliedstaaten On-
line-Seminare zum Thema Gleichstellung organisiert. 
Bei den Veranstaltungen wurden bewährte Verfahren 
zur Bekämpfung häuslicher Gewalt, Gleichstellungs-
aspekte im Beruf und in der Pflege sowie eine aus-
gewogene Vertretung von Frauen und Männern in 
Entscheidungsprozessen diskutiert. Zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und Mädchen während der 
Pandemie wurden fast 18 Mio. EUR aus der Spot-
light-Initiative umgewidmet. Die Spotlight-Initiative 
wurde 2017 gemeinsam mit den Vereinten Nationen 
zur Beseitigung aller Formen von Gewalt gegen Frau-
en und Mädchen ins Leben gerufen und wird von der 
EU mit 500 Mio. EUR unterstützt.

Bekämpfung von Rassismus 

Obwohl Rassismus und Rassendiskriminierung in 
der EU verboten sind, bestehen sie nach wie vor in 
vielerlei Formen fort, manchmal in Verbindung mit 
Diskriminierung aus Gründen der Religion oder der 
Weltanschauung, des Geschlechts, der sexuellen 
Ausrichtung, des Alters, einer Behinderung oder 
eines Migrationshintergrunds. Um Akteure auf allen 
Ebenen zur wirksameren Bekämpfung von Rassis-
mus, einschließlich strukturellem Rassismus, zusam-
menzubringen, hat die Kommission im September 
den EU-Aktionsplan gegen Rassismus 2020-2025 
vorgelegt. Darin werden die Mitgliedstaaten zu einer 
strengeren Anwendung des geltenden EU-Rechts 
angehalten. Darüber hinaus sieht der Aktionsplan 
die Ernennung eines EU-Koordinators für die Be-
kämpfung von Rassismus sowie Maßnahmen zur 
Unterstützung der Mitgliedstaaten im Bereich der 
Polizeiarbeit vor. Durch ein bedachteres Vorgehen der 
Polizeikräfte sollen diskriminierende Einstellungen, 
einschließlich der Erstellung von Profilen aus rassis-
tischen Gründen oder auf Grundlage der ethnischen 
Zugehörigkeit, verhindert werden. Des Weiteren 
müssen die Mitgliedstaaten bis Ende 2022 nationale 
Pläne zur Bekämpfung von Rassismus vorlegen.

https://www.euro.who.int/de/health-topics/disease-prevention/violence-and-injuries/news/news/2020/6/the-rise-and-rise-of-interpersonal-violence-an-unintended-impact-of-the-covid-19-response-on-families
https://unric.org/en/who-warns-of-surge-of-domestic-violence-as-covid-19-cases-decrease-in-europe
https://spotlightinitiative.org/
https://spotlightinitiative.org/
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/know-your-rights/equality/non-discrimination_en
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/know-your-rights/equality/non-discrimination_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1654


Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe 
der Roma

Einer Erhebung aus dem Jahr 2019 zufolge sind 
45 % der Roma in den letzten zwölf Monaten Opfer 
von Diskriminierung geworden. Die größte ethnische 
Minderheit Europas ist im Alltag nach wie vor mit 
nicht hinnehmbarer Diskriminierung und sozioökono-
mischer Ausgrenzung konfrontiert, und negative 
Stereotype und Vorurteile sind nach wie vor verbrei-
tet. Im Oktober hat die Kommission einen verstärkten 
strategischen Rahmen der EU zur Gleichstellung, 
Inklusion und Teilhabe der Roma für die nächsten 
zehn Jahre vorgelegt.

Alle Roma sollten die Möglichkeit haben, ihr Poten-
zial voll auszuschöpfen und am politischen, sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Leben teilzuhaben. 
Der vorherige Rahmen konzentrierte sich in erster 

Linie auf sozioökonomische Integration. Der neue 
strategische Rahmen für die Roma in der EU enthält 
eine Reihe von Mindestzielen, die bis 2030 erreicht 
werden sollen. Diese werden durch einen umfassen-
deren Ansatz erreicht, der die Inklusion marginalisier-
ter Roma durch die Förderung der Gleichstellung und 
Teilhabe aller ergänzt. Des Weiteren hat die Kommis-
sion dem Rat einen Vorschlag für eine Empfehlung 
zur Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe der Roma 
vorgelegt. Darin ist eine Liste spezifischer Maßnah-
men enthalten, die von den Mitgliedstaaten zur Errei-
chung der gemeinsamen Ziele auf EU-Ebene ergriffen 
werden müssen. Der strategische Rahmen ist eng 
mit der Arbeit der Kommission in anderen Bereichen 
verknüpft, wie dem EU-Haushalt 2021-2027, dem 
EU-Aktionsplan gegen Rassismus 2020-2025, der 
EU-Strategie zur Stärkung der Rechte von Opfern und 
der Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter.

Gleichstellung von LGBTIQ

Die erste Strategie für die Gleichstellung von 
LGBTIQ-Personen, die von der Kommission im No-
vember veröffentlicht wurde, enthält Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Diskriminierung und der Schwierig-
keiten, mit denen Lesben, Schwule, bi-, trans- und 
intersexuelle und queere Personen konfrontiert sind. 
Die Kommission plant eine Initiative zur Erweiterung 
der Liste von Straftaten mit europäischer Dimension 
um homophobe Hassreden und Hassverbrechen und 
schlägt vor, die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung 
nationaler Aktionspläne zu unterstützen, EU-weite 
Sensibilisierungskampagnen durchzuführen, zivil-
gesellschaftliche Organisationen finanziell zu fördern 
und die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen in allen 
EU-Politikbereichen durchgängig zu berücksichtigen.

 
VIDEO: Chancengleichheit #EU4Roma.

https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2020-roma-travellers-six-countries_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/roma-eu/roma-equality-inclusion-and-participation-eu_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/roma-eu/roma-equality-inclusion-and-participation-eu_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/roma-eu/roma-equality-inclusion-and-participation-eu/roma-integration-strategies-2020_en
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/factsheet_-_a_new_eu_roma_strategic_framework_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/factsheet_-_a_new_eu_roma_strategic_framework_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/files/proposal-draft-council-recommendation-roma-equality-inclusion-and-participation_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/long-term-eu-budget/eu-budget-2021-2027_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1654
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1168
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/lesbian-gay-bi-trans-and-intersex-equality/lgbtiq-equality-strategy-2020-2025_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/lesbian-gay-bi-trans-and-intersex-equality/lgbtiq-equality-strategy-2020-2025_en
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-182046?lg=OR
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Behinderungen 

Menschen mit Behinderungen sind einem höheren 
Armutsrisiko ausgesetzt und laufen eher Gefahr, 
lediglich einen niedrigeren Bildungsstand zu errei-
chen. Dies erschwert ihre uneingeschränkte Teilhabe 
an der Gesellschaft und kann sie – aufgrund man-
gelnder Unabhängigkeit und Autonomie – in ihrer 
Würde und ihren Grundrechten beeinträchtigen. Die 
COVID-19-Pandemie hat diese Ungleichheiten weiter 
verschärft. Im November hat die Kommission ihre 
Bewertung der Europäischen Strategie zugunsten von 
Menschen mit Behinderungen 2010-2020 veröffent-
licht. Darin wurde festgestellt, dass die Strategie 
zwar Verbesserungsbedarf aufweist, sie sich aber 
dennoch positiv auf die Berücksichtigung der Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in den Rechts-
vorschriften und der Politik der EU ausgewirkt hat. 
Beispiele hierfür sind die Annahme des Europäischen 
Rechtsakts zur Barrierefreiheit, der Richtlinie über den 
barrierefreien Zugang zum Internet und der Rechts-
vorschriften über die Fahrgastrechte.

EU-Strategie zur Stärkung der Rechte 
von Opfern

Im Juni hat die Kommission die erste EU-Strategie 
zur Stärkung der Rechte von Opfern veröffentlicht. 
Ihr Hauptziel besteht darin, sicherzustellen, dass alle 
Opfer von Straftaten ihre Rechte uneingeschränkt 
wahrnehmen können, unabhängig davon, wo in der 
EU oder unter welchen Umständen die Straftat be-
gangen wurde. In der Strategie werden Maßnahmen 
vorgeschlagen, mit denen Opfer in die Lage versetzt 
werden sollen, Straftaten anzuzeigen, Entschädigun-
gen einzufordern und die Folgen der Straftat besser 
zu bewältigen. Darüber hinaus sieht sie die Förderung 
der Aus- und Fortbildung des Personals von Jus-
tiz- und Strafverfolgungsbehörden vor. Aus dem im 
Mai veröffentlichten Bericht über die Umsetzung der 
Opferschutzrichtlinie geht hervor, dass Rechte wie 
 Zugang zu Informationen, Unterstützungsdiensten 
und Schutz in den meisten Mitgliedstaaten nicht in 
ausreichendem Umfang gewährleistet sind. Diese 
Lücken sollen mit der Strategie geschlossen werden.

Zukünftige Herausforderungen frühzeitig erkennen und die 
Resilienz der EU stärken

Antizipation und Vorsorge ist für die Bewältigung 
zukünftiger Herausforderungen von entscheidender 
Bedeutung. In ihrem ersten Bericht über die strategi-
sche Vorausschau konzentriert sich die Kommission 
auf die Einbindung der strategischen Vorausschau in 
die Politikgestaltung der EU. Sie schafft damit einen 
kommissionsweiten Rahmen und schlägt vor, die 

strategische Vorausschau zur Stärkung der Resilienz 
der EU in vier Dimensionen zu nutzen: Wirtschaft und 
Soziales, Geopolitik, Umwelt und digitale Entwicklung. 
Damit Themen von langfristiger Bedeutung, wie de-
mografische Herausforderungen, von den politischen 
Entscheidungsträgern berücksichtigt werden, ist es 
wesentlich, zukünftige Trends frühzeitig zu erkennen.

Erste LGBTIQ-Strategie der EU

https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=23191&langId=en
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=23191&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1202&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1202&langId=de
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/web-accessibility
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/web-accessibility
https://europa.eu/youreurope/citizens/travel/transport-disability/reduced-mobility/index_de.htm
https://europa.eu/youreurope/citizens/travel/transport-disability/reduced-mobility/index_de.htm
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1168
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1168
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/criminal-justice/protecting-victims-rights/victims-rights-eu_en
https://ec.europa.eu/newsroom/document.cfm?doc_id=43139
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/strategic-foresight/2020-strategic-foresight-report_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/strategic-foresight/2020-strategic-foresight-report_de
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Der demografische Wandel verändert die euro-
päische Gesellschaft. Im Juni hat die Kommission 
erstmals einen Bericht über die Auswirkungen des 
demografischen Wandels in der EU veröffentlicht. 
Darin werden die Zusammenhänge zwischen demo-
grafischen Trends und deren Auswirkungen und dem 
Potenzial zur Erholung von der Coronavirus-Krise 
hervorgehoben. Der Bericht bildet den Auftakt für die 
Arbeit der Kommission in diesem Bereich und wird 
Angaben dazu liefern, wie die am stärksten betrof-
fenen Menschen, Regionen und Gemeinschaften am 
besten unterstützt werden können. Er dient auch 
als Grundlage für das Grünbuch zum Thema Altern 

und für die langfristige Vision für ländliche Räume, 
die 2021 vorgelegt werden soll. Wenn die demo-
grafischen Herausforderungen als Chancen genutzt 
werden, können sie zu dem ökologischen und digita-
len Wandel beitragen, der für eine durch Wohlstand 
und Nachhaltigkeit gekennzeichnete Zukunft von 
entscheidender Bedeutung ist. Vor dem Hintergrund 
des sich wandelnden demografischen Umfelds ist es 
daher erforderlich, das Gesundheitswesen, die Sozial-
dienste, die öffentlichen Haushalte und den Zugang 
zu Dienstleistungen auf den Prüfstand zu stellen und 
besser an die Bedürfnisse und Gegebenheiten vor Ort 
anzupassen.  

 
VIDEO
Wie die strategische Vorausschau den 
ökologischen, digitalen und fairen 
Wandel unterstützen und Europa 
widerstandsfähiger machen wird.

unsplash.com

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1056
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/1_en_act_part1_v8_0.pdf
https://ec.europa.eu/info/news/european-commission-seeks-feedback-its-long-term-vision-rural-areas-2020-sep-07_en
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-194299?lg=OR
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Projekt EU4Schools in Albanien, 
23. Juli 2020.

Förderung 
europäischer 
Interessen 
und Werte 
in der Welt 

© UNDP Albania, 2020



 
10. Treffen der Kommissionen der EU und der 
Afrikanischen Union in Addis Abeba (Äthiopien), 
27. Februar 2020.

Aufbau einer stärkeren und 
vertiefteren Zusammenarbeit 
mit Afrika 

Im Jahr 2020 wurden die Beziehungen zu Afrika, eine 
der obersten Prioritäten der EU, dynamischer. Ende 
Februar nahmen Präsidentin von der Leyen und die 
meisten Kommissionsmitglieder am 10. Treffen der 
Kommissionen der EU und der Afrikanischen Union in 
Addis Abeba (Äthiopien) teil.

Das Treffen war Teil des laufenden Dialogs mit der 
Afrikanischen Union und bot neben dem Auftakt 
der Vorbereitungen für das sechste Gipfeltreffen im 
Jahr 2021 auch Gelegenheit, gemeinsame Heraus-
forderungen wie Frieden und gute Regierungsfüh-
rung, den Klimawandel, nachhaltige Arbeitsplätze 
und Investitionen, die Digitalisierung sowie Mobilität 
und Migration zu erörtern.

Im März veröffentlichten die Kommission und der 
Hohe Vertreter Josep Borrell eine gemeinsame Mit-
teilung mit dem Titel „Auf dem Weg zu einer umfas-
senden Strategie mit Afrika“, die der Partnerschaft 
zwischen den beiden Kontinenten eine neue Qualität 
verleihen sollte. Vorgeschlagen wurden in der Mittei-
lung stärkere Partnerschaften in den fünf Schlüssel-
bereichen grüne Wende, digitaler Wandel, nachhalti-
ges Wachstum, Frieden und gute Regierungsführung 
sowie Migration und Mobilität. 

 
Präsidentin von der Leyen besuchte die 
Luftfahrtakademie in Addis Abeba (Äthiopien). 
Die EU kofinanziert diese internationale 
Wirtschaftshochschule, an der sich junge Menschen 
zu Piloten, Kabinenpersonal oder Flugingenieuren 
ausbilden lassen können. Tewolde GebreMariam, 
CEO von Ethiopian Airlines (links), und Ursula von 
der Leyen (Mitte).

https://ec.europa.eu/international-partnerships/news/10th-european-union-african-union-commission-commission-meeting_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/news/10th-european-union-african-union-commission-commission-meeting_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/priorities/africa-eu-partnership_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/priorities/africa-eu-partnership_en
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Im November unternahm die Europäische Kommis-
sion mit dem Abschluss von zehn Finanzgarantiever-
einbarungen mit Partnerfinanzinstitutionen in Höhe 
von 990 Mio. EUR einen wichtigen Schritt zur Ankur-
belung der Investitionen in Afrika und der EU-Nach-
barschaft und leistete damit einen Beitrag zur 
weltweiten Erholung von der Pandemie. Mit diesen 
Garantien, die Teil der Reaktion auf die COVID-19- 
Pandemie im Rahmen von Team Europa sind, sollen 
Investitionen in Höhe von insgesamt bis zu 
10 Mrd. EUR mobilisiert werden.

Die Erweiterung der EU

Die Erweiterungspolitik der EU gewann im Februar 
an Schwung, als die Kommission ihre Vorschläge zur 
Stärkung des Beitrittsprozesses vorlegte, um diesen 
glaubwürdiger, berechenbarer und dynamischer zu 
gestalten, wobei der Schwerpunkt auf wesentlichen 
Reformen und einer stärkeren politischen Steuerung 
lag. Im März unternahm die EU mit dem Beschluss, 
Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Nordmaze-
donien aufzunehmen, einen historischen Schritt. Auf 
dem EU-Westbalkan-Gipfel im Mai bekräftigten die 
Mitgliedstaaten ihre uneingeschränkte Unterstützung 
für die europäische Perspektive der Staaten des 
westlichen Balkans. 

Um die langfristige wirtschaftliche Erholung zu unter-
stützen und die Annäherung an die EU zu beschleuni-
gen, legte die Kommission im Oktober einen Wirt-

schafts- und Investitionsplan für den Westbalkan vor, 
mit dem bis zu 9 Mrd. EUR an Zuschüssen mobilisiert 
werden sollen, während eine neue Garantiefazilität 
für den Westbalkan Investitionen in Höhe von bis zu 
20 Mrd. EUR ankurbeln dürfte. Des Weiteren fördert 
der Plan eine starke regionale Integration durch einen 
regionalen Binnenmarkt, den die Führungsspitzen 
der westlichen Balkanstaaten auf dem Gipfeltreffen 
in Sofia im November im Rahmen des Berlin-Prozes-
ses billigten. Bei dem Gipfeltreffen wurden wichtige 
Schritte zur Stärkung der regionalen Zusammenarbeit 
unternommen, um die sozioökonomische Erholung 
und die Annäherung an die EU anzukurbeln: Die Füh-
rungsspitzen des Westbalkans sagten zu, die regiona-
le Zusammenarbeit weiter zu verstärken, um auf dem 
Weg in die EU schneller voranzukommen.

VIDEO: Auf dem Weg zu einer 
umfassenden Strategie für Afrika. 

 
VIDEO: Die EU finanziert innovativen 
Tourismus in den Grenzregionen Elbasan in 
Albanien und Polog in Nordmazedonien.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2076
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2076
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2076
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_181
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_181
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_519
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/05/06/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2051
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2051
https://berlinprocess.info/about/
https://berlinprocess.info/about/
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/africa-eu-partnership_en
https://www.facebook.com/EUnear/videos/768684690560653/
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Vor dem Hintergrund der Coronavirus-Krise stellte 
die EU für den Westbalkan ein Hilfspaket in Höhe von 
3,3 Mrd. EUR bereit, um die gesundheitliche Notlage 
zu beheben und die sozioökonomischen Auswirkun-
gen abzufedern. Für die Türkei wurden 98 Mio. EUR 
mobilisiert, um dringend benötigte Schutzausrüstung 
bereitzustellen und die am stärksten gefährdeten 
Flüchtlinge zu unterstützen.

Im Februar fand in Brüssel die von der EU geleite-
te internationale Geberkonferenz „Gemeinsam für 
Albanien“ statt, um die Wiederaufbaubemühungen 
nach dem Erdbeben im November 2019 zu unterstüt-
zen. Die EU, die Mitgliedstaaten und die Europäische 
Investitionsbank stellten 400 Mio. EUR der insgesamt 
zugesagten Summe von 1,15 Mrd. EUR bereit.

Überblick über die Beziehungen der EU zum westlichen Balkan

https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/news_corner/eu-response-to-the-coronavirus-pandemic_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/news_corner/eu-response-to-the-coronavirus-pandemic_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_249
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_249
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Nachbarschaftspolitik 
Die Maßnahmen der EU in ihren östlichen und südli-
chen Nachbarländern müssen flexible und miteinander 
verbundene langfristige politische Ziele verfolgen, die 
auf neue Prioritäten reagieren können. In der im März 
veröffentlichten gemeinsamen Mitteilung der Kommis-
sion und des Hohen Vertreters Josep Borrell über die 
Politik für die Östliche Partnerschaft wurde aufgezeigt, 
wie die Resilienz gestärkt werden kann, damit gemein-
same Herausforderungen bewältigt, eine nachhaltige 
Entwicklung gefördert und Ergebnisse für die Bürger 
erzielt werden können. Im Juni bekräftigten die 
Führungsspitzen der EU-Mitgliedstaaten und der 
Länder der Östlichen Partnerschaft bei ihrer Zusam-
menkunft den strategischen Charakter dieser Partner-
schaft sowie ihr Engagement für eine weitere Integra-
tion und die Schaffung konkreterer Vorteile für die 
Menschen. Mehr als 1 Mrd. EUR an Finanzhilfen 
wurden umgeschichtet, um die östlichen Nachbar-
länder der EU bei der Bekämpfung der COVID-19- 
Pandemie zu unterstützen.

In der südlichen Nachbarschaft hat die EU weiter-
hin Strukturreformen unterstützt, eine inklusive 
wirtschaftliche Entwicklung und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen gefördert und die verantwortungsvolle 
Staatsführung, die demokratischen Institutionen, die 
Rechtsstaatlichkeit und die Korruptionsbekämpfung 
gestärkt.

Die EU räumte der Reaktion auf die Gesundheitskrise 
und deren wirtschaftliche Auswirkungen in der Region 

Priorität ein, indem sie neue Programme entwickelte 
und Mittel von bestehenden Programmen umschich-
tete. Diese Pakete zielen darauf ab, die Auswirkungen 
der Pandemie, insbesondere auf die am stärksten 
gefährdeten Bevölkerungsgruppen, abzumildern, und 
sind Teil des Beitrags der EU zur COVID-19-Reaktion 
der Initiative Team Europa, zu der die EU, ihre Mit-
gliedstaaten, ihre nationalen Entwicklungsfinanzie-
rungsinstitutionen, die Europäische Investitionsbank 
und die Europäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung gehören.

Die Kommission verabschiedete ein Makrofinanz-
hilfepaket in Höhe von 3 Mrd. EUR für zehn Er-
weiterungs- und Nachbarschaftspartner, um ihnen 
dabei zu helfen, die wirtschaftlichen Folgen der 
Coronavirus-Pandemie zu einzudämmen. Die Mit-
tel sollen folgenden Ländern bereitgestellt werden: 
Albanien (180 Mio. EUR), Bosnien und Herzegowina 
(250 Mio. EUR), Georgien (150 Mio. EUR), Jordanien 
(200 Mio. EUR), Kosovo (100 Mio. EUR), Moldau 
(100 Mio. EUR), Montenegro (60 Mio. EUR), Nord-
mazedonien (160 Mio. EUR), Tunesien (600 Mio. EUR) 
und Ukraine (1,2 Mrd. EUR).

Im Jahr 2020 reagierte die EU weiter auf die Krisen 
in Libyen und Syrien, indem sie sowohl Flüchtlingen 
als auch Aufnahmegemeinschaften half, insbeson-
dere über die beiden speziellen Treuhandfonds. Seit 
2014 beläuft sich die finanzielle Unterstützung der 
EU für Libyen auf mehr als 0,5 Mrd. EUR, während 
sich die Unterstützung für syrische Flüchtlinge 
und ihre Aufnahmegemeinschaften auf mehr als 
2,2 Mrd. EUR beläuft.

Ferner leitete die EU eine neue Militäroperation im 
Mittelmeer („Eunavfor Med Irini“) ein, mit der das 
Waffenembargo der Vereinten Nationen gegen Libyen 
umgesetzt wird, das zum Friedensprozess im Land 
beiträgt.

 
VIDEO: Manchmal können kleine Dinge einen großen Unterschied 
machen. Dank der humanitären Hilfe der EU in der Ukraine erhielt 
diese Krankenschwester ein Fahrrad und medizinische Ausrüstung. 
Sie kann nun mehr Menschen erreichen und so dafür sorgen, 
dass diese das Arzneimittel und die Behandlung erhalten, die sie 
benötigen.

https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/76166/joint-communication-eastern-partnership-policy-beyond-2020-reinforcing-resilience-ñ-eastern_en
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/06/18/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/06/18/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1457
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1457
https://www.operationirini.eu/
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-189564
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Weitere wichtige Themen im Jahr 2020

Im Laufe des Jahres 2020 räumte die EU den geo-
politischen Entwicklungen der an sie angrenzenden 
Länder und Regionen weiterhin Priorität ein, indem 
sie alle ihre Instrumente zur Unterstützung der Kon-
fliktbewältigung und -beilegung bündelte. Dies um-
fasste beispielsweise die Fortsetzung der politischen 
Unterstützung der Souveränität und territorialen 
Einheit der Ukraine, die Stärkung des Gesundheits-
systems in Libyen und die Unterstützung der Zivilge-
sellschaft in Syrien.

Die Stabilität und der Wohlstand der Partner der EU 
sind nicht nur für die Länder selbst und für die dort 
lebenden Menschen von entscheidender Bedeutung, 
sondern auch für die Sicherheit und die strategischen 
Interessen der EU. Die Bemühungen der EU zur 
Förderung von Frieden und Stabilität erstrecken sich 
auch auf die Sahelzone (Burkina Faso, Tschad, Mali, 
Mauretanien und Niger) und sind ein gutes Beispiel 
dafür, wie die EU Diplomatie, zivile und militärische 
Missionen sowie humanitäre Hilfe und Entwicklungs-
hilfe nach einem integrierten Ansatz mobilisiert. 
Exemplarisch hierfür ist die Unterstützung der EU für 
die Vermittlungsbemühungen nach dem Militärputsch 
in Mali. 

Das Cotonou-Abkommen, das die Beziehungen zwi-
schen der EU und den Mitgliedstaaten der Organisa-

tion afrikanischer, karibischer und pazifischer Staaten 
regelt, sollte ursprünglich am 29. Februar 2020 aus-
laufen. Nach einer vorübergehenden Verlängerung 
gelang es der Kommission am 3. Dezember, eine 
politische Einigung mit der Organisation zu erzielen, 
die die Partnerschaft auf die nächste Stufe heben 
wird, wobei der Schwerpunkt stärker auf die ver-
schiedenen Regionen gelegt wird und die Standards 
in vielen Bereichen – angefangen bei nachhaltiger 
Entwicklung und nachhaltigem Wachstum bis hin zu 
Menschenrechten, Migration, Frieden und Sicherheit – 
aktualisiert werden. Der förmliche Abschluss und die 
Unterzeichnung des Abkommens werden für 2021 
erwartet.

China

Im Jahr 2020 bemühte sich die EU darum, ihre 
Partnerschaft mit China zu festigen, indem sie nach 
Möglichkeit mit China zusammenarbeitete, bei Bedarf 
verhandelte und, wenn es notwendig war, selbstbe-
wusst und entschieden ihren Standpunkt äußerte. Die 
EU arbeitete daran, die Beziehungen auf eine stabile-
re Grundlage zu stellen, und zwar mit mehr Gegen-
seitigkeit und gleichen Bedingungen in Bezug auf 
Wirtschaft, Handel, Investitionsbeziehungen und an-
dere Fragen. Die am 30. Dezember erzielte politische 

 
2020 brachte die EU ihre Solidarität mit den Rohingya-
Flüchtlingen und den Aufnahmeländern zum Ausdruck. 
Die EU hat im Oktober eine Geberkonferenz mitorganisiert 
und selbst weitere 96 Mio. EUR für humanitäre Hilfe, 
Entwicklungszusammenarbeit und Konfliktverhütung 
mobilisiert. Über 860 000 geflüchtete Rohingya leben derzeit 
in Bangladesch und mehr als 150 000 in anderen Ländern 
der Region. Nach Schätzungen der Vereinten Nationen 
leiden nach wie vor rund 600 000 Rohingya im Bundesstaat 
Rakhine (Myanmar/Birma) unter einer lang anhaltenden 
Menschenrechtskrise. In Cox’s Bazar (Bangladesch) werden 
in mehreren – mit EU-Unterstützung verwalteten – 
Ernährungszentren kostenlos nahrhafte warme Mahlzeiten für 
Kinder sowie Sensibilisierungs- und Beratungsveranstaltungen 
für Eltern angeboten (Aufnahme von 2018).

© Mahmud Rahman für Action Against Hunger, 2020

 
Die Mission der EU zum Aufbau ziviler Kapazitäten 
in Niger (EUCAP Sahel Niger) hilft bei der 
Etablierung eines integrierten, kohärenten, 
nachhaltigen und menschenrechtsbasierten 
Ansatzes der verschiedenen Sicherheitsakteure bei 
der Bekämpfung von Terrorismus und organisierter 
Kriminalität. Dank der finanziellen Unterstützung 
Deutschlands und der Niederlande können 
250 nigrische Polizeibeamte in neue Kasernen in 
Birni-N’Konni umziehen und die Region sicherer und 
stabiler machen.

© IOM Niger, 2020

https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/eap_summit_factsheet_ukraine_en_2.pdf
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/neighbourhood/countries/libya_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/neighbourhood/countries/syria_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_768
https://ec.europa.eu/international-partnerships/news/new-africa-caribbean-pacificeu-partnership-talks-continue-highest-level_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_20_2303
https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/eu-china_factsheet_06_2020_0.pdf


97

G
E

S
A

M
T

B
E

R
IC

H
T

Einigung über ein umfassendes Investitionsabkom-
men ist ein erster Schritt zur Neuaustarierung der 
Beziehung. Das Gipfeltreffen EU-China und die beiden 
Treffen der Führungsspitzen im September und 
Dezember boten Gelegenheit, die Zusammenarbeit – 
von der Coronavirus-Krise bis zum Klimaschutz – zu 
vertiefen und über Meinungsverschiedenheiten, unter 
anderem in Bezug auf die Menschenrechte und die 
Lage in Hongkong, zu sprechen. Die EU brachte China 
gegenüber bei verschiedenen Gelegenheiten im 
Laufe des Jahres mehrfach ihre Besorgnis über diese 
beiden Themen zum Ausdruck, verfolgte weiter ihren 
soliden und realistischen Ansatz und setzte die in der 
Mitteilung „EU-China – Strategische Perspektiven“ 
von 2019 vorgeschlagenen Maßnahmen weiter um.

Libanon 

In der Stadt Beirut ereignete sich am 4. August eine 
verheerende Explosion. Die EU stellte ihre Solidarität 
mit der libanesischen Bevölkerung unter Beweis, 
indem sie das Katastrophenschutzverfahren mobili-
sierte und Mittel in Höhe von insgesamt 63 Mio. EUR 
für humanitäre Soforthilfe und eine unmittelbare 
Krisenreaktion bereitstellte. 17 Mitgliedstaaten sowie 
Norwegen und die Türkei entsandten Such- und 
Rettungspersonal, und medizinische Teams leisteten 
umfangreiche lebensrettende Hilfe.

 
Die Zivilschutzteams der EU unterstützten 
nach der tödlichen Explosion im Seehafen 
am 4. August 2020 die Soforthilfe für die 
Menschen in Beirut (Libanon).

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2541
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2541
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/06/22/eu-china-summit-defending-eu-interests-and-values-in-a-complex-and-vital-partnership/

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/09/14/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/30/eu-china-leaders-meeting-delivering-results-by-standing-firm-on-eu-interests-and-values/
https://ec.europa.eu/commission/publications/eu-china-strategic-outlook-commission-contribution-european-council-21-22-march-2019_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1537
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In der Folge der Präsidentschaftswahlen vom 
9. August in Belarus und der anschließenden Proteste 
stellte die EU klar, dass sie die Ergebnisse nicht 
anerkenne und die demokratischen Bestrebungen des 
Landes uneingeschränkt unterstützen werde, unter 
anderem durch Sanktionen gegen die für Wahlbetrug 
und die anschließende Gewalt Verantwortlichen. 
Seitdem hat die EU Sanktionen gegen 55 Personen 
verhängt, die für Gewalt, ungerechtfertigte Festnah-
men und die Fälschung von Wahlergebnissen 
verantwortlich gemacht werden, darunter der 
ehemalige Präsident Alexander Lukaschenko. Die 
Kommission hat die Mittel, die sie für Belarus 
bereitstellt, zur direkten Unterstützung der Zivilge-
sellschaft und der freien Medien umgeleitet, während 
sich die Mitgliedstaaten auf eine Überprüfung der 
Beziehungen zwischen der EU und Belarus geeinigt 
und die Kommission beauftragt haben, ein umfas-
sendes Paket zur wirtschaftlichen Unterstützung für 
ein demokratisches Belarus auszuarbeiten. Die EU ist 
nach wie vor entschlossen, die Rechte friedlicher 
Demonstranten zu unterstützen, und fordert die 
belarussischen Behörden erneut auf, der Gewalt und 
Repression ein Ende zu setzen, alle Häftlinge und 
politischen Gefangenen freizulassen, die Medienfrei-
heit und die Zivilgesellschaft zu achten und einen alle 
Seiten einbeziehenden nationalen Dialog aufzuneh-
men.

Östlicher Mittelmeerraum

Im östlichen Mittelmeerraum nahmen die Spannun-
gen mit der Türkei im Laufe des Jahres weiter zu. 
Auch wenn die EU in uneingeschränkter Solidari-
tät mit Griechenland und Zypern handelt, um der 
Eskalation Einhalt zu gebieten, sind die Beziehungen 
zwischen der EU und der Türkei nach wie vor von 
großem beiderseitigem Interesse. Unter der Voraus-
setzung, dass die konstruktiven und dauerhaften 
Bemühungen zur Beendigung der illegalen Aktivitä-
ten gegenüber Griechenland und Zypern fortgesetzt 
werden, ist der Europäische Rat übereingekommen, 
eine positive EU-Türkei-Agenda zu verfolgen. Falls es 
jedoch erneut zu einseitigen Maßnahmen oder gegen 
das Völkerrecht verstoßenden Provokationen kom-
men sollte, ist die EU bereit, alle ihr zur Verfügung 
stehenden Instrumente und Optionen zu nutzen, um 
ihre Interessen und die Interessen ihrer Mitgliedstaa-
ten zu verteidigen.

Die EU steht weiterhin uneingeschränkt hinter der 
Erklärung EU-Türkei von 2016, die auch nach einem 
Anstieg des Migrationsdrucks an der EU-Grenze zur 
Türkei im Februar und März 2020 weiter umgesetzt 

wurde. Die Erklärung hat zu konkreten Ergebnis-
sen bei der Verringerung des Zustroms irregulärer 
Migranten aus der Türkei, der Zahl der Todesfälle in 
der Ägäis und des Drucks auf die EU-Grenzen ge-
führt. Zudem hat sie für mehr als 28 000 Menschen, 
die internationalen Schutz benötigen, durch Neuan-
siedlung sichere und legale Wege in die EU eröffnet. 
Bei der Wiederaufnahme und Beschleunigung der 
Rückkehr von Migranten von den griechischen Inseln 
sind dringend weitere Fortschritte erforderlich. In all 
diesen Fragen blieben die Kommunikationskanäle mit 
der Türkei offen und aktiv.

Vereinigte Staaten

Das Ergebnis der Präsidentschaftswahlen im Novem-
ber bot eine einmalige Gelegenheit, eine neue trans-
atlantische Agenda für die Zusammenarbeit auf der 
Grundlage gemeinsamer Werte, Interessen und glo-
baler Einflussnahme zu entwerfen. Die mit der im De-
zember vorgelegten gemeinsamen Erklärung „A new 
EU-US agenda for global change“ vorgestellte neue 
Partnerschaft wird es der EU und den Vereinigten 
Staaten ermöglichen, in den Bereichen Gesundheit, 
Demokratie, Klimawandel, wirtschaftlicher Wohlstand 
sowie Technologie und Handel zusammenzuarbeiten.

Zudem sind die EU und die Vereinigten Staaten 
wichtige Handelspartner. Im August vereinbarten 
sie die Abschaffung oder Senkung von Zöllen auf 
Waren im Wert von 168 Mio. EUR. Das Paket stellt 
die ersten Zollsenkungen in ihren Handelsbeziehun-
gen seit mehr als zwei Jahrzehnten dar und ist ein 
erster Schritt auf dem Weg zu einer Deeskalation der 
Handelsspannungen. Es ebnet den Weg für umfas-
sendere Maßnahmen zur Erleichterung des Handels 
zwischen den beiden Blöcken.

 
Die demokratische Opposition in Belarus wurde 
vom Europäischen Parlament mit dem Sacharow-
Preis für geistige Freiheit 2020 ausgezeichnet. 
Das Bild wurde in Minsk (Belarus) aufgenommen, 
30. August 2020.

© Nadzeia Buzhan – Europäische Union, 2020 – Quelle: Europäisches Parlament.

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/08/11/belarus-declaration-by-the-high-representative-on-behalf-of-the-european-union-on-the-presidential-elections/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/10/02/belarus-eu-imposes-sanctions-for-repression-and-election-falsification/
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/news_corner/news/eu-strengthens-its-direct-support-people-belarus_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/news_corner/news/eu-strengthens-its-direct-support-people-belarus_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/neighbourhood/countries/belarus_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/neighbourhood/countries/belarus_en
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/european-council/2020/10/01-02/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2016/03/18/eu-turkey-statement/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/fs_20_2285
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/fs_20_2285
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2279
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2279
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2178
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201016IPR89546/the-2020-sakharov-prize-awarded-to-the-democratic-opposition-in-belarus
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201016IPR89546/the-2020-sakharov-prize-awarded-to-the-democratic-opposition-in-belarus
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wurde. Die Erklärung hat zu konkreten Ergebnis-
sen bei der Verringerung des Zustroms irregulärer 
Migranten aus der Türkei, der Zahl der Todesfälle in 
der Ägäis und des Drucks auf die EU-Grenzen ge
führt. Zudem hat sie für mehr als 28 000 Menschen, 
die internationalen Schutz benötigen, durch Neuan
siedlung sichere und legale Wege in die EU eröffnet. 
Bei der Wiederaufnahme und Beschleunigung der 
Rückkehr von Migranten von den griechischen Inseln 
sind dringend weitere Fortschritte erforderlich. In all 
diesen Fragen blieben die Kommunikationskanäle mit 
der Türkei offen und aktiv.

Das Ergebnis der Präsidentschaftswahlen im Novem
ber bot eine einmalige Gelegenheit, eine neue trans
atlantische Agenda für die Zusammenarbeit auf der 
Grundlage gemeinsamer Werte, Interessen und glo
baler Einflussnahme zu entwerfen. Die mit der im De
zember vorgelegten gemeinsamen Erklärung „A new 
EU-US agenda for global change“ vorgestellte neue 
Partnerschaft wird es der EU und den Vereinigten 
Staaten ermöglichen, in den Bereichen Gesundheit, 
Demokratie, Klimawandel, wirtschaftlicher Wohlstand 
sowie Technologie und Handel zusammenzuarbeiten.

Zudem sind die EU und die Vereinigten Staaten 
wichtige Handelspartner. Im August vereinbarten 
sie die Abschaffung oder Senkung von Zöllen auf 
Waren im Wert von 168 Mio. EUR. Das Paket stellt 
die ersten Zollsenkungen in ihren Handelsbeziehun
gen seit mehr als zwei Jahrzehnten dar und ist ein 
erster Schritt auf dem Weg zu einer Deeskalation der 
Handelsspannungen. Es ebnet den Weg für umfas
sendere Maßnahmen zur Erleichterung des Handels 
zwischen den beiden Blöcken.

Förderung von Menschenrechten und Demokratie weltweit

Die Werte der Achtung der Menschenrechte, der De-
mokratie und der Rechtsstaatlichkeit sind Richtschnur 
für das Handeln der EU in der ganzen Welt.

Auf Vorschlag der Kommission und des Hohen Ver-
treters Josep Borrell im März billigte der Rat im No-
vember einen neuen EU-Aktionsplan für Menschen-
rechte und Demokratie für den Zeitraum 2020-2024. 
Im Mittelpunkt des Plans stehen der Schutz und die 
Stärkung des Individuums, der Aufbau widerstands-
fähiger, inklusiver und demokratischer Gesellschaf-
ten und die Förderung eines globalen Systems für 
Menschenrechte und Demokratie. Die Mitgliedstaaten 
haben sich nicht darauf geeinigt, die Beschlussfas-

sung mit qualifizierter Mehrheit bei Beschlüssen zur 
Umsetzung des Plans zu erleichtern. Konkret wird 
die EU diejenigen, die sich für die Menschenrechte 
einsetzen, unterstützen und schützen, sich für die Ab-
schaffung der Todesstrafe einsetzen und Instrumente 
entwickeln, mit denen rasch reagiert werden kann, 
wenn bestehende Rechte und Freiheiten bedroht sind. 
Eine wichtige neue Initiative im Aktionsplan ist die 
Einführung einer globalen Sanktionsregelung im Be-
reich der Menschenrechte, die der Rat im Dezember 
auf der Grundlage von Rechtsakten angenommen 
hat, die der Hohe Vertreter und die Kommission vor-
geschlagen hatten.

 
Wahlbeobachtung ist ein ausgezeichnetes Mittel zur Förderung 
der demokratischen Teilhabe und ein wichtiger Bestandteil des 
EU-Aktionsplans für Menschenrechte und Demokratie. Im Laufe 
der Jahre hat die EU mehr als 300 Missionen entsandt. 2020 
beschäftigten sich die EU-Wahlbeobachtungsmissionen im Januar 
mit den vorgezogenen Kongresswahlen in Peru, im März mit den 
Parlaments- und Regionalwahlen in Guyana und im Dezember 
mit den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in Ghana. Auf 
dem Foto: EU-Beobachter interviewen den Toshao, den gewählten 
Vorsteher eines Dorfes in Guyana. Die Zusammenarbeit mit 
Kommunalpolitikern ist von entscheidender Bedeutung, um 
sicherzustellen, dass während des gesamten Wahlvorgangs die 
Rechte aller geachtet werden.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/fs_20_2285
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/fs_20_2285
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2279
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2279
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2178
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_492
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/11/19/council-approves-conclusions-on-the-eu-action-plan-on-human-rights-and-democracy-2020-2024/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/11/19/council-approves-conclusions-on-the-eu-action-plan-on-human-rights-and-democracy-2020-2024/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/07/eu-adopts-a-global-human-rights-sanctions-regime/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/07/eu-adopts-a-global-human-rights-sanctions-regime/
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100 Die Kommission hat im November ihren neuen 
Aktionsplan für die Gleichstellung der Geschlechter 
2021-2025 angenommen, mit dem bei der Gleich-
stellung der Geschlechter und der Stärkung der Rolle 
der Frau im Rahmen des auswärtigen Handelns der 
EU beschleunigt Fortschritte erzielt werden sollen. 
Er enthält einen operativen Fahrplan für die Zusam-
menarbeit der EU mit allen Interessenträgern – ein-
schließlich multilateraler, regionaler und nationaler 
Partner, Partnerregierungen, der Zivilgesellschaft und 
des Privatsektors – bei der Förderung der Gleich-
stellung der Geschlechter und der Stärkung der Rolle 
der Frau mit dem Ziel einer wirklichen Gleichberech-
tigung der Geschlechter als wesentlicher Bestandteil 
einer gerechten, nachhaltigen und inklusiven globa-
len Erholung sowie von Wachstum und Wohlstand.

Entwicklung und humanitäre Hilfe
Der Haushalt der Kommission für Entwicklungshilfe 
belief sich 2020 auf insgesamt 15 Mrd. EUR. Die 
Eindämmung der Folgen von COVID-19 in den am 
stärksten gefährdeten Ländern hatte in diesem Jahr 
oberste Priorität. Die EU hat sich jedoch auch an 
anderen Fronten engagiert, etwa bei der Bekämpfung 
einer schweren Heuschreckenplage in Ostafrika oder 
bei Schuldenerleichterungen für einige der ärmsten 
und am stärksten gefährdeten Länder der Welt.

Die mit 5,1 Mrd. EUR ausgestattete europäische In-
vestitionsoffensive für Drittländer soll Investitionen 
in Höhe von über 50 Mrd. EUR in Nachbarländern 
der EU und in Afrika mobilisieren. Sie kommt bereits 
jetzt Einzelpersonen, Gemeinschaften und kleinen 
Unternehmen zugute. 2020 wurde die Offensive neu 
ausgerichtet, um zur Bewältigung der COVID- 19-
Pandemie beizutragen. Dazu gehörten feste Finan-

zierungszusagen in Höhe von 400 Mio. EUR für die 
COVAX-Fazilität für einen globalen Impfstoffzugang, 
die weltumspannende Initiative zur Gewährleistung 
eines fairen und gleichberechtigten Zugangs zu 
 COVID-19-Impfstoffen.

Trotz zahlreicher Herausforderungen in diesem Jahr 
erreichte die humanitäre Hilfe der EU weiterhin Mil-
lionen schutzbedürftiger Menschen. Für diese Hilfen 
wurden insgesamt 2 Mrd. EUR ausgegeben, wobei 
der größte Teil in die südlich der Sahara gelegenen 
Regionen Afrikas floss, wo derzeit mehr als 18 Mil-
lionen Menschen humanitäre Hilfe benötigen, gefolgt 
von Syrien, wo mehr als 11 Millionen Menschen in 
Not sind. Zusammen mit den Mitgliedstaaten ist die 
EU nach wie vor der weltweit größte Geber humani-
tärer Hilfe.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2184
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2184
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1148
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2183
https://ec.europa.eu/eu-external-investment-plan/home_en
https://ec.europa.eu/eu-external-investment-plan/home_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1540
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Handel

Überprüfung der Handelspolitik der EU
Die Reaktion auf neue globale Herausforderungen 
und die Lehren aus der Coronavirus-Krise müssen 
als Richtschnur für die Handelspolitik der EU dienen. 
Vor diesem Hintergrund leitete die Kommission im 
Sommer eine Überprüfung der derzeitigen Handels-
politik ein. Diese Überprüfung, in deren Zuge auch 
eine öffentliche Konsultation durchgeführt wurde, 
soll zu einem Konsens über eine neue mittelfristige 
Strategie für den EU-Außenhandel führen.

Eine engagierte Handels- und Investitionspolitik 
ist unerlässlich, um die wirtschaftliche Erholung zu 
unterstützen, hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen 
und Unternehmen in der EU vor unlauteren Prakti-
ken im In- und Ausland zu schützen. Darüber hinaus 
werden umfassendere Prioritäten in den Bereichen 
Nachhaltigkeit, Klimawandel, digitale Wirtschaft und 
Sicherheit mit unterstützt. Die EU setzt sich nach-
drücklich für ein regelbasiertes Handelssystem ein. 
Im Jahr 2020 war sie federführend an der Schaf-
fung einer Mehrparteien-Interimsvereinbarung zur 
Beilegung von Handelsstreitigkeiten beteiligt, die es 
den Mitgliedern der Welthandelsorganisation erlaubt, 
weiterhin Streitigkeiten beilegen zu können, auch 
wenn ihr Berufungsgremium noch nicht funktionsfä-
hig ist. Die Vereinbarung trat im April in Kraft, und bis 

Ende 2020 waren ihr 23 Mitglieder der Welthandels-
organisation sowie die EU beigetreten.

Durchsetzung der Handelsregeln
Im Juli hat die Kommission ihren ersten Leitenden 
Handelsbeauftragten ernannt, der die Einhaltung und 
Durchsetzung der Handelsabkommen der EU sowohl 
innerhalb der EU als auch weltweit gewährleisten 
und verbessern soll. Der Beauftragte wird sicherstel-
len, dass die Partner ihren Verpflichtungen in vollem 
Umfang nachkommen und dass EU-Ausführer, insbe-
sondere kleine und mittlere Unternehmen, in vollem 
Umfang von den Handelsabkommen der EU profi-
tieren können. Er wird auch für eine konsequentere 
Durchsetzung der Verpflichtungen zur nachhaltigen 
Entwicklung, insbesondere in Bezug auf das Klima 
und die Arbeitnehmerrechte, Sorge tragen.

Im Juli aktualisierte die EU ein Maßnahmenpaket 
zum Schutz der Stahlindustrie der EU. Die Schutz-
maßnahmen, die sich aus einer Überprüfung von 
2018 ergeben, zielen darauf ab, die Industrie unter 
anderem vor möglichen Auswirkungen des Verhal-
tens ausländischer Stahlhersteller zu schützen, die 
infolge von US-Einfuhrbeschränkungen für Stahl und 
Aluminium einen Produktionsüberschuss in die EU 
umleiten.

 
COVID-19 hat den Handel stark beeinträchtigt. Eine robuste EU-Handelspolitik ermöglichte es der EU jedoch, bis 
Ende 2020 beim Außenhandel nahezu wieder auf das Vorkrisenniveau zurückzukehren.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1058
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/economy/20190528STO53303/die-eu-handelspolitik-globalisierung-nutzen
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/economy/20190528STO53303/die-eu-handelspolitik-globalisierung-nutzen
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/15/council-approves-a-multi-party-interim-appeal-arbitration-arrangement-to-solve-trade-disputes/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/15/council-approves-a-multi-party-interim-appeal-arbitration-arrangement-to-solve-trade-disputes/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1409
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1409
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2161
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102 Die EU und Mexiko

Am 28. April schlossen die EU und Mexiko die Ver-
handlungen über ein neues Handelsabkommen ab. 
Das Abkommen muss noch von der EU und Mexiko 
unterzeichnet und ratifiziert werden.

Mexiko ist der wichtigste Handelspartner der EU in 
Lateinamerika. Der bilaterale Handel mit Waren er-
reichte 2019 einen Wert von 66 Mrd. EUR, der mit 
Dienstleistungen betrug 2018 19 Mrd. EUR. Der Wa-
renhandel zwischen der EU und Mexiko hat sich seit 
dem Inkrafttreten des ursprünglichen Abkommens im 
Jahr 2001 fast verdreifacht. Die Warenausfuhren der 
EU belaufen sich inzwischen auf fast 40 Mrd. EUR 
pro Jahr.

Im Rahmen des neuen EU-Mexiko-Abkommens wird 
praktisch der gesamte Warenhandel zwischen der EU 
und Mexiko zollfrei vonstattengehen. Darüber hinaus 
werden in dem Abkommen fortschrittliche Regeln zur 
nachhaltigen Entwicklung festgelegt, wie die Ver-
pflichtung zur wirksamen Umsetzung des Pariser 
Klimaschutzübereinkommens. Es ist auch das erste 
Abkommen der EU mit einem lateinamerikanischen 
Land, das auch den Investitionsschutz umfasst. Das 
Handelsabkommen ist ferner Bestandteil eines 
umfassenderen Globalabkommens zwischen der EU 
und Mexiko, das sich auch auf die Menschenrechte, 
die politische Kooperation und die Entwicklungszu-
sammenarbeit erstreckt. Es ist das erste Handelsab-
kommen der EU, das Bestimmungen zur Korruptions-
bekämpfung enthält und Maßnahmen gegen 
Bestechung und Geldwäsche vorsieht. 

 
Beispiel für den Handel eines 
Mitgliedstaats mit Mexiko. Finnland 
und Mexiko unterhalten bereits enge 
Handelsbeziehungen. Durch das 
Abkommen zwischen der EU und Mexiko 
werden diese Beziehungen weiter 
ausgebaut.

Handelsabkommen EU-Vietnam
Am 1. August trat das Abkommen der EU mit Viet-
nam in Kraft. Mit dem Handelsabkommen werden 
die Zölle für 99 % aller Waren, die zwischen den 
beiden Volkswirtschaften gehandelt werden, schritt-
weise abgeschafft, und EU-Unternehmen können nun 
in Vietnam investieren und für Regierungsverträge 
gleichberechtigt mit ihren lokalen Wettbewerbern 
auftreten. Das Abkommen enthält auch strenge, 
rechtsverbindliche und durchsetzbare Bestimmungen 
zur nachhaltigen Entwicklung, um die Achtung der 
Arbeitnehmerrechte, den Umweltschutz und die Um-
setzung des Pariser Klimaschutzübereinkommens zu 
gewährleisten.

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
EU-Japan: Zwischenbilanz nach einem 
Jahr

Der 1. Februar war der erste Jahrestag des Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommens zwischen der EU 
und Japan. Bereits in diesem ersten Jahr haben die 
Ausfuhren nach Japan um 5 % gegenüber dem 
Vorjahr zugenommen (bis Ende Januar 2020). Mit 
dem Abkommen werden die Zölle in Höhe von 
1 Mrd. EUR, die Japan jedes Jahr auf Einfuhren aus 
der EU erhoben hat, größtenteils aufgehoben. Vom 
ersten Tag des Abkommens an konnten mehr als 
90 % der EU-Ausfuhren zollfrei nach Japan gelan-
gen. Wenn das Abkommen vollständig umgesetzt ist, 
wird Japan die Zölle auf 97 % der Einfuhren aus der 
EU abgeschafft haben, und der jährliche Handel 
zwischen der EU und Japan könnte um fast 
36 Mrd. EUR zunehmen. 

Ursula von der Leyen, Präsidentin der Europäischen Kommission 
(oben rechts), Charles Michel, Präsident des Europäischen Rates 
(links), und der japanische Premierminister Shinzō Abe nehmen 
per Videokonferenz am Treffen von Spitzenvertretern der EU und 
Japans teil, 26. Mai 2020.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_756
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_756
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-mexico-trade-agreement/index_de.htm
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/countries/mexico/
https://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/countries/mexico/
https://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/countries/vietnam/
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-japan-economic-partnership-agreement/index_de.htm
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-japan-economic-partnership-agreement/index_de.htm
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-japan-economic-partnership-agreement/index_de.htm
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/05/26/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/05/26/
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Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 

Der 1. Februar war der erste Jahrestag des Wirt
schaftspartnerschaftsabkommens zwischen der EU 
und Japan. Bereits in diesem ersten Jahr haben die 
Ausfuhren nach Japan um 5 % gegenüber dem 
Vorjahr zugenommen (bis Ende Januar 2020). Mit 
dem Abkommen werden die Zölle in Höhe von 
1 Mrd. EUR, die Japan jedes Jahr auf Einfuhren aus 
der EU erhoben hat, größtenteils aufgehoben. Vom 
ersten Tag des Abkommens an konnten mehr als 
90 % der EU-Ausfuhren zollfrei nach Japan gelan
gen. Wenn das Abkommen vollständig umgesetzt ist, 
wird Japan die Zölle auf 97 % der Einfuhren aus der 
EU abgeschafft haben, und der jährliche Handel 
zwischen der EU und Japan könnte um fast 
36 Mrd. EUR zunehmen. 

 
Ursula von der Leyen, Präsidentin der Europäischen Kommission 
(oben rechts), Charles Michel, Präsident des Europäischen Rates 
(links), und der japanische Premierminister Shinzō Abe nehmen 
per Videokonferenz am Treffen von Spitzenvertretern der EU und 
Japans teil, 26. Mai 2020.

Sonstige laufende 
Handelsverhandlungen
Die EU hat die Handelsverhandlungen mit Australien 
und Neuseeland mit vier bzw. drei Verhandlungsrun-
den fortgesetzt. In den Verhandlungen mit Indonesien 
über ein Handelsabkommen gab es eine Verhand-
lungsrunde, und mit den Komoren, Madagaskar, 
Mauritius, den Seychellen und Simbabwe wurden drei 
Verhandlungsrunden zur Vertiefung des bestehenden 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens geführt.

 

Die EU als Partner im multilateralen System

Um die ständig zunehmenden globalen Heraus-
forderungen bewältigen zu können, braucht die EU 
ein funktionierendes und gestärktes multilaterales 
System. Auch im Angesicht der Attacken auf den 
Multilateralismus in den letzten Jahren bleibt die EU 
nach wie vor ein entschiedener Befürworter einer 
internationalen regelbasierten Ordnung, in deren 
Mittelpunkt die Vereinten Nationen stehen.

2020 war nicht nur das Jahr des 75-jährigen 
Bestehens der Vereinten Nationen, sondern auch in 
dieser Hinsicht ein entscheidendes Jahr: Die weltwei-
ten Auswirkungen der Pandemie haben gezeigt, dass 
die internationale Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik bei den Vereinten 
Nationen, der Weltgesundheitsorganisation und dem 
Internationalen Währungsfonds sowie im Rahmen der 
G7, der G20 und anderer internationaler Gremien 
ausgebaut werden muss.

Die EU unterstützte den Aufruf des VN-Generalse-
kretärs António Guterres zu einer weltweiten Waf-
fenruhe angesichts der COVID-19-Pandemie und 
übernahm eine Vorreiterrolle bei der Mobilisierung 

der internationalen Gemeinschaft gegenüber Krisen-
situationen; sie war Mitorganisatorin großer Konfe-
renzen zu Sudan, Syrien und Venezuela.

Die Gesundheitspolitik der EU und der Weltgesund-
heitsorganisation ergänzen sich gegenseitig, da sie 
bei der COVID-19-Bekämpfung, der Prävention künf-
tiger Pandemien und anderen gesundheitspolitischen 
Herausforderungen zusammenarbeiten. So erstreckt 
sich die Zusammenarbeit beispielsweise auf Bereiche 
wie Krebsbekämpfung, Innovation im Gesundheits-
wesen und Lebensmittelsicherheit.

Die EU setzt sich auch dafür ein, die Welthandels-
organisation von Grund auf zu reformieren. Dabei 
geht es gerade darum, dass Europa weiter die 
Möglichkeiten der globalen Offenheit und Integration 
ausschöpfen kann und zugleich seine wirtschaftlichen 
und politischen Systeme weniger anfällig werden.

Das Berlaymont, das Hauptgebäude der Europäischen Kommission 
in Brüssel (Belgien), wurde am 24. Oktober 2020 zur Feier des 
75. Jahrestags der Charta der Vereinten Nationen in UNO-Blau 
angestrahlt.  

https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-japan-economic-partnership-agreement/index_de.htm
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-japan-economic-partnership-agreement/index_de.htm
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-japan-economic-partnership-agreement/index_de.htm
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/05/26/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2020/05/26/
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2151
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-new-zealand-trade-agreement/
https://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/countries/indonesia/
https://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/regions/esa/
https://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/regions/esa/
https://eeas.europa.eu/diplomatic-network/united-nations-un_en
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/03/declaration-by-the-high-representative-josep-borrell-on-behalf-of-the-eu-on-the-un-secretary-general-s-appeal-for-an-immediate-global-ceasefire/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1183
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-ministerial-meetings/2020/06/30/
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/79328/donors-conference-solidarity-venezuelan-refugees-and-migrants-countries-region-amid-covid-19_en
https://www.euro.who.int/en/media-centre/sections/statements/2020/joint-statement-a-deeper-and-result-oriented-partnership-for-health-in-europe
https://ec.europa.eu/trade/policy/eu-and-wto/
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Aufbau neuer 
Beziehungen 
zum Vereinigten 
Königreich

„Es hat sich gelohnt, für diese Einigung 
einzutreten, denn wir verfügen jetzt über 

ein gerechtes und ausgewogenes Abkommen 
mit dem Vereinigten Königreich, das 

unsere europäischen Interessen schützen, 
einen fairen Wettbewerb gewährleisten 

und unseren Fischereigemeinden die 
dringend benötigte Berechenbarkeit bieten 

wird. Zu guter Letzt können wir den 
Brexit hinter uns lassen und nach vorne 

schauen. Europa schreitet jetzt voran.“

URSULA VON DER LEYEN, 

PRÄSIDENTIN DER 

EUROPÄISCHEN KOMMISSION, 

BRÜSSEL ,  24.  DEZEMBER 2020
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Das Vereinigte Königreich ist am 31. Januar 2020 
nach der Ratifizierung des Austrittsabkommens durch 
die EU und das Vereinigte Königreich aus der Euro-
päischen Union ausgetreten. Das Abkommen, in dem 
die Bedingungen für den geordneten Austritt des 
Vereinigten Königreichs aus der EU gemäß Artikel 50 
des Vertrags über die Europäische Union festgelegt 
sind, ist am 1. Februar 2020 in Kraft getreten. Damit 
wurde ein Übergangszeitraum bis zum 31. Dezem-
ber 2020 eingeleitet, in dem das Vereinigte König-
reich weiterhin im Binnenmarkt und in der Zollunion 
verblieb. Mit dem Übergangszeitraum sollte Zeit für 
Verhandlungen über eine neue und gerechte künftige 
Partnerschaft auf der Grundlage der zwischen der 
EU und dem Vereinigten Königreich im Oktober 2019 
vereinbarten Politischen Erklärung gewonnen werden. 

Am 25. Februar hat der Rat grünes Licht für die 
Aufnahme von Gesprächen mit dem Vereinigten 
Königreich gegeben. Gleichzeitig ernannte er die 
Kommission zur Verhandlungsführerin der EU und 
nahm die Verhandlungsrichtlinien an, die den Rahmen 
der künftigen Partnerschaft vorgeben. Das Verhand-
lungsmandat umfasst Bereiche wie Handel, Fischerei, 

Sicherheit und Verteidigung, Strafverfolgung und die 
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen. Michel 
Barnier, Leiter der Taskforce für die Beziehungen zum 
Vereinigten Königreich der Europäischen Kommission, 
führte seine Rolle als Chefunterhändler der EU fort.

Die Verhandlungen zu den meisten Themen der 
Politischen Erklärung wurden am 2. März in Brüssel 
zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich 
aufgenommen; davon ausgeschlossen blieben die 
Außen- und Sicherheitspolitik, da das Vereinigte 
Königreich sich weigerte, diesbezüglich Gespräche 
aufzunehmen. Die Verhandlungen wurden trotz 
der durch den Ausbruch der Coronavirus-Pandemie 
verursachten Schwierigkeiten fortgesetzt; die Ver-
handlungsrunden im April, Mai und Juni fanden per 
Videokonferenz statt.

Die Kommission veröffentlichte am 18. März einen 
Entwurf für ein Abkommen für eine ehrgeizige, 
moderne und umfassende künftige Partnerschaft zwi-
schen der EU und dem Vereinigten Königreich. Damit 
wurde aus dem Mandat des Rates vom 25. Februar 
ein Rechtstext.

 
Ursula von der Leyen, Präsidentin der 
Europäischen Kommission, und Charles 
Michel, Präsident des Europäischen Rates, 
unterzeichnen das Austrittsabkommen 
zwischen der EU und dem Vereinigten 
Königreich in Anwesenheit von Michel 
Barnier, Leiter der Taskforce für die 
Beziehungen zum Vereinigten Königreich. 
Brüssel (Belgien), 24. Januar 2020.

 
Mitglieder des Europäischen Parlaments 
halten sich an den Händen und singen 
„Auld Lang Syne“, nachdem sie das 
Austrittsabkommen zwischen der EU 
und dem Vereinigten Königreich gebilligt 
haben und bevor es als letzter Schritt im 
Ratifizierungsprozess dem Rat vorgelegt 
wurde. Brüssel (Belgien), 29. Januar 2020.

https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/eu-uk-withdrawal-agreement_de
https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/overview_de
https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/overview_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1592316528275&uri=CELEX%3A12019W%2FDCL%2801%29
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/02/25/eu-uk-relations-council-gives-go-ahead-for-talks-to-start-and-adopts-negotiating-directives/
https://ec.europa.eu/info/departments/task-force-relations-united-kingdom_de
https://ec.europa.eu/info/departments/task-force-relations-united-kingdom_de
https://ec.europa.eu/info/publications/draft-text-agreement-new-partnership-united-kingdom
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200128IPR71204/brexit-deal-approved-by-the-european-parliament
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200128IPR71204/brexit-deal-approved-by-the-european-parliament
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106 Parallel zu den Verhandlungen über die künftige 
Partnerschaft zwischen der EU und dem Vereinigten 
Königreich setzte die EU ihre Bemühungen daran fort, 
alle Unternehmen, Bürger und öffentlichen Verwal-
tungen auf die unvermeidlichen Störungen vorzube-
reiten, die am 1. Januar 2021 durch die Entscheidung 
des Vereinigten Königreichs, den Binnenmarkt zu 
verlassen, verursacht werden.

Die Verhandlungsführer der EU und des Vereinigten 
Königreichs erzielten am 24. Dezember eine Einigung 
über den Wortlaut eines neuen Handels- und Koope-
rationsabkommens, das die künftigen Beziehungen 
regeln soll.

Am 29. Dezember nahm der Rat den Beschluss über 
die Unterzeichnung des Handels- und Kooperations-
abkommens zwischen der EU und dem Vereinigten 
Königreich sowie über seine vorläufige Anwendung 
ab dem 1. Januar 2021 an. Das Abkommen wird vor-
läufig angewandt, da die Zustimmung des Europäi-
schen Parlaments und sein Abschluss durch einen 
Beschluss des Rates noch ausstehen.

Am 30. Dezember 2020 unterzeichneten beide Ver-
tragsparteien das Abkommen. Die Präsidentin der 
Europäischen Kommission Ursula von der Leyen und 
der Präsident des Europäischen Rates Charles Michel 
unterzeichneten das Abkommen im Namen der 
Europäischen Union in Brüssel, anschließend wurde 
es Boris Johnson zur Unterzeichnung im Namen des 
Vereinigten Königreichs in London vorgelegt. Die 
vollständige Ratifizierung durch die EU erfolgt im 
Jahr 2021.

Zwar wird die Kooperation nach dem neuen Handels- 
und Kooperationsabkommen zwischen der EU und 
dem Vereinigten Königreich weit weniger eng sein 
als während der EU-Mitgliedschaft des Vereinigten 
Königreichs; es geht aber weit über ein traditionelles 
Freihandelsabkommen hinaus und bietet eine solide 
Grundlage, um unsere langjährige Freundschaft und 
Zusammenarbeit auch in Zukunft zu erhalten.

Es umfasst: 

1. ein beispielloses Freihandelsabkommen, 

2. eine weitreichende Zusammenarbeit in den Be-
reichen Wirtschaft, Soziales, Umweltschutz und 
Fischerei als integraler Bestandteil einer neuen 
Wirtschaftspartnerschaft, 

3. eine enge Partnerschaft für die Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger und

4. einen übergreifenden Governance-Rahmen.

Das Abkommen trägt dem Umstand Rechnung, dass 
das Vereinigte Königreich das EU-System gemeinsa-
mer Regeln, Aufsichts- und Durchsetzungsmechanis-
men verlässt und damit natürlich auch die Vorteile 
der Mitgliedschaft im Binnenmarkt verliert.

Es überträgt jeder Partei Rechte und Pflichten, wobei 
ihre Regulierungs- und Entscheidungsautonomie voll-
umfänglich gewahrt bleibt.

Auf Wunsch des Vereinigten Königreichs spart das 
Abkommen die Bereiche Außenpolitik, äußere Sicher-
heit und Verteidigung aus, obwohl eine Zusam-
menarbeit in diesen Bereichen ursprünglich in der 
Politischen Erklärung vorgesehen war.

Wie vom Europäischen Rat im Juli vereinbart, 
 unterbreitete die Kommission im Dezember einen 
Vorschlag zur Schaffung einer Reserve für die An-
passung an den Brexit mit einem Gesamtbudget von 
5 Mrd. EUR, um den negativen wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen in den am stärksten betroffenen Mit-
gliedstaaten und Sektoren entgegenzuwirken.

https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/overview/consequences-public-administrations-businesses-and-citizens-eu_de
https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/overview/consequences-public-administrations-businesses-and-citizens-eu_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_20_2534
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/29/eu-uk-trade-and-cooperation-agreement-council-adopts-decision-on-the-signing/
https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/eu-uk-trade-and-cooperation-agreement_de
https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/eu-uk-trade-and-cooperation-agreement_de
https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/eu-uk-trade-and-cooperation-agreement_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/30/press-release-signature-of-the-eu-uk-agreement-30-december-2020/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/30/press-release-signature-of-the-eu-uk-agreement-30-december-2020/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/07/21/european-council-conclusions-17-21-july-2020/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2536
https://ec.europa.eu/info/publications/brexit-adjustment-reserve_de
https://ec.europa.eu/info/publications/brexit-adjustment-reserve_de
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COVID-19-Pandemie

In der ersten Hälfte des Jahres 2020 konzentrierten 
sich das Europäische Parlament und der Rat auf 
pandemiebezogene Beschlüsse, die zumeist in per 
Videokonferenz durchgeführten Sitzungen gefasst 
wurden. Die Staats- und Regierungschefs sprachen 
sich das ganze Jahr über per Videokonferenz über die 
Corona-Krisenreaktion der EU ab und nahmen 
zahlreiche wichtige Vorschläge in Rekordzeit an. Der 
Europäische Rat hielt mehrere persönliche Sitzungen 
ab, um die Reaktion auf die Pandemie und weitere 
Fragen zu erörtern, darunter den langfristigen 
EU-Haushalt, die Beziehungen der EU zum Vereinig-
ten Königreich, Sicherheitsfragen, den Klimawandel 
und auswärtige Angelegenheiten.

Zu den Beschlüssen, die das Europäische Parla-
ment in Rekordzeit angenommen hat, gehörten die 
Annahme der Investitionsinitiative zur Bewältigung 
der Coronavirus-Krise und der finanziellen Soforthilfe 
für den Gesundheitssektor sowie die Sicherstellung, 
dass der EU-Solidaritätsfonds auch für Notlagen im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit gilt. Seit März 
haben sämtliche Plenarsitzungen in Brüssel statt-
gefunden. Ab Oktober waren die Sitzungen hybrid, 
d. h., die nicht in Brüssel ansässigen Teilnehmer 

nahmen per Videokonferenz an den Sitzungen teil. 
Die Kommission war bei diesen Sitzungen stets 
persönlich vertreten. In der ersten Jahreshälfte wur-
den zahlreiche physische Zusammenkünfte im Rat 
durch Videokonferenzen ersetzt. Der Ausschuss der 
Ständigen Vertreter trat das ganze Jahr über persön-
lich zusammen, um die Kontinuität der Arbeit des 
Rates sicherzustellen. Parlament und Rat haben mit 
außergewöhnlichem Tempo Legislativmaßnahmen 
erlassen, die sich sofort positiv für die Bürgerinnen 
und Bürger, die Unternehmen und die Regionen aus-
gewirkt haben.

Die Pandemie hat sich auch stark auf die Arbeit des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
und des Europäischen Ausschusses der Regionen 
ausgewirkt. Beide Ausschüsse nahmen mehrere ein-
schlägige Stellungnahmen an, und der Europäische 
Ausschuss der Regionen richtete im April eine Aus-
tauschplattform zur Stärkung der Zusammenarbeit 
zwischen den Regionen und den Städten in ganz 
Europa ein. Der Europäische Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss vergab einen Preis der zivilgesellschaftli-
chen Solidarität an 28 Initiativen zur Bewältigung der 
Folgen der Coronavirus-Krise.

 
David Sassoli, Präsident des Europäischen 
Parlaments, nimmt an der Staatsfeier zum 
Gedenken an die COVID-19-Opfer teil. 
Madrid (Spanien), 16. Juli 2020.

https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/4e2z-pw8r
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/4e2z-pw8r
https://ec.europa.eu/regional_policy/de/funding/solidarity-fund/
https://cor.europa.eu/de/engage/Pages/COVID19-exchangeplatform.aspx
https://cor.europa.eu/de/engage/Pages/COVID19-exchangeplatform.aspx
https://www.eesc.europa.eu/de/news-media/press-releases/applications-open-eesc-civil-solidarity-prize-dedicated-fight-against-coronavirus
https://www.eesc.europa.eu/de/news-media/press-releases/applications-open-eesc-civil-solidarity-prize-dedicated-fight-against-coronavirus
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Einigung über den langfristigen EU-Haushalt 2021-2027 und 
das Aufbaupaket NextGenerationEU

Im Spätherbst 2020 erzielten das Europäische Parla-
ment und der Rat mit Unterstützung vonseiten der 
Europäischen Kommission Einigung über die An-
nahme des größten Maßnahmenpakets, das jemals 
aus dem EU-Haushalt finanziert wurde (Volumen: 
1,8 Billionen EUR). Das Paket dient zur Befassung mit 
der Coronavirus-Krise und ihren Folgen und soll dazu 
beitragen, ein grüneres, digitaleres und widerstands-
fähigeres Europa aufzubauen, das für aktuelle und 
künftige Herausforderungen besser gerüstet ist.

Zum ersten Mal wird die EU über einen spezifischen 
Mechanismus zum Schutz ihres Haushalts vor Ver-
stößen gegen die Rechtsstaatlichkeit verfügen: die 
Verordnung über eine allgemeine Konditionalitäts-
regelung zum Schutz des Haushalts der Union. Durch 
sie wird ein zusätzlicher Schutz für den Haushalt ge-

boten. Die Kommission wird Leitlinien zu bestimmten 
Aspekten der Anwendung der Verordnung annehmen. 
Die Verordnung gilt seit dem 1. Januar 2021. Die 
Endbegünstigten von EU-Mitteln in den betroffenen 
Mitgliedstaaten werden durch diesen Mechanismus 
jedoch nicht beeinträchtigt.

Parallel dazu wurden die Arbeiten an den sektorspe-
zifischen Rechtsvorschriften zur Auflage der neuen 
EU-Programme vorangetrieben. Ende 2020 wurde 
über eine Vielzahl von Initiativen politische Einigung 
erzielt, darunter die Aufbau- und Resilienzfazilität, 
Horizont Europa, das Instrument für Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zu-
sammenarbeit und das neue Programm EU4Health. 
Die förmliche Annahme dieser Programme wird für 
Anfang 2021 erwartet.

Wichtige Zahlen und Fakten

Langfristiger Haushalt für 2021-2027 
in Höhe von 1,074 Billionen EUR (in 
Preisen von 2018), kombiniert mit 
dem befristeten Aufbauinstrument 
NextGenerationEU mit einem Volumen 
von 750 Mrd. EUR.

Über 50 % der Haushaltsmittel dienen 
der Unterstützung der Modernisierung 
durch politische Maßnahmen. So 
werden Forschung und Innovation 
über Horizont Europa unterstützt, 
eine faire Klimawende und eine faire 
Digitalisierung über den Fonds für einen 
gerechten Übergang und das Programm 
Digitales Europa und Vorsorge, Aufbau 
und Krisenfestigkeit über die Aufbau- 
und Resilienzfazilität, rescEU sowie das 
neue Gesundheitsprogramm EU4Health.

Seit Langem bestehende Politikbereiche 
wie die Kohäsionspolitik und die 
Gemeinsame Agrarpolitik werden 
modernisiert. Dafür werden weiterhin 
beträchtliche EU-Mittel für die grüne und 
digitale Wende bereitgestellt.

Jeweils 30 % der EU-Mittel aus 
NextGenerationEU und dem langfristigen 
Haushalt müssen für die Bekämpfung 
des Klimawandels verwendet werden. 
Im Rahmen des Pakets sollen auch der 
Schutz der biologischen Vielfalt und 
das Gender Mainstreaming besonderes 
Augenmerk erhalten.

Schlüsselprogramme wie Erasmus+, 
EU4Health und Horizont Europa werden 
gegenüber der auf der Sondertagung 
des Europäischen Rates im Juli 2020 
getroffenen Vereinbarung um 
15 Mrd. EUR aufgestockt.

https://www.consilium.europa.eu/de/policies/the-eu-budget/long-term-eu-budget-2021-2027/
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/the-eu-budget/long-term-eu-budget-2021-2027/
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Institutionelle Angelegenheiten

Im Rat wurde der Vorsitz von Kroatien und an-
schließend von Deutschland übernommen. Unter 
dem kroatischen Ratsvorsitz erfolgte die rasche 
Annahme von COVID-19-bezogenen Vorschlägen im 
Rahmen der Sofortmaßnahmen zur Bewältigung der 
Coronavirus-Krise, darunter die Investitionsinitiati-
ven zur Bewältigung dieser Krise, die Initiative zur 
Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosig-
keitsrisiken in einer Notlage und die Empfehlung 
des Rates zur vorübergehenden Beschränkung nicht 
unbedingt notwendiger Reisen in die EU. Ein weiterer 
Meilenstein im ersten Halbjahr war die Aufnahme 
der Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Nord-
mazedonien im März. Wichtige Meilensteine unter 
dem deutschen Ratsvorsitz waren die Fertigstellung 
des mehrjährigen Finanzrahmens und des Aufbau-
pakets sowie der Abschluss der Verhandlungen über 
das Handelsabkommen mit dem Vereinigten König-
reich. Der Europäische Rat erzielte zudem Einigung 
über ein ehrgeizigeres Klimaziel für 2030 und nahm 
angesichts der angespannten Lage in Belarus drei 
Sanktionspakete an.

Das Europäische Parlament konzentrierte sich nach 
dem Sommer auf institutionelle Fragen, beginnend 
mit der ersten Rede von Kommissionspräsidentin von 
der Leyen zur Lage der Union vom 16. September. Im 
Oktober stimmte das Parlament nach dem Rücktritt 
von Kommissionsmitglied Phil Hogan dessen Er-
setzung durch Mairead McGuinness zu, die nunmehr 
Kommissarin für Finanzdienstleistungen, Finanzstabi-
lität und die Kapitalmarktunion ist.

Für den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss und den Europäischen Ausschuss der Regio-
nen war 2020 ein Jahr der Erneuerung. Infolge des 
 Brexits verringerte sich die Größe beider Ausschüs-
se von jeweils 350 auf 329 Mitglieder, und beide 
wurden zu etwa 40 % neu besetzt. Am 12. Februar 
wurde Apostolos Tzitzikostas zum Präsidenten des 
Europäischen Ausschusses der Regionen und am 
28. Oktober Christa Schweng zur Präsidentin des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
gewählt.

Langfristiger Haushalt 2021-2027

https://ec.europa.eu/info/strategy/strategic-planning/state-union-addresses/state-union-2020_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/strategic-planning/state-union-addresses/state-union-2020_de
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/mcguinness_en


Die EU kontaktieren

Besuch

In der Europäischen Union gibt es Hunderte von „Europe Direct“-Informationsbüros. Über diesen Link finden Sie 
ein Informationsbüro in Ihrer Nähe: https://europa.eu/european-union/contact_de

Telefon oder E-Mail

Der Europe-Direct-Dienst beantwortet Ihre Fragen zur Europäischen Union. Kontaktieren Sie Europe Direct

 ― über die gebührenfreie Rufnummer: 00 800 6 7 8 9 10 11 (manche Telefondienstanbieter berechnen 
allerdings Gebühren), 

 ― über die Standardrufnummer: +32 22999696 oder 

 ― per E-Mail über: https://europa.eu/european-union/contact_de

Informationen über die EU

Im Internet

Auf dem Europa-Portal finden Sie Informationen über die Europäische Union in allen Amtssprachen:

https://europa.eu/european-union/index_de

EU-Veröffentlichungen
Sie können – zum Teil kostenlos – EU-Veröffentlichungen herunterladen oder bestellen unter https://op.europa.
eu/de/publications. Wünschen Sie mehrere Exemplare einer kostenlosen Veröffentlichung, wenden Sie sich an 
Europe Direct oder das Informationsbüro in Ihrer Nähe (siehe https://europa.eu/european-union/contact_de).

Informationen zum EU-Recht 

Informationen zum EU-Recht, darunter alle EU-Rechtsvorschriften seit 1952 in sämtlichen Amtssprachen, 
finden Sie in EUR-Lex: https://eur-lex.europa.eu

Offene Daten der EU
Über ihr Offenes Datenportal (https://data.europa.eu/euodp/de) stellt die EU Datensätze zur Verfügung. Die 
Daten können zu gewerblichen und nichtgewerblichen Zwecken kostenfrei heruntergeladen werden.

https://europa.eu/european-union/contact_de
https://europa.eu/european-union/contact_de
https://europa.eu/european-union/index_de
https://op.europa.eu/de/publications
https://op.europa.eu/de/publications
https://europa.eu/european-union/contact_de
https://eur-lex.europa.eu
https://data.europa.eu/euodp/de
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